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Amt der Burgenldndischen Landesregierung

Zahl: A2/W.GV-10002-69-2021

432. Priifung zum Nachweis der fachlichen Eignung fiir das
Giiterbeférderungsgewerbe, Priifungstermin Juni 2022

Gemal § 6 der Verordnung des Bundesministers fiir 6ffentliche Wirtschaft und Verkehr Gber den Zugang
zum mit Kraftfahrzeugen betriebenen Giterbeférderungsgewerbe (Berufszugangsverordnung Giterkraftver-
kehr - BZG(-VO), BGBI. Nr. 221/1994, in der geltenden Fassung, sowie der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 21.10.2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln fiir die Zulassung
zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates wird fir die
Abhaltung der fachlichen Eignungsprifung folgender Termin fur Juni 2022 festgelegt:

Schriftliche Prifung: 10. Juni 2022
Miundliche Prifung: 14., 15. und 17. Juni 2022

Das Ansuchen um Zulassung zur fachlichen Eignungsprufung hat der/die Prifungswerber/in bis spatestens
sechs Wochen vor dem jeweiligen Prifungstermin beim Amt der Burgenldndischen Landesregierung, Abteilung
2, Hauptreferat Wirtschaft, Anlagen und rechtliche Angelegenheiten des Tourismus, 7000 Eisenstadt, einzu-
bringen.
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Unter der Internetadresse

http://www.e-government.bgld.gv.at/formulare

kann ein Formblatt flir das Ansuchen heruntergeladen werden. Weiters besteht die Moglichkeit das Ansuchen
um Zulassung zur Priifung mittels Online-Formular einzubringen.

Dem Ansuchen um Zulassung zur Prifung sind anzuschlieBen:

1. die dem Nachweis des Vor- und Familiennamens dienenden Urkunden (Geburts- und Heiratsurkunde
bzw. Meldebestatigung)

2. der Nachweis Uber die Entrichtung der Prifungsgebihr (Einzahlungsbestatigung),

3. diverse Abschlusszeugnisse, Diplome (HAK, HTBLA, Studienabschliisse etc.) das heif’t, bei entsprechen-
dem schulischen Nachweis kénnen dem Priifungswerber Teile der in der Verordnung festgelegten
Sachgebiete sowohl der schriftlichen als auch der mindlichen Priifung erlassen werden.

GemaR § 9 der BZP-VO hat der/die Priifungswerber/in bei Antritt der schriftlichen und der miindlichen Pru-
fung seine Identitat durch einen amtlichen Lichtbildausweis nachzuweisen.

Der/Die Prifungswerber/in hat gemaR § 13 Abs. 1 der BZP-VO als Kostenbeitrag zur Durchfiihrung der Pri-
fung eine Gebihr von 12 v.H. des Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, ein-
schlieBlich einer allfalligen Teuerungszulage, aufgerundet auf einen durch flinfzig teilbaren Eurobetrag, fiir die
fachliche Eignungspriifung an das Amt der Bgld. Landesregierung, 7000 Eisenstadt, auf das Konto bei der Bank
Burgenland, IBAN: AT19 5100 0910 1300 1400, BIC: EHBBAT2E, zugunsten der VASt. 2-052005-8150 zu entrich-
ten.

Fir die fachliche Eignungspriifung ergibt dies derzeit einen Betrag von 340 Euro (Anderungen vorbehalten).

Fir den Landeshauptmann:
Die Abteilungsvorstandin:
Mag.? Novosel

Zahl: A9/WBF.A2-10001-2-2021

433. Burgenlandisches Wohnbauférderungsgesetz 2018; Richtlinie 2022
zur Forderung des Ankaufs von Eigenheimen, Wohnungen und Reihenhdusern

Inhaltsverzeichnis

I. Aligemeines

§1 Forderziel
§ 2 Fordergegenstand
§ 3 Begriffsbestimmungen

Il. Fordervoraussetzungen

§ 4 Forderungswerberin oder Forderungswerber
§5 Einkommen
§ 6 Einkommensgrenzen
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§ 7 Finanzierung des Bauvorhabens
§ 8 Heizwarmebedarf

Ill. Berechnung der Férderhdhe

§9 Forderhohe
IV. Darlehenskonditionen

§ 10 Grundblicherliche Sicherstellung

§ 11 Vorrangeinrdumung

§ 12 Loschung

§ 13 Tilgungsplan

§ 14 Einhebung Verwaltungskostenbeitrage

V. Forderverfahren

§ 15 Antragstellung

§ 16 Forderabwicklung / Férderpriifung
§ 17 Zusicherung und Schuldschein

§ 18 Auszahlungsmodalitaten

VI. Weitere Férderungsbedingungen
§ 19 Sonstige Forderungsbedingungen
VII. Kiindigungsbestimmungen

§ 20 Kindigung

§ 21 Falligstellung

§ 22 Widerruf

§ 23 Konkurs und Versteigerung

VIIl. Ubernahme von Forderungsdarlehen

§ 24 Ubernahme durch Schenkung oder Kauf
§ 25 Ubernahme durch Erbschaft
§ 26 Entlassung aus der Haftung von Wohnbaudarlehen

IX. Schlussbestimmungen

§ 27 Sonstige Bestimmungen
§ 28 Duldungs- und Mitwirkungspflichten
§ 29 Inkrafttreten

I. Allgemeines

§1
Forderziel

Ziel dieser Richtlinie ist die Sicherung von qualitativ hochwertigem und leistbarem Wohnraum unter Berick-
sichtigung raumordnungspolitischer, klimarelevanter und 6kologischer Gesichtspunkte sowie sozialer, wirt-
schaftlicher und 6kologischer Nachhaltigkeit. Besonderes Augenmerk soll auf die Erreichung der Klimaschutz-
ziele, Energieeffizienz sowie den schonenden Umgang mit Ressourcen gelegt werden.
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(1)

(2)

(3)
(4)

(5)
(6)

§2
Férdergegenstand

Im Rahmen dieser Richtlinie fordert das Land Burgenland nach MaRgabe der im jeweiligen Landeshaushalt
zur Verfligung stehenden Mittel den Ankauf eines nicht geforderten Eigenheimes, einer nicht geférderten
Eigentumswohnung oder eines nicht geférderten Reihenhauses, dessen Baubewilligung oder Baufreigabe
zum Zeitpunkt des Ansuchens mindestens 20 Jahre zurlick liegt.

Die Forderung besteht in der Gewahrung eines Darlehens im AusmaR von 50% des um den ortsiiblichen
Grundstiickspreis und die Inventarkosten verminderten Kaufpreis, wobei die Darlehenshéhe abhangig
vom nachzuweisenden Heizwarmebedarf mit hochstens EUR 40.000 pro Wohneinheit begrenzt ist.

Bei Kauf zwischen nahestehenden Personen ist eine Férderung nach dieser Richtlinie nicht moglich.

In besonders beriicksichtigungswirdigen Fallen (wie z.B. wirtschaftlichen Schwierigkeiten, Katastrophen-
féllen) kann die Burgenlandische Landesregierung unter Beachtung der personlichen Verhaltnisse im
Sinne dieser Richtlinie ein angemessenes Darlehen gewdhren, wenn einzelne Voraussetzungen fir die
Zuerkennung einer Férderung nach dieser Richtlinie nicht gegeben sind.

Auf die Gewahrung der Férdermittel besteht kein Rechtsanspruch.

Soweit es Bedarf und zur Verfligung stehende Férdermittel erforderlich machen, wird eine Reihung der
Forderungsantrage nach dem Datum des Einlangens vorgenommen und kann die FérderungsmaRnahme
und damit die Moglichkeit der Einreichung von Férderungsantragen nach dieser Richtlinie vorzeitig been-
det werden.

§3
Begriffsbestimmungen

Eigenheime: Wohnhduser mit héchstens zwei Wohnungen, von denen eine zur Benlitzung durch die Ei-
gentlimerin oder den Eigentlimer bestimmt ist; bei Eigenheimen mit zwei Wohnungen muss die selbst-
standige Benlitzbarkeit gegeben sein, wobei die Wohnungen lber einen gemeinsamen Vorraum zugang-
lich sein kdnnen; mit Zustimmung des Landes kann ein Eigenheim aus besonders bericksichtigungswir-
digen Griinden eine weitere Wohnung fiir nahestehende Personen umfassen;

Wohnung: eine zur ganzjahrigen Benltzung durch Menschen geeignete, baulich in sich abgeschlossene
Einheit, die mindestens aus Zimmer, Kiiche (Kochnische), Vorraum, WC und Bade- oder Duschgelegenheit
besteht und deren Ausstattung zeitgemallen Wohnbedirfnissen entspricht. Die Wohnnutzflache muss
zumindest 35 m? betragen;

Gefordertes Objekt: ein Gebdude oder eine Wohnung, welches oder welche mit Mitteln der Wohnbau-
forderung gefordert wird und zur Abdeckung des standigen, dringenden Wohnbedarfs der Forderungs-
werberin oder des Forderungswerbers oder der Mieterin (Nutzungsberechtigte) oder des Mieters (Nut-
zungsberechtigten) und ihr oder ihm nahestehender Personen dient und wofiir das Férderungsdarlehen
noch nicht vollsténdig zuriickgezahlt ist oder wofiir noch Annuitdten- oder Zinsenzuschiisse geleistet wer-
den;

Foérderbare Nutzfliche (Wohnnutzfliche): die gesamte Bodenflache einer Wohnung einschliellich eines
Wintergartens abzliglich der Wandstarken und der im Verlauf der Wande befindlichen Durchbrechungen
(Ausnehmungen); Treppen, offene Balkone, Terrassen, Loggien, sowie flir berufliche Zwecke spezifisch
ausgestattete Raume innerhalb einer Wohnung und Keller- und Dachbodenrdaume, welche nicht fir
Wohnzwecke geeignet sind, sind bei der Berechnung der férderbaren Nutzflache (Wohnnutzflache) nicht
zu beriicksichtigen;

Kaufpreis: der im Kaufvertrag festgelegte Kaufpreis abziiglich der ortstiblichen Grundstiickspreise und der
Inventarkosten sowie vorhandener Nebengebaude;
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10.

(1)

(2)

(3)

(4)

Forderungswiirdige Personen: natiirliche Personen gemaR § 13 Bgld. WFG 2018, die sich verpflichten am
Ort des geforderten Objektes ihren Hauptwohnsitz zu begriinden und in deren Allein- oder iberwiegen-
dem Miteigentum sich auller dem gefdérderten kein weiteres aus Mitteln der Wohnbauférderung eines
Bundeslandes gefordertes Objekt befindet und die die Forderkriterien der jeweiligen Forderrichtlinien er-
fullen;

Nahestehende Personen: die Ehegattin oder der Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der eingetra-
gene Partner gemaR dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz - EPG, Verwandte in gerader Linie einschliel3-
lich der Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder, Verwandte bis zum zweiten Grad der Seitenlinie und Verschwa-
gerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Inhaberin (Mieterin) oder dem Inhaber (Mieter) des
geforderten Objektes in einer in wirtschaftlicher Hinsicht gleich einer Ehe eingerichteten Haushaltsge-
meinschaft lebt (Lebensgefdhrtin, Lebensgefahrte) und deren eigene Kinder, Adoptiv- und Pflegekinder;
Biirgin/Biirge: eine Osterreichische Staatsbilrgerin oder ein 6sterreichischer Staatsburger, die oder der
sich verpflichtet, als Blirge und Zahler fiir den zugesicherten Darlehensbetrag zu haften;
Haushaltseinkommen: Die Summe der Einkommen (gemaR § 5) der Forderungswerberin und des Forde-
rungswerbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden eigen-
berechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsflihrung oder Pflege beschaftigten Arbeitnehmer
oder Selbstandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar Uber ein eigenes Einkommen verfiigen,
ihren Lebensmittelpunkt jedoch auBerhalb des Haushaltes haben oder in absehbarer Zeit einen eigenen
Haushalt griinden werden (Nebenwohnsitz);

Energieausweis: Fiir das zu férdernde Objekt ist ein Energieausweis vorzulegen, aus dem auch die Oko-
kennzahl (OI13BG1) nach Bilanzgrenze 1 hervorgeht. Der Energieausweis ist von qualifizierten und befug-
ten Personen auszustellen und in die Energieausweisdatenbank einzugeben und zu registrieren. Die Best-
immungen des § 34a und b der Burgenldandischen Bauverordnung 2008 — Bgld. BauVO 2008 sind anzu-
wenden;

Il. Forderungsvoraussetzungen

§4

Forderungswerberin oder Férderungswerber

Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber muss eine férderungswiirdige natirliche Person ge-
maRk § 13 Bgld. WFG 2018 sein und die geférderte Wohneinheit zur Deckung des dringenden Wohnbedarfs
bendtigen.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber muss unmittelbar vor Einbringung des Ansuchens
um Gewdhrung einer Férderung mindestens zwei Jahre ununterbrochen und rechtméfig den Hauptwohn-
sitz in Osterreich begriindet haben und Einkiinfte beziehen, die der Einkommensteuer in Osterreich un-
terliegen oder aufgrund der Ausiibung einer Erwerbstatigkeit Beitrdge an die gesetzliche Sozialversiche-
rung in Osterreich entrichtet haben und nunmehr Leistungen aus dieser erhalten. Einkiinfte auf Grundlage
anderer landes- oder bundesgesetzlicher Regelungen gelten diesen Einkiinften als gleichgestellt.

Der Regelung in Abs. 2 gleichgestellt gilt auch, wenn die Férderungswerberin oder der Férderungswerber
rechtmiRig seit zumindest fiinf Jahren Einkiinfte bezogen hat, die der Einkommensteuer in Osterreich
unterliegen.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber muss zumindest Halfteeigentiimerin oder Halfteei-
gentlimer der zu fordernden Liegenschaft sein. Bei Ehegattinnen und Ehegatten, Lebensgefahrtinnen und
Lebensgefdhrten oder eingetragene Partnerinnen und eingetragene Partner geniigt gemeinsames Half-
teeigentum. Miteigentlimerinnen und Miteigentiimer diirfen nur nahestehende Personen sein.
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(5)

(6)

(7)

(8)

(9)

(1)

Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber muss sich verpflichten im geférderten Objekt den
Hauptwohnsitz zu begriinden. Ebenso ist der Hauptwohnsitz von nahestehenden Personen im geférder-
ten Objekt nachzuweisen. Die Begriindung des Hauptwohnsitzes hat langstens 6 Monate ab Zusicherung
oder bei Durchfiihrung von SanierungsmaRnahmen nach Fertigstellung zu erfolgen.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber darf nicht Allein- oder Giberwiegender Miteigent-
mer eines aus weiteren Bundes- oder Landesmittel geforderten Objekts sein.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber darf nicht Allein- oder Giberwiegender Miteigenti-
mer eines Eigenheimes, Reihenhauses oder einer Wohnung sein, deren Benlitzungsbewilligung oder Be-
nltzungsfreigabe weniger als 20 Jahre zurlickliegt.

Natirlichen Personen darf eine Forderung nur gewdhrt werden, wenn sie jedenfalls zum Zeitpunkt der
Erbringung des Ansuchens forderungswiirdige Personen sind.

Das geforderte Objekt darf nicht vermietet werden.

§5
Einkommen

Zum Zeitpunkt des Férderungsansuchens ist folgendes Einkommen nachzuweisen:

1. bei nicht zur Einkommensteuer veranlagten Personen die Einkilinfte aus nichtselbstandiger Arbeit ge-
maRk § 25 EStG 1988 in Hohe der Bruttobeziige des dem Ansuchen vorangegangenen Kalenderjahres,
in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei oder drei Kalenderjahre (It. Lohn-
zettel), vermindert um die insgesamt einbehaltenen SV-Beitrdge, Kammerumlage, Wohnbauforde-
rung, um die Werbungskosten, die freiwilligen Betrage, um die Pendlerpauschale gem. § 16 Abs. 176
EStG 1988 (unter Berlicksichtigung des Pendlereuros gem. § 33 Abs. 5 Z 4 EStG 1988), um die sonstigen
Bezlige gemall § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, um die Freibetrage gemall §§ 35 und 105 EStG 1988
sowie um die einbehaltene Lohnsteuer. Die einbehaltene Lohnsteuer vermindert sich um einen Erstat-
tungsbetrag aus einer Arbeitnehmerinnen- oder Arbeitnehmerveranlagung;

2. bei zur Einkommensteuer veranlagten Personen das Einkommen laut Einkommensteuerbescheid des
letztveranlagten Kalenderjahres, in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei
oder drei Kalenderjahre, vermehrt um die steuerfreien Einkiinfte und um die abgezogenen Betrage
nach §§ 10, 18, 24 Abs. 4, 27 Abs. 3, 31 Abs. 3, 34 und 41 Abs. 3 EStG 1988 sowie vermindert um die
festgesetzte Einkommensteuer. Soweit im Einkommen Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit ent-
halten sind, sind die Einkiinfte aus nichtselbststéandiger Arbeit um die Bezlige gemaR §§ 67 und 68
EStG 1988 (laut Lohnzettel), ausgenommen die Beziige gemall § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, zu er-
hohen. Negativeinkommen und negative Einkiinfte aus der steuerschonenden Veranlagung und sich
daraus ergebende Verlustvortrage werden nicht einkommensmindernd berticksichtigt.

3. bei pauschalierten Land- und Forstwirtinnen oder Land- und Forstwirten 40 % des zuletzt festgestell-
ten Einheitswertes;

4. Weiters zahlen zum Einkommen:

- eine gerichtlich oder vertraglich festgesetzte, in Geld bezogene Unterhaltsleistung; unter glei-
chen Voraussetzungen ist eine solche Unterhaltsleistung beim Zahlungspflichtigen einkom-
mensmindernd zu beriicksichtigen. In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen kann von
einer Heranziehung der Unterhaltsleistung abgesehen werden;

- Arbeitslosengeld und Notstandshilfe;

- Krankengeld;

- Wochen- und Kinderbetreuungsgeld;

- Pensionsleistungen, ausgenommen Waisenpensionen;

- Einkommen aus andern Liandern als Osterreich;
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(2)

(3)

(1)

(2)

(3)

- ein angemessener Anteil sonstiger Einnahmen (z.B. Mindestsicherung);
- Einkinfte aus Vermietung und Verpachtung von land- und forstwirtschaftlichen Flachen;
- EinkUnfte aus Vermietungen von Wohnungen und Eigenheimen.

Nicht als Einkommen gelten jedenfalls: Einkommen von volljahrigen Kindern bis zur Vollendung des
27. Lebensjahres, Familienbeihilfen, Kinderabsetzbetrdage, Zuwendungen der Familienférderung des Lan-
des, Pflegegeld auf Grund des Bundes- oder eines Landespflegegesetzes und Waisenpensionen, Leistun-
gen aus dem Grund der Behinderung, Heilungskosten, Schmerzensgeld, Abfertigungen, Jubildumsgelder,
einmalige Pramien, Belohnungen. Einklinfte aus Studienbeihilfen, Ferialbeschaftigungen und Einkiinfte
aus Praktika, die im Rahmen der schulischen Ausbildung oder des Studiums absolviert werden, der im
Rahmen eines Familienbonus gewé&hrte Betrag einer Steuergutschrift bzw. eines Absetzbetrages, Alimen-
tations-, oder Unterhaltszahlungen ab der Vollendung des 18. Lebensjahres des Kindes, Lehrlingsentscha-
digungen oder diesen gleichzuhaltenden Einklnften auf Grund einer Ausbildung oder sonstigen regelma-
Rigen Beschéaftigung (auch im Rahmen des Zivil- oder Wehrdienstes), sind dann zu berticksichtigen, wenn
die Bezieherin oder der Bezieher selbst Forderungswerberin oder Foérderungswerber ist.

Als Haushaltseinkommen gilt die Summe der Einkommen der Férderungswerberin und des Férderungs-

werbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden eigenbe-
rechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfiihrung oder Pflege beschaftigten Arbeitnehmer
oder Selbstandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar Uber ein eigenes Einkommen verfiigen,
ihren Lebensmittelpunkt jedoch auRerhalb des Haushaltes haben (Nebenwohnsitz) oder in absehbarer
Zeit einen eigenen Haushalt griinden werden.

Bei der Prifung und Ermittlung des malRgebenden Einkommens kénnen weitere Nachweise oder Erkla-
rungen (insbesondere Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, mit Einlaufstempel des Finanzamtes verse-
hene Kopie der Einkommensteuererklarung samt Beilagen, Vorauszahlungsbescheid, Einheitswertbe-
scheid) abverlangt werden und sind von der Forderungswerberin oder dem Forderungswerber beizubrin-
gen.

§6
Einkommensgrenzen

Das hochstzuldssige Jahreseinkommen (Haushaltseinkommen) betragt bei einer HaushaltsgréfRe von

einer Person 38.000 Euro
zwei Personen 65.000 Euro
drei Personen 66.500 Euro
vier Personen 68.000 Euro

fanf Personen und mehr 70.000 Euro
Personen, deren Einkommen zum Zeitpunkt des Einbringens des Ansuchens das Mindesteinkommen nicht

erreicht bzw. Personen, die keine Einkommensnachweise erbringen kénnen, haben, um dennoch in den
Genuss einer Forderung zu gelangen, zusatzliche Sicherheiten (z.B. zusatzliche Sicherstellung auf einem
Ersatzgrundstiick, rechtsverbindliche Schuldbeitrittserkldarungen von dritter Seite, Biirgschaften) beizu-
bringen. Als Ersatzgrundstiicke werden nur Grundstiicke in Osterreich akzeptiert, deren Wert mindestens
50% der moglichen Férderung entspricht (Erhebung des dzt. ortsiiblichen Quadratmeterpreises). Birg-
schaften kénnen nur von Osterreichischen Staatsbirgerinnen und &sterreichischen Staatsbiirgern liber-
nommen werden.

Das erforderliche monatliche Mindesteinkommen hat zu betragen bei einer Haushaltsgréf3e von

einer Person 870 Euro
zwei Personen 1.200 Euro
drei Personen 1.350 Euro
vier Personen und mehr 1.500 Euro
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(1)
(2)

§7
Finanzierung des Bauvorhabens

Die Finanzierung des Bauvorhabens muss gesichert sein.
Die Finanzierung des Kaufpreises ist der Forderstelle nachzuweisen, wobei zumindest 10% der maRgeben-

den Gesamtbaukosten aus Eigenmittel aufzubringen sind.

§8
Heizwdrmebedarf

Flr das zu fordernde Objekt ist ein Energieausweis vorzulegen. Fiir die Gewahrung der Ankaufsférderung ist
die Einhaltung der Anforderungen an den Heizwdarmebedarf jedoch keine Férdervoraussetzung.

(1)

(2)

(1)

(2)

(3)

(4)

Ill. Berechnung der Forderhohe

§9
Forderhohe

Die vorgeschriebenen Einkommenshoéchstgrenzen diirfen nicht liberschritten und das maximale Mindest-
einkommen (§ 6) muss erreicht werden.

Die Forderhohe betragt 50% des forderbaren Kaufpreises, wobei sich dieser errechnet aus dem Kaufver-
trag abzlglich ortsiblicher Grundstiickspreis (nicht bei Wohnungen) und Inventarkosten, abhéngig vom
Heizwarmebedarf (siehe Tabelle), jedoch max. 40.000 Euro.

Heizwarmebedarf kWh/m?2.a Forderbetrag in Euro
<60 € 40.000
<65 € 35.000
<70 €30.000
<75 €25.000
>75 €20.000

IV. Darlehenskonditionen

§10
Grundbiicherliche Sicherstellung

Das zugesicherte Forderungsdarlehen ist im Grundbuch erstrangig sicherzustellen, wobei das Pfandrecht
immer auf der gesamten Einlagezahl einzutragen ist. Eine Sicherstellung auf einzelnen Anteilen ist im Ei-
genheimbereich nicht moglich.

Bei Ankauf von Wohnungseigentum (Objekt besteht aus zumindest drei Wohneinheiten) ist eine Sicher-
stellung auf den jeweiligen Anteilen moglich.

Ist die sofortige Einverleibung des Pfandrechts nicht moglich oder zweckmaRig, kann vom Land eine Treu-
handerklarung gemal} den Bestimmungen des § 8 Abs. 2 Bgld. WFG 2018 angenommen werden.

Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber hat im Falle der Gewadhrung eines Forderungsdarle-
hens ihr oder sein Eigentum an der zu verbauenden Liegenschaft nachzuweisen. Sofern der Nachweis des
grundbiicherlichen Eigentums aus besonderen Griinden nicht sofort erbracht werden kann, kann vom Land
die Treuhanderklarung einer 6ffentlichen Notarin oder eines Notars oder einer Rechtsanwaltin oder eines
Rechtsanwalts, dass der Nachweis ehestens erbracht wird, als zwischenzeitiger Nachweis der Forderungs-
werberin oder des Férderungswerbers anerkannt werden.
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(5)

(1)

(2)

Wurde eine Férderung zugesichert und grundbiicherlich sichergestellt, so ist auf der Liegenschaft im Rang
vor Belastungen fiir andere Glaubiger fiir das Land Burgenland ein VerduRerungsverbot zugunsten des
Landes einzuverleiben. Ist das VerauRerungsverbot einverleibt, kann das Eigentum (Baurecht) an der Lie-
genschaft durch Rechtsgeschafte unter Lebenden nur mit schriftlicher Zustimmung des Landes tGbertragen
werden.

§11
Vorrangeinraumung

Die Zustimmung des Landes zur ausnahmsweisen vorrangigen grundbiicherlichen Sicherstellung gemal §
10 fur ein Wohnrecht, Ausgedinge, Fruchtgenussrecht, Vorkaufsrecht oder Baurecht darf nur dann erteilt
werden, wenn weiterhin die ausreichende Besicherung des Forderungsdarlehens gewahrleistet ist.

Von der grundsatzlich erforderlichen erstrangigen grundbiicherlichen Sicherstellung von Wohnbaudarle-
hen kann bei grundbiicherlich sichergestellten Wohnrechten von zumindest 80-jahrigen Angehorigen Ab-
stand genommen werden. Bei Vorliegen besonders beriicksichtigungswirdiger Griinde (z.B. Demenzer-
krankung) ist unabhédngig vom Alter eine nachrangige Sicherstellung moglich.

§12
Léschung

Das Land hat die Einwilligung zur Loschung des Pfandrechtes und etwaiger weiterer Eigentumsbeschrankun-
gen (insbesondere eines Belastungs- oder VerdauRerungsverbotes) zu erteilen, wenn das Férderungsdarlehen
zur Ganze zuriickbezahlt worden ist. Die Ausstellung einer Léschungserklarung vor Darlehenstilgung ist bei
Vorliegen einer Treuhanderklarung einer offentlichen Notarin oder eines Notars oder einer Rechtsanwaltin
oder eines Rechtsanwalts moglich. Eine SchlieBungsdifferenz von + € 15,00 bis - € 15,00 im Zuge der finalen
Darlehnsriickzahlung und KontoschlieBung ist unbeachtlich. Es erfolgt diesbeziiglich keine Rickzahlung bzw.
Nachforderung.

(1)

(2)
(3)
(4)

(5)

(6)

(7)

§13
Tilgungsplan

In den Tilgungsplanen sind die Darlehensbedingungen festzulegen, wobei eine Darlehenslaufzeit von 30
Jahren, eine halbjahrlich dekursive Verzinsung von 0,9% pro Jahr vom 1. bis zum 30. Jahr vorzusehen ist.
Die Zinsberechnung erfolgt kalendermaRig/360 Tage jeweils vom aushaftenden Darlehenskapital. Die halb-
jahrlich dekursiv zu leistenden Annuitdtszahlungen betragen fiir die 1. bis 60. Halbjahresrate des Tilgungs-
zeitraumes 1,91% des Darlehensbetrages, wobei die Annuitdtsberechnung jeweils vom Darlehensnomi-
nale erfolgt.

Die Aussetzung der Annuitat auf bestimmte Zeit ist gemaR & 17 Abs. 3 Bgld. WFG 2018 moglich.

Die Verzinsung beginnt mit der ersten Auszahlung des Darlehensbetrages oder Darlehensteilbetrages.

Die Tilgung beginnt am Monatsersten, welcher der Endzuzahlung folgt, erstmalig sechs Monate ab Aus-
zahlung. Teilrlickzahlungen sind ab dem der Auszahlung nachfolgenden Monatsersten maoglich.

Bei Nichteinhaltung der in Abs. 4 genannten Tilgungstermine sind die in der Zusicherung festgelegten Ver-
zugszinsen zu verrechnen. In begriindeten Fallen kénnen auf Antrag der oder des Zahlungspflichtigen die
Fristen verlangert werden. In besonders beriicksichtigungswirdigen Fallen kann fir die Zeit der Stundung
oder Teilzahlung die Vorschreibung von Verzugszinsen entfallen.

In besonders begriindeten Féllen (z.B. wirtschaftliche, gesundheitliche, familiare Griinde) kdnnen auf An-
trag Verlangerungen der Darlehenslaufzeit gewahrt werden.

Die Bestimmungen des § 17 Bgld. WFG 2018 sind anzuwenden.
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§14
Einhebung Verwaltungskostenbeitrage

Im Rahmen der Forderungsabwicklung kénnen Gebiihren und Spesen dem Darlehenskonto angelastet wer-
den (z.B. Portospesen, Mahngebiihren, Falligstellungsgebiihren, Rechtsanwalts- und Inkassokosten etc.).
Ebenso werden Kosten und Spesen anderer Banken, die durch das Verschulden der Férderungswerberin oder
des Forderungswerbers verursacht werden, dem Darlehenskonto angerechnet.

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

V. Férderungsverfahren

§15
Antragstellung

Ansuchen um Gewahrung einer Forderung sind entsprechend des § 5 Abs. 1 Bgld. WFG 2018 beim Amt der
Burgenldndischen Landesregierung, Abteilung 3 — Hauptreferat Wohnbauférderung, einzubringen und die
aus den Formblattern zu den jeweiligen Forderungsarten ersichtlichen Unterlagen anzuschlieRen. Ansu-
chen gelten erst dann als eingebracht, wenn jedenfalls alle zur Beurteilung und technischen Uberpriifung
erforderlichen Unterlagen (Abs. 5 und 6) angeschlossen sind. Ansuchen kdnnen auch auf elektronischem
Weg direkt beim Amt der Burgenlandischen Landesregierung erfasst bzw. durch das zustandige Gemein-
deamt ibermittelt werden.
Ansuchen um Gewahrung einer Forderung konnen bis langstens 12 Monate ab Kaufvertrag eingebracht
werden.

In den Fallen einer unverschuldeten Fristversdaumnis oder aus gesundheitlichen, familidaren oder sozialen
Grinden kann von der Einhaltung der Frist nach Abs. 2 Abstand genommen werden, sofern insgesamt 24
Monate nicht Gberschritten werden.

Forderansuchen sind von den Ehegatten, den eingetragenen Partnerinnen oder Partnern oder den Lebens-
gefdhrtinnen und Lebensgefahrten gemeinsam einzubringen, wobei die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 Bgld.
WFG 2018 einzuhalten sind.

Dem Forderansuchen sind alle zur Beurteilung des Forderantrages erforderlichen Unterlagen und Form-
blatter in Kopie anzuschlieBen, insbesondere

- Kaufvertrag

- einen gemeindeamtlich bestatigten Plan (Bestandsplan, Planskizze)

- Angaben Uber die personlichen Verhaltnisse (Antragsformular)

- Einkommensnachweise der Antragstellenden sowie aller im gemeinsamen Haushalt lebenden Perso-
nen (z.B. Lohnzettel, Einkommensteuerbescheid, Pensionsbezug, AMS-Bezugsbestatigung, Leistungsan-
spruch aus der Krankenkasse, Bestatigung Karenzgeld, Bestatigung Notstandshilfe, Studiennachweise,
Nachweise tGber Unterhaltszahlungen, etc.)

- Scheidungsurteil, Scheidungsvergleich

- Bestdtigung der Gemeinde samt Bekanntgabe des ortsiiblichen Grundstiickspreises

- ,ZEUS“-Formblatt fiir Energieausweise ausgestellt ab dem 7.4.2017

(6) Ein Energieausweis, ausgestellt von qualifizierten und befugten Personen, aufgrund des Energieausweis-

vorlagegesetzes, ist vorzulegen. Energieausweise, ausgestellt ab 7.4.2017, sind aufgrund der Bestimmun-
gen des § 34a und b der Burgenlandischen Bauverordnung 2008 — Bgld. BauVO 2008 in die Energieaus-
weisdatenbank einzugegeben und zu registrieren.

(7) Antrage sind samt gescannten Beilagen per Email an die Emailadresse post.a9-wbf@bgld.gv.at zu Uber-

mitteln. Eine Antragsiibermittlung per Post ist nur in begriindeten Ausnahmefallen méglich.
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§16
Férderabwicklung/Férderprifung

(1) Die Forderantrage samt Beilagen werden auf Vollstandigkeit, Schlissigkeit und Forderungswiirdigkeit ge-
maRk den Bestimmungen des Bgld. WFG 2018 und dieser Richtlinie Gberprift.

(2) Werden vom Amt der Burgenlandischen Landesregierung zuséatzliche oder fehlende Unterlagen angefor-
dert und diese nicht binnen der angegebenen Frist (langstens jedoch innerhalb von 6 Monaten ab Einrei-
chung) nachgereicht, gilt der Forderungsantrag als zuriickgezogen, sofern die Verzégerung im alleinigen
Einflussbereich der Forderungswerberin oder des Forderungswerbers liegt.

(3) Der Forderantrag kann von der Férderungswerberin und/oder dem Forderungswerber schriftlich zurtick-
gezogen werden.

(4) Im Falle der Nichtgenehmigung des Férderungsdarlehens wird der Férderungswerberin und/oder dem Fér-
derungswerber eine kurze begriindete schriftliche Abweisung des Ansuchens tibermittelt.

(5) Werden von der Férderungswerberin und/oder dem Férderungswerber bei der Antragstellung unrichtige
Angaben gemacht, wird das Forderansuchen abgewiesen.

§17
Zusicherung und Schuldschein

(1) Im Falle der Erledigung im Sinne des Ansuchens ist der Férderungswerberin oder dem Férderungswerber
eine schriftliche Zusicherung gemal § 5 Abs. 2 des Burgenlandischen Wohnbauférderungsgesetzes 2018
sowie ein Schuldschein (Darlehensvertrag) auszustellen. In der Zusicherung und im Schuldschein (Darle-
hensvertrag) kénnen Bedingungen und Auflagen vorgesehen werden, die der Sicherung und Einhaltung
der Bestimmungen dieser Richtlinie und des diesem zugrundeliegenden Forderungszweckes dienen.

(2) Der in der Zusicherung genannte Darlehensbetrag ist ein vorlaufiger Maximalbetrag. Die Festlegung der
endgultigen Forderungshohe erfolgt auf Basis der Férderungsvoraussetzungen.

(3) Die Zusicherung hat insbesondere zu enthalten:

1. Finanzierungsplan;

2. Zinsen, Darlehenslaufzeit und Darlehenskonditionen gemaR § 13;

3. Inder Zusicherung sind des weiteren Bedingungen und Auflagen hinsichtlich der voriibergehen-
den Einstellung der Forderungszahlungen festzulegen, wenn die Férderungswerberin oder der
Forderungswerber ihre bzw. seine in der Zusicherung und im Darlehensvertrag vereinbarten Ver-
pflichtungen nicht erfiillt oder einhilt.

§18
Auszahlungsmodalitdten

Das zugesicherte Forderungsdarlehen wird in Einem an die Forderungswerberin oder den Forderungswerber
oder an die Treuhdnderin oder den Treuhander gemald § 10 Abs. 4 ausbezahlt. Die Anweisung erfolgt erst nach
Vorliegen des Original Schuldscheines, des Gerichtsbeschlusses liber die erstrangige grundblicherliche Sicher-
stellung des Férderungsdarlehens und des Zahlungsbeleges Uber die Entrichtung der Eintragungsgebiihr oder
der Treuhanderklarung gemaR § 10 Abs. 4.

VI. Weitere Férderungsbedingungen

§19
Sonstige Férderungsbedingungen

(1) Die Forderwerberin oder der Férderwerber ist verpflichtet, alle Ereignisse, die eine Abdanderung gegeniiber
dem Forderungsantrag oder den vereinbarten Auflagen oder Bedingungen oder eine Riickforderung des
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(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(1)

Forderungsbetrages erfordern wiirden, dem Amt der Burgenlandischen Landesregierung unverziglich be-
kannt zu geben.

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder Ver-
pfandung noch auf irgendeine Weise unter Lebenden verfiigt werden. Dieser Anspruch kann auch nicht
von Dritten in Exekution gezogen werden.

Wird ein Antrag von getrennt lebenden Personen eingebracht und eine Scheidung ist nicht beabsichtigt,
so ist jedenfalls der Nachweis Uiber die getrennten Wohnsitze sowie eine Erklarung (Formblatt), die von
beiden Ehepartnern unterzeichnet ist, vorzulegen.

Ist eine Scheidung beabsichtigt, ist vorerst der Nachweis Uber die eingereichte Scheidung vorzulegen. Bei
Vorliegen der Scheidungsurkunde (Scheidungsurteil) ist dieses der Forderstelle unverziglich zu Gbermit-
teln.

Wird im Zuge einer Uberpriifung festgestellt, dass ein Ehepartner nach Zusicherung des Férderungsdarle-
hens den Hauptwohnsitz im geférderten Objekt begriindet hat und die Trennung somit aufgehoben ist (s.
Abs. 3), hat dieser dem aufrechten Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Erkldrung beizutreten, an-
sonsten das Darlehen gekiindigt wird.

Andern sich die im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen oder die Anzahl der Personen im Vergleich
zur Antragstellung (z.B. durch Heirat) haben diese jedenfalls den Hauptwohnsitz im geférderten Objekt zu
begriinden. Handelt es sich dabei um Ehepartner oder Ehepartnerinnen, eingetragene Partnerinnen oder
Partner gemall EPG oder um eine Lebensgefdhrtin oder einen Lebensgefahrten, so haben diese dem auf-
rechten Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Erklarung beizutreten, wenn eine Eigentumstibertra-
gung von ihnen am geférderten Objekt Eigentum begriindet wurde. erfolgt. Ebenso haben diese Personen
im geforderten Objekt den Hauptwohnsitz zu begriinden. Die Auszahlung der Férderung kann nur nach
Malgabe der budgetdren Mittel erfolgen. Aus budgetbedingten Verzégerungen der Auszahlung kdnnen
keine Anspriiche abgeleitet werden.

Die Gewahrung eines Forderungsdarlehens nach dieser Richtlinie schlieRt eine Forderung fiir die Sanie-
rung von Eigenheimen fiir den privaten Wohnbau nicht aus, wobei die maximale Forderhdhe begrenzt ist
(in Kombination mit Einzelbauteilsanierung oder energetischer Sanierung mit 50.000 Euro; in Kombina-
tion mit umfassender energetischer Sanierung mit 80.000 Euro).

VII. Kiindigungsbestimmungen

§20
Kiindigung

Im Darlehensvertrag sind die Bedingungen und Auflagen festzulegen. Unter Einhaltung einer Kiindigungs-

frist von mindestens sechs Monaten wird das zugesicherte Foérderungsdarlehen gemaR § 6 Bgld. WFG 2018

gekiindigt, wenn die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner nach schriftlicher Mahnung trotz

Gewadhrung einer angemessenen Frist

1. ohne Vorliegen wichtiger Griinde seinen Zahlungsverpflichtungen aus den Vertragen Gber das Foérde-
rungsdarlehen oder (iber sonstige zur Finanzierung des Bauvorhabens aufgenommenen Darlehen
nicht nachkommt, oder

2. ihre oder seine Verpflichtungen oder Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung oder des Schuldschei-
nes (Darlehensvertrages) nicht erfullt, oder

3. die Erhaltung des geforderten Wohnraumes unterlasst, oder

4. das geforderte Objekt untergeht, oder

5. ohne Zustimmung des Landes den geférderten Wohnraum zur Ganze oder zum Teil in Rdume anderer
Art umwandelt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt, am geférderten Wohnraum
erhebliche wertmindernde Anderungen vornimmt oder zul3sst, oder
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(2)

(3)

(1)

6. bei Einverleibung eines VeraulRerungsverbotes zugunsten des Landes das Eigentum am geforderten
Objekt ohne Zustimmung des Landes durch ein Rechtsgeschaft unter Lebenden Gbertragt, oder

7. die zur Beniitzung durch die Eigentlimerin oder den Eigentiimer bestimmte Wohnung weder von die-
ser oder diesem, noch von ihr oder ihm nahestehenden Personen zur Deckung des standigen, dringen-
den Wohnbedarfes verwendet wird, es sei denn, die Wohnungsinhaberin oder Wohnungsinhaber ist
wegen Krankheit oder Pflegebedirftigkeit, zu Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen
Griinden abwesend, oder

8. eine geférderte Wohnung ohne Zustimmung des Landes an Dritte Person weitergibt oder weiterver-
mietet, oder

9. einefoérderungswirdige oder eine ihr oder ihm nahestehende Person den Hauptwohnsitz im geférder-
ten Objekt nicht nachweist, oder

10. die Ehepartnerin oder der Ehepartner, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner ge-
maRk EPG oder die Lebensgefidhrtin oder der Lebensgefahrte den geforderten Schuldbeitritt nicht vor-
legt, oder

11. mehrere geforderte Objekte besitzt, oder

12. ein gefordertes Eigenheim zur Ganze oder zum Teil vermietet, oder

13. nicht innerhalb von sechs Monaten nach Vorliegen aller gesetzlichen und vertraglichen Voraussetzun-
gen die zur Einverleibung des Eigentums erforderlichen Antrage stellt und die hiefiir notwendigen Ur-
kunden errichtet, oder

14. bei Rechtsnachfolge die fir die Priifung der Mdoglichkeit der Darlehensiibernahme erforderlichen Un-
terlagen nicht vorlegt, oder

15. den geférderten Wohnraum nicht innerhalb von sechs Monaten ab Zusicherung oder nach Abschluss
der Sanierungsarbeiten oder nach Raumung durch die Vorbenutzerin oder den Vorbenutzer in Beniit-
zung genommen hat. Bei Vorliegen wichtiger Griinde ist eine Erstreckung der Frist moglich.

Bei einem gekiindigten Darlehen kann der noch aushaftende Darlehensbetrag tiber gesonderten Antrag

und nach MaRgabe einer abzuschlieBenden Ratenzahlungsvereinbarung zuriickgezahlt werden:

1. Inbiszu 15 Halbjahresraten oder 90 Monatsraten aufgrund darzulegender wirtschaftlicher Notlage
oder
2. fir einen darliberhinausgehenden Zeitraum, wenn tberdies gesundheitliche, soziale oder familidare
Griinde geltend gemacht werden.
Eine Kindigung des Darlehens kann im Todesfall der Férderungswerberin oder des Férderungswerbers
aufgrund des Ansuchens der Erbinnen oder Erben in sozialen Harteféllen unterbleiben, sofern mit dem
freiwerdenden Objekt kein Gewinn erzielt wird oder dieses von einer nahestehenden Person weiterhin
benutzt wird.

§21
Falligstellung

Das Forderungsdarlehen kann ohne vorangegangene Kiindigung sofort fallig gestellt und riickgefordert

werden, wenn

1. hinsichtlich der verpfandeten Liegenschaft oder eines Teiles der Liegenschaft die Zwangsverwaltung
oder die Zwangsversteigerung bewilligt wird, oder

2. Uber das Vermogen der Darlehensschuldnerin oder des Darlehensschuldners der Konkurs oder das
Ausgleichsverfahren eréffnet wird oder die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner die
Zahlung einstellt und schutzwiirdige Interessen von Wohnungsinhaberinnen bzw. Wohnungsinhabern
oder kiinftigen Wohnungsinhaberinnen bzw. Wohnungsinhabern durch die Falligstellung nicht gefahr-
det werden.

Forderungsdarlehen sind sofort fallig zu stellen und zurlickzufordern, wenn die Férderung aufgrund un-

richtiger Angaben erwirkt oder sonst wie erschlichen wurde.
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§22
Widerruf

Vor Zuzdhlung des Darlehensbetrages kann die Zusicherung widerrufen werden, wenn die Forderungswer-
berin oder der Férderungswerber nicht alle fir die Auszahlung vorgesehenen Bedingungen erfllt.

§23
Konkurs und Versteigerung

Wird eine geforderte Wohnung oder ein geférdertes Eigenheim im Rahmen einer (Zwangs-) Versteigerung
fir den Eigenbedarf ilbernommen, kann unter den Voraussetzungen des § 24 das Forderungsdarlehen lber-
nommen werden, sofern der gesamte aushaftende Betrag im Meistbot Deckung findet. Diese Schuldiiber-
nahme muss in Abstimmung mit der Forderstelle im Rahmen der gerichtlichen Versteigerung angemeldet wer-
den.

VIil. Ubernahme von Férderungsdarlehen

§24
Ubernahme durch Schenkung oder Kauf

Die Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen von natiirlichen Personen zum aushaftenden Betrag ist
gemall § 7 Bgld. WFG 2018 mit Zustimmung des Landes moglich. Unter nachstehenden Bedingungen kann
natlirlichen Personen im Zuge einer Schenkung oder beim Kauf eines geforderten Eigenheimes die Zustimmung
ein Wohnbauférderungsdarlehen zu Gibernehmen erteilt werden:

1. Indie Bestimmungen der Zusicherung und des Darlehensvertrages ist im Falle einer Darlehensiibernahme

vollinhaltlich einzutreten.

2. Alle fiur die Prufung der Forderwirdigkeit erforderlichen Unterlagen (z.B. Einkommensnachweise, Nach-
weis iber den dringenden Wohnbedarf, etc) sind der Férderstelle in einer angemessenen Frist vorzulegen.

3. Allenfalls bestehende Zahlungsriickstande missen vor Vertragsdurchfiihrung beglichen sein.

4. Die Forderwirdigkeit der Gbernehmenden Personen muss gegeben sein. Die vorgeschriebenen Einkom-
mensgrenzen diirfen nicht Gber- oder unterschritten werden und es muss der dringende Wohnbedarf ge-
geben sein. Die Bestimmungen der §§ 4,5 und 6 sind anzuwenden.

5. Ist bei Schenkungsvertragen zwischen nahestehenden Personen ein Wohnrecht der bisherigen Forde-
rungswerbenden vorgesehen, kann auf eine Uberpriifung der Férderwiirdigkeit bis zum Erléschen des
Wohnrechtes verzichtet werden. Die neuen Eigentliimer haben jedoch gegeniliber dem Land eine Verpflich-
tungserklarung abzugeben, dass das Erléschen des Wohnrechts unverziiglich dem Land gemeldet wird.
Auch wenn in den Schenkungsvertragen keine Schuldiibernahme vereinbart ist, hat die grundbticherliche
Ubernehmerin und der grundbiicherliche Ubernehmer jedenfalls eine notariell beglaubigte Schuldbei-
trittserklarung zum Férderungsdarlehen abzugeben.

6. Bei Darlehensiibernahmen bei einer Ehescheidung (§ 98 EheG) verbleibt die oder der die Ehewohnung
verlassende Partnerin oder Partner zumindest Ausfallsbiirgin oder Ausfallsbiirge, sofern nicht einer génz-
lichen Haftungsentlassung seitens des Landes zugestimmt wird.

§25
Ubernahme durch Erbschaft

(1) Im Falle einer Rechtsnachfolge aufgrund eines Todesfalles ist eine Ubernahme des Férderungsdarlehens
gemal’ den Bestimmungen des § 7 Bgld. WFG 2018 moglich. §24 Zif 1 — 4 Bgld. WFG 2018 sind sinngemal}
anzuwenden.
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(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

Personen, die im Zuge von Verlassenschaftsverfahren Eigentimer von geforderten Objekten werden (und
bisher nicht in den Darlehensvertragen aufgeschienen sind), wird eine Frist von zwei Jahren ab Vorliegen
eines rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsbeschluss eingerdumt, um entweder das geforderten
Objekt an eine beglinstigte Person zu verkaufen oder das laufende Wohnbaudarlehen zu tilgen, unabhan-
gig davon ob fir diese Personen ein laufendes Wohnbaudarlehen besteht.

Wahrend dieser Frist haben die Darlehensriickzahlungen vertragsgemaR zu erfolgen, diirfen mit dem ge-
forderten Objekt keine Gewinne erzielt werden und darf das geférderte Objekt nicht vermietet werden.
Werden diese Auflagen nicht eingehalten oder nach Ablauf der Frist das geférderte Objekt nicht verkauft
oder das Wohnbaudarlehen nicht getilgt wird, wird das Darlehen gekiindigt.

Bei Ubernahme des Wohnbaudarlehens sind innerhalb von sechs Monaten ab Abschluss des Verlassen-
schaftsverfahrens oder ab Vorliegen einer rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsurkunde von den
Erben und den mit ihnen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen alle Unterlagen vorzulegen, die
fur die Beurteilung der Forderwirdigkeit erforderlich sind.

Die aufgrund der Erbantrittserklarung grundbiicherliche Eigentiimerin oder der grundbticherliche Eigenti-
mer des geférderten Objektes hat eine notariell beglaubigte Schuldbeitrittserklarung zum Férderungsdar-
lehen zu (ibermitteln sofern eine Ubernahme des Darlehens gewiinscht ist.

Sind laut Einantwortungsbeschluss mehrere Personen erbberechtigt, jedoch nur ein Erbe tibernimmt das
Wohnbauférderungsdarlehen, ist ein Schuldbeitritt der restlichen Erben (Liegenschaftseigentiimer) nicht
erforderlich.

§26
Entlassung aus der Haftung von Wohnbaudarlehen

Haftungsentlassungen im Zuge von Darlehensiibernahmen durch Schenkung oder Kauf sind grundsatzlich
moglich. Im Falle der Zustimmung des Landes zur Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen treten
die Ubernehmenden zur Ganze in den laufenden Férderungsvertrag ein und iibernehmen diesen mit allen
Rechten und Pflichten. Die bisherigen Férderungswerbenden gelten als von der Haftung zur Ganze entlas-
sen.

Wenn im Zuge einer Ehescheidung der nach der zum Wohnbauférderdarlehn im Scheidungs- oder Auftei-
lungsverfahren getroffenen Entscheidung in der Haftung verbleibende Férderungswerbende weiterhin im
geforderten Objekt den Hauptwohnsitz begriindet hat kann die geschiedene Ehegattin bzw. der geschie-
dene Ehegatte aus der Haftung entlassen werden. Voraussetzung dafir ist, dass der aus der Haftung zu
Entlassende nicht mehr Eigentiimer des geférderten Objektes ist. Weiters diirfen keine Zahlungsriick-
stande bestehen und muss die Riickzahlung des Wohnbauférderungsdarlehns aufgrund der Einkommens-
und Vermogenssituation der in der Haftung verbleibenden Person gesichert sein.

Eine ganzliche Haftungsentlassung kann friihestens zwei Jahre nach Erlassung des Scheidungsbeschlusses
bzw. bei Auflésung der Lebensgemeinschaft nach Vorliegen einer schriftlichen Erklarung beantragt wer-
den.

Bei einer Scheidung nach § 55a EheG ist eine Haftungsentlassung nur dann moglich, wenn eine Vereinba-
rung hinsichtlich der Kreditverbindlichkeiten im Zuge des Aufteilungsverfahrens abgeschlossen wurde.
Bei Auflosung der eingetragenen Partnerschaft oder der Lebensgemeinschaft sind die Bestimmungen des
Abs. 2 bis 4 sinngemal} anzuwenden.

Eine sofortige Haftungsentlassung ist nur durch Beibringen eines Biirgen moglich.
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(1)

(2)

(3)

(1)

(2)

(3)

(4)

IX. Schlussbestimmungen

§ 27
Sonstige Bestimmungen

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist gemaR dem Bgld. WFG 2018 erméchtigt, alle im Férderungs-
antrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Forderung sowie bei allfalligen Rick-
forderungen anfallenden, die Férderungswerbenden betreffenden personenbezogenen Daten zu verar-
beiten.

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist weiters befugt, Daten gemaR § 10 Abs. 1 Bgld. WFG 2018 im
notwendigen Ausmald zur Erfiillung von Berichtspflichten, fir Kontrollzwecke oder zur statistischen Aus-
wertung an Dritte, die zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, zu Gbermitteln.

Das Land Burgenland als Férderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Forderungsabwicklung die ermittel-
ten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 — TDBG 2012
zu Ubermitteln und Daten, wenn sie zur Gewahrung, Einstellung oder Rickforderung des Darlehensbetra-
ges erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank abzufragen.

§28
Duldungs- und Mitwirkungspflichten

Den Organen des Amtes der Landesregierung, im folgenden Priiforgane genannt, ist das Betreten des
Grundstiickes, auf dem sich das geférderte Objekt befindet, zu gestatten.

Die Pruforgane sind ermachtigt in Unterlagen, die fir die Prifung des zu fordernden Objektes als notwen-
dig erachtet werden, Einsicht zu nehmen.

Die Priiforgane kénnen die zeitweilige Uberlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen verlangen und
haben in diesem Fall deren Aushandigung der beglinstigten Person(en) zu bestatigen.

Bei der Priifung hat eine geeignete und informierte Person anwesend zu sein, um Auskiinfte zu erteilen
und die erforderliche Unterstlitzung zu leisten.

§29
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit 1. Janner 2022 in Kraft.

Diese Richtlinie wurde in der Fassung 2021 unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2015/1535
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 Uber ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft notifi-
ziert.

Fir die Landesregierung:
Mag. Dorner
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I. Allgemeines

§1
Forderziel

Ziel dieser Richtlinie ist die Sicherung von qualitativ hochwertigem und leistbarem Wohnraum unter Berick-
sichtigung raumordnungspolitischer, klimarelevanter und 6kologischer Gesichtspunkte sowie sozialer, wirt-
schaftlicher und 6kologischer Nachhaltigkeit. Besonderes Augenmerk soll auf die Erreichung der Klimaschutz-
ziele, Energieeffizienz sowie den schonenden Umgang mit Ressourcen gelegt werden.

(1)

(2)
(3)

(4)

§2
Férdergegenstand

Im Rahmen dieser Richtlinie werden vom Land Burgenland nach MaRgabe der im jeweiligen Landes-
haushalt zur Verfligung stehenden Mittel die Errichtung von Gruppenwohnbauten, Reihenh&usern,
Wohnungen und Wohnheimen sowie damit in Zusammenhang stehender MaRnahmen gefordert.

Die Gewahrung von Eigenmittelersatzdarlehen wird nach dieser Richtlinie gefordert.

Die Forderung besteht in der Gewahrung eines Darlehens. Die Hohe des Férderungsdarlehens errech-
net sich aus einer Basisférderung je m? férderbarer Nutzfliche (Wohnnutzflache), abhdngig von der
vorgelegten Energiekennzahl sowie der Okokennzahl, und kann durch Bonusbetrige (Steigerungsbe-
trage) erhoht werden. Bonusbetrdge (Steigerungsbetrage) ohne Zuerkennung einer Basisférderung
kénnen nicht gewahrt werden, Nachforderungen sind moglich.

In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen, wie z.B. wirtschaftlichen Schwierigkeiten, Katastro-
phenfillen, kann die Burgenlandische Landesregierung unter Beachtung der personlichen Verhaltnisse
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(5)
(6)

10.

11.

12.

im Sinne dieser Richtlinie ein angemessenes Darlehen von maximal 45.000 Euro gewdhren, wenn ein-
zelne Voraussetzungen fir die Zuerkennung einer Férderung nach dieser Richtlinie nicht gegeben sind.
Bonusbetrage (Steigerungsbetrage) sind jedoch nicht méglich.

Auf die Gewahrung der Fordermittel besteht kein Rechtsanspruch.

Soweit es Bedarf und zur Verfligung stehende Férdermittel erforderlich machen, wird eine Reihung
der Férderungsantrdge nach dem Datum des Einlangens vorgenommen und kann die FérderungsmaR-
nahme und damit die Moglichkeit der Einreichung von Férderungsantrdagen nach dieser Richtlinie vor-
zeitig beendet werden.

§3
Begriffsbestimmungen

Reihenhauser: hochstens zweigeschossige, mit Keller dreigeschossige Wohnhauser mit mindestens
drei unabhéangig voneinander und nur von auflen begehbaren Wohnungen, die als Gesamtanlage ge-
plant, eingereicht und errichtet werden, wobei die Begriindung von Eigentum maglich sein muss;
Gruppenwohnbau: mindestens drei Eigenheime, die als Gesamtanlage geplant, eingereicht und in ge-
kuppelter oder in geschlossener Bauweise auf einem Grundstiick errichtet werden;

Wohnhaus: ein Geb&dude, dessen Gesamtnutzflaiche mindestens zur Halfte Wohnzwecken dient oder
nach Abschluss der Sanierungsarbeiten dienen wird und dessen Wohnungen den Voraussetzungen
gemal Z 4 entsprechen;

Wohnung: eine zur ganzjahrigen Beniitzung durch Menschen geeignete, baulich in sich abgeschlos-
sene Einheit, die mindestens aus Zimmer, Kiiche (Kochnische), WC und Bade- oder Duschgelegenheit
besteht und deren Ausstattung zeitgemafRen Wohnbedirfnissen entspricht. Die Wohnnutzflache muss
zumindest 35 m? betragen;

Gefordertes Objekt: ein Gebdude oder eine Wohnung, welches oder welche mit Mitteln der Wohn-
bauférderung gefordert wird und zur Abdeckung des standigen, dringenden Wohnbedarfs der Forde-
rungswerberin oder des Forderungswerbers oder der Mieterin (Nutzungsberechtigte) oder des Mie-
ters (Nutzungsberechtigten) und ihr oder ihm nahestehender Personen dient und wofiir das Férde-
rungsdarlehen noch nicht vollstandig zuriickgezahlt ist oder wofiir noch Annuitdten- oder Zinsenzu-
schisse geleistet werden;

Generationenwohnen: Sonderformen wie Junges Wohnen und betreubares Wohnen, die sowohl se-
parat als auch in Kombination errichtet werden kdnnen;

Junges Wohnen: Junges Wohnen (Starterwohnung) sind reine Mietwohnungen, wobei sowohl die ma-
ximal férderbare Nutzflache (Wohnnutzflache) als auch die Nettomiete festgelegt sind;

Betreubares Wohnen: Die maximal férderbare Nutzfliche (Wohnnutzflache) darf eine festgelegte
GroRe nicht Gberschreiten. Ab 10 Wohneinheiten ist verpflichtend ein Gemeinschaftsraum (45 m?)
einzurichten;

Forderbare Nutzflache (Wohnnutzflache): die gesamte Bodenflache einer Wohnung einschlieBlich ei-
nes Wintergartens abzliglich der Wandstarken und der im Verlauf der Wande befindlichen Durchbre-
chungen (Ausnehmungen); Treppen, offene Balkone, Terrassen, Loggien, sowie flr berufliche Zwecke
spezifisch ausgestattete Rdume innerhalb einer Wohnung und Keller- und Dachbodenrdaume, welche
nicht fir Wohnzwecke geeignet sind, sind bei der Berechnung der forderbaren Nutzflache (Wohnnutz-
flache) nicht zu bertcksichtigen

Baukosten einer Wohnung: der Anteil an den Gesamtbaukosten, der nach dem bei der Endabrech-
nung angewendeten Berechnungsschliissel auf die Wohnung entfallt;

Forderungswiirdige Personen: natiirliche Personen gemal® § 13 Bgld. WFG 2018, die sich verpflichten
am Ort des geforderten Objektes ihren Hauptwohnsitz zu begriinden und in deren Allein- oder tber-
wiegendem Miteigentum sich auBer dem geférderten kein weiteres aus Mitteln der Wohnbauforde-
rung eines Bundeslandes gefordertes Objekt befindet und die die Férderkriterien der jeweiligen For-
derrichtlinien erfillen;

Nahestehende Personen: die Ehegattin oder der Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der ein-
getragene Partner gemald dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz - EPG, Verwandte in gerader Linie
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13.

14.

15.

16.
17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

einschlieBlich der Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder, Verwandte bis zum zweiten Grad der Seitenlinie
und Verschwaégerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Inhaberin (Mieterin) oder dem Inha-
ber (Mieter) des geférderten Objektes in einer in wirtschaftlicher Hinsicht gleich einer Ehe eingerich-
teten Haushaltsgemeinschaft lebt (Lebensgefahrtin, Lebensgefahrte) und deren eigene Kinder, Adop-
tiv- und Pflegekinder;

Nutzungsberechtigte: eine natirliche Person, die aufgrund eines Nutzungsvertrages berechtigt ist,
eine Wohnung oder ein Reihenhaus zur Deckung des dringenden Wohnbedarfs zu nutzen.
Biirgin/Biirge: eine Gsterreichische Staatsbiirgerin oder ein dsterreichischer Staatsbirger, die oder der
sich verpflichtet, als Blirge und Zahler fiir den zugesicherten Darlehensbetrag zu haften;
Haushaltseinkommen: Die Summe der Einkommen (gemaR § 7) der Forderungswerberin und des For-
derungswerbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfiihrung oder Pflege beschéftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar liber ein eigenes Einkom-
men verfligen, ihren Lebensmittelpunkt jedoch aulRerhalb des Haushaltes haben oder in absehbarer
Zeit einen eigenen Haushalt griinden werden (Nebenwohnsitz);

Mietvertrag: auch der genossenschaftliche Nutzungsvertrag;

Mietwohnung: auch eine aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsvertrages benltzte Woh-
nung;

Mieterin oder Mieter: auch die oder der aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsvertrages Nut-
zungsberechtigte;

Mietzins: auch das aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsvertrages zu entrichtende Nut-
zungsentgelt;

Erweiterter Rohbau: ein in Bau befindliches Wohnobjekt mit vollstandiger Dacheindeckung einschlieR-
lich der Spenglerarbeiten und eingebauten Fenstern oder fertigem Innenputz in der oder den Wohnun-
gen;

Ausbau: Ausbau ist die Umgestaltung bisher nicht fiir Wohnzwecke genutzter Flachen in Wohnraum
(Wohnnutzflache);

Aufbau: Aufbau ist die Erweiterung eines Objektes um ein ganzes Stockwerk oder die Anhebung des
Dachstuhls, um Wohnraum (Wohnnutzflache) zu schaffen;

Zubau: Zubau ist jede VergréRerung eines Gebaudes in der Hohe, Breite und Lange. Dazu bedarf es
jedenfalls einer Verbindung des bestehenden Gebaudes mit dem Zubau (z.B. durch eine Verbindungs-
tur), sodass der Eindruck eines Gesamtbauwerkes (bauliche Einheit) entsteht;

Energieausweis: Fir das zu fordernde Objekt ist ein Energieausweis vorzulegen, aus dem auch die
Okokennzahl (0I3BG1) nach Bilanzgrenze 1 hervorgeht. Der Energieausweis ist von qualifizierten und
befugten Personen auszustellen und in die Energieausweisdatenbank einzugeben und zu registrieren.
Die Bestimmungen des § 34a und b der Burgenldandischen Bauverordnung 2008 - Bgld. BauVO 2008
sind anzuwenden;

Energiekennzahl: Die Energiekennzahl (EKZ) ist der HWBRef, RK, zul gemaR OIB-Richtlinie 6 (Ausgabe
April 2019). Die Berechnung hat gemal OIB-Leitfaden ,Energietechnisches Verhalten von Gebduden”
zu erfolgen. Der Nachweis der Anforderung an Energiekennzahlen kann wahlweise entweder tiber den
Endenergiebedarf (HWBRef, RK, zul) oder Giber den Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fGEE, RK, zul) ge-
fuhrt werden;

Gesamtenergieeffizienz-Faktor: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fGEE, RK, zul) ist ein MaRB fir die
Energieeffizienz des gesamten Gebaudes beziliglich DAmmung, Heiz- und Haustechniksystem;
Okoindex Ol: Der Ol-Index bewertet die 6kologischen Belastungen von Rohstoffgewinnung bis zur
Herstellung eines fertigen Produktes. Im Wohnbau werden die thermische Gebaudehiille (inkl. Kon-
struktion) und die Zwischendecken bewertet. Dies entspricht der Bilanzgrenze 1 gemaR IBO-Leitfaden
zur Berechnung von Okokennzahlen fiir Gebaude, Stand Mai 2018, Version 4.0.
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

Il. Férderungsvoraussetzungen

§4

Férderungswerberin, Férderungswerber oder férderungswiirdige Personen

Forderungswerberin oder Férderungswerber kénnen gemals § 13 Bgld. WFG 2018 Gemeinden, juristi-
sche Personen im Eigentum von burgenlandischen Gebietskorperschaften und nach dem Wohnungs-
gemeinnitzigkeitsgesetz (WGG) anerkannte gemeinnitzige Bauvereinigungen sein fir die Errichtung
von Wohnungen und Reihenhdusern.

Gemal’ § 13 Abs. 4 Bgld. WFG 2018 kdnnen sonstige Bautragerinnen oder Bautrdger im Sinne des Bau-
tragervertragsgesetzes Forderungswerberin oder Forderungswerber sein flr die Errichtung von Rei-
henhdusern und Wohnungen zur Ubertragung ins Eigentum (Wohnungseigentum).

Bautragerinnen und Bautragern darf eine Forderung gemaR Abs. 2 nur dann zuerkannt werden, wenn
sie die ordnungsgemafe Baufiihrung und Bauvollendung mit einer Erfullungsgarantie im Ausmaf von
120% der Gesamtbaukosten zugunsten des Landes sicherstellen. Diese Erfiillungsgarantie hat so lange
aufrecht zu bleiben, bis eine genehmigte Endabrechnung vorliegt und alle geférderten Wohneinheiten
und Reihenhduser in das Eigentum der einzelnen Wohnungswerberinnen und Wohnungswerber
grundbiicherlich ibertragen sind oder fiir alle geférderten Wohneinheiten und Reihenhauser die An-
merkung der Einrdumung von Wohnungseigentum gemal § 40 Abs. 2 Wohnungseigentumsgesetz
2002 - WEG 2002 vorliegt. Sind ab dem Zeitpunkt der Endabrechnung einzelne geférderte Objekte
bereits in das Eigentum Ubertragen oder liegen fir einzelne Objekte Anmerkungen der Einrdumung
von Wohnungseigentum vor, kann eine anteilsmaRige Aufhebung der Erfiillungsgarantie erfolgen.

Bei der Gewdhrung von Eigenmittelersatzdarlehen muss die Antragstellerin oder der Antragsteller eine
forderungswiirdige Person gemaR § 13 Bgld. WFG 2018 sein und die geférderte Wohneinheit zur De-
ckung des standigen, dringenden Wohnbedarfs bendtigen. Das vorgeschriebene Mindesteinkommen
muss erreicht werden. Diese Bestimmung ist auch fiir die Beantragung von Gruppenwohnbauten an-
zuwenden.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber (Abs. 4) muss unmittelbar vor Einbringung des
Ansuchens um Gewdahrung einer Férderung mindestens zwei Jahre ununterbrochen und rechtmaRig
den Hauptwohnsitz in Osterreich begriindet haben und Einkiinfte beziehen, die der Einkommensteuer
in Osterreich unterliegen oder aufgrund der Ausiibung einer Erwerbstatigkeit Beitrige an die gesetzli-
che Sozialversicherung in Osterreich entrichtet haben und nunmehr Leistungen aus dieser erhalten.
Einklinfte auf Grundlage anderer landes- oder bundesgesetzlicher Regelungen gelten diesen Einkilinf-
ten als gleichgestellt.

Der Regelung in Abs. 6 gleichgestellt gilt auch, wenn die Férderungswerberin und / oder der Forde-
rungswerber rechtmalig seit zumindest fiinf Jahren Einklinfte bezogen hat, die der Einkommensteuer
in Osterreich unterliegen.

Die Férderungswerberin und/oder der Forderungswerber (Abs. 4) muss sich verpflichten im geforder-
ten Objekt den Hauptwohnsitz zu begriinden. Ebenso ist der Hauptwohnsitz von nahestehenden Per-
sonen im geférderten Objekt nachzuweisen. Die Begriindung des Hauptwohnsitzes hat langstens 6
Monate nach Vorliegen der fiir die Beniitzung erforderlichen Voraussetzungen zu erfolgen.

Die Forderungswerberin und / oder der Férderungswerber (Abs. 4) darf nicht Allein- oder Uiberwiegen-
der Miteigentlimer eines aus weiteren Bundes- oder Landesmittel geférderten Objekts sein.
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(9)

(10)

(1)

(2)

N

3)

(4)

Die Férderungswerberin und / oder der Férderungswerber (Abs. 4) darf nicht Allein- oder Giberwiegen-
der Miteigentiimer eines Eigenheimes, Reihenhauses oder einer Wohnung sein, deren Beniitzungsbe-
willigung oder Benitzungsfreigabe weniger als 20 Jahre zuriickliegt.

Natirlichen Personen darf eine Forderung nur gewahrt werden, wenn sie jedenfalls zum Zeitpunkt der
Erbringung des Ansuchens forderungswiirdige Personen sind.

§5
Grundsatze fir die Gewahrung einer Forderung

Forderungen dirfen nur dann zuerkannt werden, wenn folgende Grundsatze eingehalten werden:

Die Finanzierung des Bauvorhabens muss gesichert sein.

Bei der Gestaltung von Bauvorhaben (ausgenommen bei der Errichtung von Reihenh&usern) ist auf die
besonderen Wohnbediirfnisse und Erfordernisse flir Menschen mit Behinderung oder gebrechliche
Menschen Bedacht zu nehmen und missen bauliche Barrieren innerhalb und auBerhalb des Gebdudes
vermieden werden. Jedenfalls sind die im Anhang 1 aufgelisteten MalRnahmen zu bericksichtigen.
Wird ein Personenaufzug eingebaut, muss dieser stufenlos erreichbar sein, einen stufenlosen Zugang
zu allen Geschossen ermoglichen, eine fiir einen Rollstuhl samt Begleitperson ausreichend bemessene
KabinengroBe aufweisen und aus einer sitzenden Stellung bedient werden kénnen.

Das geforderte Objekt muss nach Vollendung der BaumaRnahmen von férderungswiirdigen Personen
im Sinne des § 13 Bgld. WFG 2018 verwendet werden, wobei das Mindesteinkommen nicht erreicht
werden muss.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber hat Eigenmittel in der Hohe von zumindest 10%
der Gesamtbaukosten aufzubringen.

Nachférderungen aus Griinden der Nutzflachenerweiterung kénnen beantragt werden.
Forderungsansuchen fiir die Zuerkennung eines Eigenmittelersatzdarlehens sind von der jeweiligen
Ehepartnerin und dem Ehepartner, der eingetragenen Partnerin und dem eingetragenen Partner oder
der Lebensgefdhrtin und dem Lebensgefdahrten gemeinsam einzubringen und zu unterfertigen. Bei ei-
nem auf elektronischem Weg eingebrachten Férderansuchen, das nicht mit einer qualifizierten elekt-
ronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen ist, ist erforderlichenfalls die eigenhdndige Un-
terschrift auf Verlangen nachzuweisen.

Fiir die Zuerkennung einer Férderung ist es erforderlich, dass neben der Erfillung aller technischen
Voraussetzungen bei Bauvorhaben

bis zu finf Wohnungen oder Reihenhduser zumindest drei

bis zu sieben Wohnungen oder Reihenhduser zumindest flnf

mit mehr als sieben Wohnungen oder Reihenhdusern zumindest drei Viertel der geplanten Wohnungen
oder Reihenhduser Bewerberinnen oder Bewerber vorhanden sind, die als férderungswiirdige Personen
im Sinne des § 13 Bgld. WFG 2018 anzusehen sind.

Gefordert Objektedirfen nur von forderungswirdigen Personen und ihnen nahestehenden Personen
bewohnt werden.

Bei Bauvorhaben von gemeinniitzigen Bauvereinigungen im Sinne des § 13 Abs. 1 Z 3 hat die Priifung
der Forderungswirdigkeit von Personen durch die Bauvereinigung zu erfolgen. Stichprobenartige
Uberprifungen werden durch die Burgenldndische Landesregierung durchgefiihrt.
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§6
Voraussetzungen beim Vermieten von geférderten Wohnungen und Reihenhdusern

Geforderte Wohnungen und Reihenh&user diirfen vermietet werden

1.

(1)

An forderungswirdige Personen im Sinne des § 13 Bgld. WFG 2018, wobei ein Mindesteinkommen
nicht erforderlich ist;

An Personen, die die 6sterreichische Staatsbirgerschaft nicht besitzen, oder 6sterreichischen Staats-
biirginnen oder Staatsbirgern nicht gleichgestellt sind, sofern diese sonst férderungswiirdige Perso-
nen gemalk Z 1 sind;

Durch gemeinniitzige Bauvereinigungen oder Gemeinden an natirliche oder juristische Personen zur
unentgeltlichen Weitergabe an ihre Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer. Von der Beschrankung
der Weitergabe von Wohnungen an Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer kann mit Zustimmung
des Landes abgesehen werden;

Durch gemeinnitzige Bauvereinigungen oder Gemeinden an Korperschaften, Personenvereinigungen
und Vermdgensmassen im Sinne des § 13 Abs. 1 Z 6 Bgld. WFG 2018 zur Weitergabe an Dritte, welche
forderungswiirdige Personen gemaR Z 1 sein miissen;

Mit Zustimmung des Landes an férderungswirdige Personen gemaR Z 1 durch die Wohnungsinhaberin
oder den Wohnungsinhaber und die Nutzungsberechtigte oder den Nutzungsberechtigten, sofern
diese oder dieser aus zwingenden beruflichen Griinden voribergehend bis héchstens drei Jahre ab-
wesend ist. Das fiir die Uberlassung der Wohnung zu entrichtende Entgelt darf das im Sinne der Best-
immungen des WGG zu bildende Entgelt nicht Gbersteigen;

In sozial begriindeten Fallen (z.B. bei Ehescheidung) an nicht forderungswiirdige Personen gemall Z 1
fiir die Dauer von hochstens 12 Monaten mit vorheriger Zustimmung des Landes.

Das fur die Nutzungsberechtige oder den Nutzungsberechtigen gegebenenfalls erforderliche Pflege-
personal ist berechtigt, in der geférderten Wohnung den Nebenwohnsitz zu begriinden. Die Bestim-
mungen des § 13 Bgld. WFG 2018 sind nicht anzuwenden.

§7
Einkommen

Forderungswirdige Personen haben zum Zeitpunkt der Antragstellung folgendes Einkommen nachzu-
weisen:

bei nicht zur Einkommensteuer veranlagten Personen die Einklinfte aus nichtselbstandiger Arbeit
gemaR § 25 EStG 1988 in Hohe der Bruttobeziige des dem Ansuchen vorangegangenen Kalenderjahres,
in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei oder drei Kalenderjahre (It. Lohn-
zettel), vermindert um die insgesamt einbehaltenen SV-Beitrage, Kammerumlage, Wohnbauférderung,
um die Werbungskosten, die freiwilligen Betrage, um die Pendlerpauschale gem. § 16 Abs. 1 Z 6 EStG
1988 (unter Bericksichtigung des Pendlereuros gem. § 33 Abs.5 Z 4 EStG 1988), um die sonstigen Bezlige
gemaR § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, um die Freibetrdge gemal §§ 35 und 105 EStG 1988 sowie um
die einbehaltene Lohnsteuer. Die einbehaltene Lohnsteuer vermindert sich um einen Erstattungsbetrag
aus einer Arbeitnehmerinnen- oder Arbeitnehmerveranlagung;

bei zur Einkommensteuer veranlagten Personen das Einkommen laut Einkommensteuerbescheid des
letztveranlagten Kalenderjahres, in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei
oder drei Kalenderjahre, vermehrt um die steuerfreien Einkiinfte und um die abgezogenen Betrage
nach §§ 10, 18, 24 Abs. 4, 27 Abs. 3, 31 Abs. 3, 34 und 41 Abs. 3 EStG 1988 sowie vermindert um die
festgesetzte Einkommensteuer. Soweit im Einkommen Einkiinfte aus nichtselbststdandiger Arbeit
enthalten sind, sind die Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit um die Beziige gemaR §§ 67 und
68 EStG 1988 (laut Lohnzettel), ausgenommen die Bezlige gemaR § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, zu
erhohen. Negativeinkommen und negative Einkiinfte aus der steuerschonenden Veranlagung und sich
daraus ergebende Verlustvortrage werden nicht einkommensmindernd beriicksichtigt;

bei pauschalierten Land- und Forstwirtinnen oder Land- und Forstwirten 40 % des zuletzt festgestell-
ten Einheitswertes;
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(2)

3)

(1)

Weiters zahlen zum Einkommen:

e  eine gerichtlich oder vertraglich festgesetzte, in Geld bezogene Unterhaltsleistung; unter gleichen
Voraussetzungen ist eine solche Unterhaltsleistung beim Zahlungspflichtigen einkommensmin-
dernd zu beriicksichtigen. In besonders berticksichtigungswirdigen Fallen kann von einer Heran-
ziehung der Unterhaltsleistung abgesehen werden;

e  Arbeitslosengeld und Notstandshilfe

Krankengeld;

Wochen- und Kinderbetreuungsgeld;

Pensionsleistungen, ausgenommen Waisenpensionen;

Einkommen aus anderen Lindern als Osterreich;

ein angemessener Anteil sonstiger Einnahmen (z.B. Mindestsicherung)

e  Einkinfte aus Vermietung und Verpachtung von land- und forstwirtschaftlichen Flachen;

e  Einkinfte aus Vermietungen von Wohnungen und Eigenheimen;

Nicht als Einkommen gelten jedenfalls: Einkommen von volljahrigen Kindern bis zur Vollendung des
27. Lebensjahres, Familienbeihilfen, Kinderabsetzbetrage, Zuwendungen der Familienforderung des
Landes, Pflegegeld auf Grund des Bundes- oder eines Landespflegegesetzes und Waisenpensionen.
Leistungen aus dem Grund der Behinderung, Heilungskosten, Schmerzensgeld, Abfertigungen, Jubila-
umsgelder, einmalige Pramien, Belohnungen. Einkiinfte aus Studienbeihilfen, Ferialbeschaftigungen
und Einklinfte aus Praktika, die im Rahmen der schulischen Ausbildung oder des Studiums absolviert
werden, der im Rahmen eines Familienbonus gewéahrte Betrag einer Steuergutschrift bzw. eines Ab-
setzbetrages, Alimentations-, oder Unterhaltszahlungen ab der Vollendung des 18. Lebensjahres des
Kindes, Lehrlingsentschadigungen oder diesen gleichzuhaltenden Einkinften auf Grund einer Ausbil-
dung oder sonstigen regelmaRigen Beschaftigung (auch im Rahmen des Zivil- oder Wehrdienstes), sind
dann zu beriicksichtigen, wenn die Bezieherin oder der Bezieher selbst Férderungswerberin oder For-
derungswerber ist.

Als Haushaltseinkommen gilt die Summe der Einkommen der Forderungswerberin und des Forde-
rungswerbers und der mit ihr oder ihm im geforderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfiihrung oder Pflege beschaftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar Uber ein eigenes Einkom-
men verfligen, ihren Lebensmittelpunkt jedoch aufRerhalb des Haushaltes haben (Nebenwohnsitz) o-
der in absehbarer Zeit einen eigenen Haushalt griinden werden.

Bei der Prifung und Ermittlung des malRgebenden Einkommens konnen weitere Nachweise oder Er-
klarungen (insbesondere Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, mit Einlaufstempel des Finanzamtes
versehene Kopie der Einkommensteuererklarung samt Beilagen, Vorauszahlungsbescheid, Einheits-
wertbescheid) abverlangt werden und sind von der Forderungswerberin oder dem Férderungswerber
beizubringen.

§8
Einkommensgrenzen

Das hochstzuldssige Jahreseinkommen (Haushaltseinkommen) betragt bei einer HaushaltsgréRRe von

einer Person 38.000 Euro
zwei Personen 65.000 Euro
drei Personen 66.500 Euro
vier Personen 68.000 Euro
flinf Personen und mehr 70.000 Euro
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(2)

(3)

Personen, deren Einkommen zum Zeitpunkt des Einbringens des Ansuchens das Mindesteinkommen
nicht erreicht bzw. Personen, die keine Einkommensnachweise erbringen kénnen, haben, um dennoch
in den Genuss einer Forderung zu gelangen, zusatzliche Sicherheiten (Blirgschaften) beizubringen.
Biirgschaften kénnen nur von 6sterreichischen Staatsbiirgerinnen und 6sterreichischen Staatsbiirgern
Ubernommen werden.

Das erforderliche Mindesteinkommen ist bei der Gewahrung von Eigenmittelersatzdarlehen und bei
Darlehensiibernahmen erforderlich und hat zu betragen bei einer HaushaltsgrofRe von

einer Person 870 Euro
zwei Personen 1.200 Euro
drei Personen 1.350 Euro
vier Personen 1.500 Euro
§9
Gesamtbaukosten

Zu den malgebenden Gesamtbaukosten zdhlen:

1.

die Kosten der Errichtung von Gruppenwohnbauten, Reihenhdusern, Wohnungen und unter Einbeziehung
von Hausbesorgerinnen- oder Hausbesorgerdienstwohnungen, jedoch unter Ausschluss von fiir berufliche
Zwecke spezifisch ausgestatteten Raumen,

die Kosten der Errichtung von der gemeinsamen Benitzung der Bewohnerinnen und Bewohner
dienenden Gebaudeteilen und Anlagen,

die Kosten der Errichtung von Einstell- und Abstellplatzen sowie Garagen fir Kraftfahrzeuge, sofern
sie aufgrund behordlicher Vorschreibungen herzustellen sind,

die Kosten der Errichtung von dem Zivilschutz dienenden Anlagen, sofern besondere gesetzliche
Vorschriften fiir solche Anlagen bestehen und diesen Vorschriften entsprochen wird,

die Baunebenkosten (Planungskosten, Anschlussgebiihren, AufschlieBungskosten innerhalb der
Baugrundstlicke, etc).

Die Gesamtbaukosten beinhalten auch die Umsatzsteuer, soweit sie nicht als Vorsteuer gemaR § 12 Umsatz-
steuergesetz 1994 abgezogen werden kann.

(1)

(2)

§10
Innovative klimarelevante Systeme

Hinsichtlich der erstmaligen Errichtung von Heizungs- und Warmwasserbereitstellungssystemen stellt
der Einsatz innovativer klimarelevanter Systeme eine Forderungsvoraussetzung dar. (Ausnahme bei
Zu-, Auf- und Ausbauten mit Anschluss an ein bestehendes Heizsystem).

Die Heizungs- und Warmwasserversorgung hat durch folgende , hocheffiziente alternative Energiesys-
teme” zu erfolgen, sofern die zu fordernde Baulichkeit nicht in einem Fernwarmebereich gemaR lit. b
bzw. lit. c liegt oder der Anschluss an dieses Netz mit einem besonders hohen technischen oder wirt-
schaftlichen Aufwand verbunden ist (Ausnahme vom verpflichtenden Fernwarmeanschluss: nachweis-
liche Mehrkosten von mindestens 30% auf die Nutzungsdauer einer alternativen Heizungsanlage ge-
maR lit d. - f. auf Vollkostenbasis im Sinne der ONORM M7140 Restbarwert gemaR EN Normen 15459):

Systeme auf Basis erneuerbarer Energien unter Beriicksichtigung moglichst hoher Effizienzstandards.
Fern-/Nahwarme aus hocheffizienten Kraft-Warme-Koppelungs-Anlagen im Sinne der Richtlinie
2004/8/EG lber die Férderung einer am Nutzwadrmebedarf orientierten Kraft-Warme-Kopplung im
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Energiebinnenmarkt, ABI. Nr. L 52 vom 21.02.2004 S. 50, sowie sonstige Abwadrme, die andernfalls
ungenutzt bleibt.

Unter Fernwéarme versteht man die Verteilung thermischer Energie in Form von Dampf oder heiRem
Wasser von einer zentralen Erzeugungsquelle durch ein Netz an mehrere Gebaude oder Anlagen zur
Nutzung von Raum oder Prozesswarme.

c) Fern-/Nahwirme sofern sie ganz oder teilweise (zumindest 80%) auf Energie aus erneuerbaren
Quellen beruht.

d) Warmepumpen, die nach den EU-Umweltzeichenkriterien gemaR Richtlinie 2014/314/EU zertifiziert
sind (EU Ecolabel) bzw. vollinhaltlich den in dieser Richtlinie festgelegten Mindestanforderungen
entsprechen und als Hauptheizung mit einer Niedertemperaturverteilung mit einer Vorlauftemperatur
unter 35°C ausgelegt sind.

e) Die Warmwasserbereitung kann unabhéangig von der Hauptheizung mit einer Brauchwasserwarme-
pumpe erfolgen. Sollte die Warmwasseraufbereitung durch dezentrale Fernwarmeboiler erfolgen und
ist durch die Art des Betriebes eine Aufheizung des Warmwassers von 45°C auf 60°C nicht moglich, so
kann dies alternativ mittels E-Heizstab erfolgen. Auf Einhaltung der Normen und Regelwerke ist
besonderes Augenmerk zu legen. Elektroboiler zur Warmwasserbereitung sind nur in Kombination mit
einer Photovoltaikanlage zuldssig, wenn sichergestellt ist, dass dadurch der Eigenverbrauch des
erzeugten PV-Stroms wesentlich erhdht wird.

f) Erdgas - Brennwertanlagen in Kombination mit Solaranlagen zur Warmwasserbereitstellung
(thermisch oder Photovoltaik). Sollte lagebedingt die Errichtung von Solaranlagen nicht moglich oder
wirtschaftlich nicht zumutbar sein, so kann von dieser Kombination Abstand genommen werden.

g) Andere Technologien und Energieversorgungssysteme, soweit diese im Vergleich zu den in lit. b, c,
bzw. d angefiihrten Systemen zu geringeren Treibhausgasemissionen fiihren.

(3) Kohle und Heizél sind nicht zulassig.

(4) Biogene Heizungssysteme sollen nach Mdglichkeit mit (thermischen oder Photovoltaik) Solaranlagen
kombiniert werden um zu vermeiden, dass Heizungs-/Warmwasserkessel wahrend der Sommermo-
nate betrieben werden missen. Bei elektrischen Warmepumpen ist eine Kombination mit (thermi-
schen oder Photovoltaik) Solaranlagen anzustreben.

§11
Energiekennzahlen

(1) Die energiebezogenen Mindestanforderungen (HWBRef, RK zul , EEBRk, zul bzw. fGEE, RK,zul) gemaR
den Bestimmungen der OIB-Richtlinie 6, Energieeinsparung und Warmeschutz, Ausgabe April 2019
sind einzuhalten. Der Nachweis der Anforderung an Energiekennzahlen kann wahlweise entweder
Uber den Heizwarmebedarf oder iber den Gesamtenergieeffizienz- Faktor gefiihrt werden. In begriin-
deten Fallen (z.B. historische oder denkmalgeschiitzte Gebdude) kann von der Einhaltung der Anfor-
derung an die Energiekennzahlen Abstand genommen werden.

Die Forderung kann nur gewahrt werden, wenn nachstehend angefiihrte warmetechnische Mindestanforde-
rungen erfillt werden. Bei der Ermittlung der erforderlichen Raumwarme-Energiekennzahl sind die einer Heiz-
gradtagzahl von 3.400 (K.d/a) entsprechenden Monatsmitteltemperaturen heranzuziehen. Bei der Berechnung
der solaren Warmegewinne die entsprechenden Monatswerte der solaren Energieeinstrahlung. Bezlglich des
A/V-Verhaltnisses ist zwischen den Werten linear zu interpolieren.

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fiir Wohngebaude (iber den Endenergiebedarf
gefiihrt, gelten folgende Hochstwerte:
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HWB Ref, RK,zul
in [kWh/m?2a]
EEB RK,zul
in [kWh/m?2a]

10 x (1+3,0/Ic)

EEBWG,RK,zul

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fiir Wohngebaude Giber den Gesamtenergieeffizienz-
Faktor gefuhrt, gelten folgende Hochstwerte:

HWB Ref, RK,zul 12 x (1+3,0/Ic)
in [kWh/m?2a]
fGEE, RK,zul 0,75

§12
Forderbare Nutzflache (Wohnnutzflache)

(1) Bei Wohnungen ist die forderbare Nutzflache (Wohnnutzflache) bei bis zu einem Vier-Personen-Haus-
halt mit 100 m? beschrankt. Fir jede weitere Person kdénnen zusatzlich bis zu 10 m? Nutzfliche
gefordert werden.

(2)  Wohneinheiten bei der Wohnform Junges Wohnen (Starterwohnungen) diirfen eine férderbare
Nutzfliche (Wohnnutzfliche) von max. 55 m? je Wohneinheit haben.

(3) Bei der Wohnform betreubares Wohnen hat die forderbare Nutzflache bei Wohneinheiten fir eine
Person zwischen 45 m? und 51 m? und bei Wohneinheiten fiir zwei Personen ab 51 m? bis maximal 65
m? zu betragen. Ab 10 Wohneinheiten ist ein Gemeinschaftsraum im Ausmaf von 45 m?
(forderbare Nutzflache) verpflichtend zu errichten.

(4) BeiReihenhdusern und Gruppenwohnbauten ist die maximal forderbare Nutzflache (Wohnnutzflache)
bei einem bis zu Vier-Personen-Haushalt mit 130 m? beschrankt. Fur jede weitere Person kénnen zu-
sétzlich bis zu 10 m? Nutzflache geférdert werden.

lll. Berechnung der Férderh6he

§13
Forderhohe

Die Forderhohe ist abhangig von der Basisforderung und moglichen Bonusbetragen (Steigerungsbetragen).
Wohnungen werden mit einem Basisbetrag von 650 Euro je m? forderbarer Nutzfliche geférdert. Reihenhduser
und Gruppenwohnbauten mit einem Basisbetrag von 590 Euro je m? forderbarer Nutzfliche und Generatio-
nenwohnen (Junges Wohnen, betreubares Wohnen) mit einem Basisbetrag von 680 Euro je m? férderbarer
Nutzflache. Wird die gesetzlich vorgeschriebene Energiekennzahl HWB Ref, RK fiir den Bonusbetrag von 36
kWh/m?2a unterschritten, erhoht sich die Basisforderung. Bei einer Unterschreitung der vorgeschriebenen
Energiekennzahl von zumindest 30% erfolgt die Berechnung der Férderhéhe nach ,Stufe 1%, bei einer Unter-
schreitung der Energiekennzahl von zumindest 50% erfolgt die Berechnung der Forderhdhe nach ,,Stufe 2“ der
Tabelle 1.

Bezuglich des A/V-Verhaltnisses ist zwischen den Werten linear zu interpolieren.

A/V-Verhaltnis HWB Ref, Rk
>0,8 36 kWh/m?a
<0,2 20 kWh/m?a
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Tabelle 1:

Férderart Basisforderung Stufe 1 Stufe 2
>30% Unterschreitung >50% Unterschreitung der
der EKZ EKZ
Neubau Wohnung €650 €680 €710
Neubau Reihenhaus €590 €620 €650
Generationenwohnen €680 €710 €740
§14
Bonusbetrage

Zum Forderungsdarlehen kann eine zusatzliche Férderung in Form von Pauschalbetragen oder in Form eines
prozentmaRigen Bonusbetrages zur Basisforderung gewahrt werden. Die Beantragung eines Bonusbetrages
(Steigerungsbetrages) ist nur in Zusammenhang mit der Zuerkennung eines Neubaudarlehens moglich.

(1)

1.

(2)

Bodenverbrauchsparendes Bauen

Wird ein bestehendes Objekt durch einen Neubau ersetzt und entstehen dadurch Abrisskosten, so
werden diese Abrisskosten ersetzt. Der Abriss wird in der Hohe von 35% der anerkannten Kosten,
hochstens jedoch mit 16.000 Euro geférdert. Der Bonusbetrag wird auch dann zuerkannt, wenn mehr
als 50% des Bestandes abgerissen und durch einen Neubau ersetzt werden. Bei Antragstellung darf die
Rechnung Uber die durchgefiihrten Abrissarbeiten nicht alter als zwei Jahre sein.

Wird eine Baullicke geschlossen, kann ebenso ein Bonusbetrag fiir bodenverbrauchsparendes Bauen
zuerkannt werden, wobei die mogliche Forderhdhe 50 Euro je m? férderbare Fliche (Wohnnutzflache)
betragt, hdchstens jedoch gesamt 20.000 Euro.

Baullicken sind unbebaute Grundstiicke in bereits zur Ganze aufgeschlossenen Gebieten, in denen
eine Bebauung im Gegensatz zu den umliegenden Bereichen noch nicht stattgefunden hat oder Grund-
stiicke im Verband, die zu weniger als 50% der moglichen Nutzung bebaut sind (Mindernutzungen).
Eine Baulandwidmung vor 1980 ist erforderlich. Ein Baullickenschluss liegt dann vor, wenn vom Mit-
telpunkt des zu errichtenden Objektes ein angrenzendes Wohngebdude im Umkreis von 70 m (Radius)
nachgewiesen wird.

Barrierefreies Bauen

Werden unabhangig von den in § 5 Abs. 1 Z 2 vorgeschriebenen MaBnahmen weitere barrierefreie MaRnah-
men gesetzt, kann hierfiir ein Bonusbetrag im AusmaR 25 Euro je m? férderbarer Nutzflaiche (Wohnnutzflache)
gewahrt werden. Der Bonusbetrag kann jedenfalls beantragt werden, wenn der Zugang zur Wohneinheit stu-
fenlos und schwellenfrei ist, fur die Sanitarraume (WC und bodengleiche Dusche oder Bad) einen unverbauten
Wendekreis von 150 cm Durchmesser aufweisen, wobei folgende Zugestandnisse gemacht werden kdnnen:

Bei einer bodengleichen Dusche darf eine leicht entfernbare Duschtrennwand in den Wendekreis ra-
gen;

Waschmaschinen werden nicht beriicksichtigt, weil sie leicht entfernt werden kdénnen;

in Nasszellen, die mit einer Dusche und einer Wanne ausgestattet sind, darf auch die Wanne in den
Wendekreis ragen, wenn sie leicht entfernbar gestaltet ist;

eine Trennwand zwischen Nasszelle und WC wird akzeptiert, wenn diese in Leichtbauweise ausgefiihrt
wird, keine Leitungen enthalt, und der Boden auch unterhalb durchgehend verlegt wurde;

nach innen 6ffnende Tiren sind zugelassen, wenn sie durch einfaches Wenden des Rahmens nach
auBen offnend umgestaltet werden konnen;

ein Waschbecken kann unterfahrbar ausgefiihrt werden;

werden Bad und das WC baulich nicht nebeneinander ausgefiihrt, haben Bad und WC den Wendekreis
vorzuweisen. Es ist aber zuldssig, dass das separate WC den Wendekreis erst nach Entfernen einer
Leichtbauwand vorweist.
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(3) Behindertengerechte MaRnahmen

Wird bei der Errichtung des forderungswirdigen Objektes auf die besonderen Wohnbediirfnisse und Erfor-
dernisse von Menschen mit Behinderung oder gebrechliche Menschen Bedacht genommen, kann (unabhangig
von § 5 Abs. 1 Z 2) fiir diese MalRnahmen ein Bonusbetrag gewahrt werden. Die Hohe des Bonusbetrages be-
tragt 65 Euro je m? forderbarer Nutzfliche (Wohnnutzfliche). Geférdert werden Treppenlifte, der Einbau von
Aufziigen oder sonstige erforderliche MalRnahmen, die zum Abbau von Barrieren fiihren und ein behinderten-
gerechtes Wohnen ermaoglich.

Die OIB Richtlinie 4 ist entsprechend einzuhalten.

(4) Bonusbetrag fir Liftanlage

Wird ein Personenaufzug eingebaut, kann dieser durch einen festgelegten Bonusbetrag je m? férderbarer
Nutzflaiche (Wohnnutzfliche) geférdert werden, wobei die Héhe des Bonusbetrages von der Anzahl der
eingebauten Wohnungen (Wohneinheiten) abhangig ist. Bei bis zu 8 Wohneinheiten betragt der
Bonusbetrag 20 Euro je m? forderbarer Nutzflache, bis zu 15 Wohneinheiten 15 Euro je m? férderbarer Nutz-
fliche und 13 Euro je m? forderbarer Nutzfliche ab der Errichtung von 16 Wohneinheiten.

V. Darlehenskonditionen

§15
Grundbiicherliche Sicherstellung

(1) Das zugesicherte Forderungsdarlehen ist im Grundbuch erstrangig sicherzustellen. Bei Wohnungsei-
gentum ist das Pfandrecht fur den auf die Nutzflache oder den Nutzwert der Wohnung im Verhaltnis
entfallenden Teil des Forderungsdarlehens auf dem einzelnen Anteil einzuverleiben.

(2)  Werden auf einer Einlagezahl mehrere Objekte errichtet, hat die Sicherstellung immer im Rang vor
allen diesen Bauabschnitt betreffenden Darlehen zu erfolgen.

(3) Ist die sofortige Einverleibung des Pfandrechts nicht moglich oder zweckméRig, kann vom Land eine
Treuhanderklarung gemaR den Bestimmungen des § 8 Abs. 2 Bgld. WFG 2018 angenommen werden.

(4) Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber hat im Falle der Gewéahrung eines Férderungs-
darlehens ihr oder sein Eigentum an der zu verbauenden Liegenschaft nachzuweisen. Sofern der Nach-
weis des grundbiicherlichen Eigentums aus besonderen Griinden nicht sofort erbracht werden kann,
kann vom Land die Treuhanderklarung einer 6ffentlichen Notarin oder eines Notars oder einer Rechts-
anwaltin oder eines Rechtsanwalts, dass der Nachweis ehestens erbracht wird, als zwischenzeitiger
Nachweis der Férderungswerberin oder des Forderungswerbers anerkannt werden.

§16
Vorrangeinrdaumung

(1) Die Zustimmung des Landes zur ausnahmsweisen vorrangigen grundbicherlichen Sicherstellung ge-
maRk § 15 fiir ein Wohnrecht, Ausgedinge, Fruchtgenussrecht, Vorkaufsrecht oder Baurecht darf nur
dann erteilt werden, wenn weiterhin die ausreichende Besicherung des Férderungsdarlehens gewahr-
leistet ist.

(2)  Von der grundsatzlich erforderlichen erstrangigen grundbiicherlichen Sicherstellung von Wohnbau-
darlehen kann bei grundbiicherlich sichergestellten Wohnrechten von zumindest 80-jahrigen Angeho-
rigen Abstand genommen werden. Bei Vorliegen besonders beriicksichtigungswiirdiger Griinde (z.B.
Demenzerkrankung) ist unabhangig vom Alter eine nachrangige Sicherstellung moglich.
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§17
Léschung

Das Land hat die Einwilligung zur Loschung des Pfandrechtes und etwaiger weiterer Eigentumsbeschrankun-
gen (insbesondere eines Belastungs- oder VerauBerungsverbotes) zu erteilen, wenn das Forderungsdarlehen
zur Géanze zurilickbezahlt worden ist. Dies gilt auch in den Fallen einer Teiltilgung fur Reihenhauser und Woh-
nungen, bei denen allfallige Teilldschungen und Vorrangeinrdumungen erforderlich sind. Die Ausstellung einer
Loschungserklarung vor Darlehenstilgung ist auch bei Vorliegen einer Treuhanderklarung einer 6ffentlichen
Notarin oder eines Notars oder einer Rechtsanwaltin oder eines Rechtsanwalts moglich. Eine SchlieBungsdif-
ferenz von + € 15 bis - € 15 im Zuge der finalen Darlehnsrickzahlung und KontoschlieRung ist unbeachtlich. Es
erfolgt diesbeziiglich keine Riickzahlung bzw. Nachforderung.

(1)

(2)
(3)
(4)

(5)

(6)

(7)

§18
Tilgungsplan

In den Tilgungspldnen sind die Darlehensbedingungen festzulegen, wobei eine Darlehenslaufzeit von
30 Jahren, eine halbjahrlich dekursive Verzinsung von 0,7 % pro Jahr vom 1. bis zum 10. Jahr, von
1,0 % vom 10,5. bis zum 20. Jahr und von 2,0 % pro Jahr vom 20,5. bis zum 30. Jahr vorzusehen ist. Die
Zinsberechnung erfolgt kalenderméaRig/360 Tage jeweils vom aushaftenden Darlehenskapital. Die
halbjahrlich dekursiv zu leistenden Annuitdtszahlungen betragen fir die 1. bis 10. Halbjahresrate
0,8 %, fiir die 11. bis 20. Halbjahresrate 1,35 %, fiir die 21. bis 40. Halbjahresrate 2,0 % und fir die
41. bis 60. Halbjahresrate des Tilgungszeitraumes 2,9 % des Darlehensbetrages, wobei die Annuitats-
berechnung jeweils vom Darlehensnominale erfolgt.

Die Aussetzung der Annuitat auf bestimmte Zeit ist gemaR § 17 Abs. 3 Bgld. WFG 2018 moglich.
Die Verzinsung beginnt mit der ersten Auszahlung des Darlehensbetrages oder Darlehensteilbetrages.

Die Tilgung beginnt am Monatsersten, welcher der Endzuzahlung folgt, erstmalig sechs Monate ab
Auszahlung. Teilrlickzahlungen sind ab dem der Auszahlung nachfolgenden Monatsersten moglich.

Bei Nichteinhaltung der in Abs. 4 genannten Tilgungstermine sind die in der Zusicherung festgelegten
Verzugszinsen zu verrechnen. In begriindeten Fallen kdnnen auf Antrag der oder des Zahlungspflichti-
gen die Fristen verlangert werden. In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen kann fir die Zeit
der Stundung oder Teilzahlung die Vorschreibung von Verzugszinsen entfallen.

In besonders begriindeten Fallen (z.B. wirtschaftliche, gesundheitliche, familidre Griinde) konnen auf
Antrag Verlangerungen der Darlehenslaufzeit gewahrt werden.

Die Bestimmungen des § 17 Bgld. WFG 2018 sind anzuwenden.

§19
Einhebung Verwaltungskostenbeitrage

Im Rahmen der Forderungsabwicklung kénnen Gebiihren und Spesen dem Darlehenskonto angelastet wer-
den (z.B. Portospesen, Mahngebihren, Filligstellungsgebiihren, Rechtsanwalts- und Inkassokosten etc.).
Ebenso werden Kosten und Spesen anderer Banken, die durch das Verschulden der Forderungswerberin oder
des Forderungswerbers verursacht werden dem Darlehenskonto angerechnet.
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(1)

(2)

(3)

VI. Férderungsverfahren

§20
Antragstellung

Ansuchen um Gewahrung einer Foérderung sind entsprechend des § 5 Abs. 1 Bgld. WFG 2018
beim Amt der Burgenldndischen Landesregierung, Abteilung 9 - Hauptreferat Wohnbauférderung, ein-
zubringen und die aus den Formblattern zu den jeweiligen Forderungsarten ersichtlichen
Unterlagen anzuschliefen. Ansuchen gelten erst dann als eingebracht, wenn jedenfalls alle zur
Beurteilung und technischen Uberpriifung erforderlichen Unterlagen (Abs. 4 und 5) angeschlossen
sind. Ansuchen sind auf elektronischem Weg direkt beim Amt der Burgenlandischen Landesregierung
in folgender Form zu Gbermitteln, pro Antrag ein Datentrager ohne Unterorder:

Samtliche Unterlagen auf Datentrager im Format PDF/A-1b

PDF-Dateien entsprechend dem Inhalt bezeichnet (Antrag, Promesse, Baubewilligung, ZEUS-Formblatt
fir Energieausweis, Lageplan, etc.)

Liste Wohnungswerber als Excel-Datei

Erste Seite des Einreichplans mit baubehdrdlicher Bestatigung separat als PDF

Ansuchen um Gewahrung einer Forderung konnen bis langstens 24 Monate ab in Rechtskraft erwach-
senen Baubescheides eingebracht werden.

Wird ein Bauvorhaben in mehreren Bauabschnitten errichtet, ist das Ansuchen um Gewahrung einer
Forderung fiir den entsprechenden Bauabschnitt mit Genehmigung der Landesregierung in der gesetz-
lichen Fertigstellungsfrist nach den Bestimmungen des Bgld. Baugesetzes einzubringen.

Dem Foérderansuchen sind alle zur Beurteilung des Forderantrages erforderlichen Unterlagen und
Formblatter anzuschlieRen, insbesondere

Baubewilligung, Baufreigabe

baubehordlich bewilligter Bauplan und Baubeschreibung

Nutzflachenaufstellung

Kostenzusammenstellung laut ONORM B 1801-1

,ZEUS“-Formblatt fir Energieausweis

Kostenvoranschlag oder saldierte Rechnung bei Beantragung von Bonusbetragen

Ein nach baurechtlichen Vorschriften erstellter Energieausweis ist in elektronischer Form vollstandig
in die online - Datenbank ZEUS Burgenland (www.bgld.energieausweise.net) fiir Energieausweise zu
Ubermitteln und im Forderantrag die ZEUS-Projektnummer bekannt zu geben. Die Energieausweise
werden stichprobenartig Gberprift. Mogliche Beanstandungen sind zu berichtigen.

§21
Forderabwicklung / Férderpriifung

Die Forderantrage samt Beilagen werden auf Vollstandigkeit, Schllssigkeit und Foérderungswirdigkeit
gemald den Bestimmungen des Bgld. WFG 2018 und dieser Richtlinie tiberprift.

Werden vom Amt der Burgenlandischen Landesregierung zusatzliche oder fehlende Unterlagen ange-
fordert und diese nicht binnen der angegebenen Frist (langstens jedoch innerhalb von 12 Monaten ab
Einreichung) nachgereicht, gilt der Forderungsantrag als zuriickgezogen, sofern die Verzogerung im
alleinigen Einflussbereich der Férderungswerberin oder des Férderungswerbers liegt.

Der Forderantrag kann von der Férderungswerberin und/oder dem Foérderungswerber schriftlich zu-
riickgezogen werden.
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(4)

(5)

(1)

(2)

Im Falle der Nichtgenehmigung des Férderungsdarlehens wird der Férderungswerberin und/oder dem
Forderungswerber eine kurze begriindete schriftliche Abweisung des Ansuchens libermittelt.

Werden von der Férderungswerberin und/oder dem Férderungswerber bei der Antragstellung unrich-
tige Angaben gemacht, wird das Férderansuchen abgewiesen.

§22
Begutachtung und Reihung von Antragen durch den Wohnbauférderbeirat

Gemal § 20 Abs. 3 Bgld. WFG sind Ansuchen zur Gewahrung von Férderungen zur Errichtung und
Sanierung von Eigenheimen, Gruppenwohnbauten, Reihenhdusern, Wohnungen und Wohnheimen
sowie von Zinsenzuschiissen dem Wohnbauférderungsbeirat vor Bewilligung durch die Landesregie-
rung zur Begutachtung vorzulegen.

Der Wohnbauférderbeirat hat im Rahmen der Begutachtung die vorliegenden Antrdge nach nachste-
henden Kriterien zu prifen, zu bewerten und anhand der Bepunktung zu reihen. Die Ansuchen auf
Darlehensgewahrung im Bereich der gemeinniitzigen Bauvereinigungen werden nach folgenden Krite-
rien vom Wohnbauférderbeirat bewertet bzw. bepunktet:

Kosten und Leistbarkeit

Die Senkung der Wohnkosten und damit die Steigerung der Leistbarkeit ist einer der Kernaufgaben der
burgenlandischen Wohnbauférderung, daher kommt diesen Punkten bei der Priorisierung von zu for-
dernden Projekten besonderes Gewicht zu. Die geplante Baukostenzuschusshohe und die geplante
Miete bzw. der geplante Nutzungsbeitrag wird anhand der von den Antragstellerinnen (ibermittelten
Prognoserechnungen wie folgt bewertet:

a. Geplante Baukostenzuschusshohe
Bei Wohnungen Mietvariante (nur Miete):
100 Punkte - ([Betrag Baukostenzuschuss pro m2] / 10)= zu berticksichtigende Punkte
Bei Wohnung Miet- / Kaufvariante:
300 Punkte - ([Betrag an Baukostenzuschuss pro m2] / 10) = zu berlicksichtigende Punkte

b. Geplante Miete / Nutzungsbeitrag
Bei Wohnungen:
10 - [Miete (netto ohne BK) pro m2] = zu beriicksichtigende Punkte
Bei Reihenhdusern:
12 - [Miete (netto ohne BK) pro m2] = zu beriicksichtigende Punkte
Reihenhduser werden nur geférdert sofern keine anderen férderbaren Projekte vorliegen.

Okologie:

Ein weiterer Eckpunkt der burgenlidndischen Wohnbauférderung ist die Steigerung von Okologie im
Wohnbau, daher ist MaRnahmen zur Okologisierung bei der Priorisierung von Férderprojekten beson-
deres Augenmerk zu schenken.

Fir folgende MaBnahmen, die im zu bewertenden Projekt umgesetzt werden, sind folgende Punkte zu
bericksichtigen:

e Errichtung einer Photovoltaikanlage: 3 Punkte

e Beheizung mit Warmepumpe, Biomasse oder Fernwarme aus Biomasse oder

e Alternativenergie (ohne Einsatz fossiler Energietrager): 3 Punkte
e Begriinung der Fassade: 1 Punkte
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(1)

e Begriinung des Daches: 1 Punkt
e Baullickenschluss, Ersatz oder Revitalisierung eines alten Gebaudes: 5 Punkte
e Errichtung von Geb&uden unter Gberwiegenden Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen: 5 Punkte

Lage und Nachfrage:

Besonderes Augenmerk bei der Steuerung der Vergabe von Mitteln der Wohnbauférderung sind auf
Lage und Nachfrage zu legen, da die 6ffentlichen Férdermittel sowohl treffsicher als auch im Sinne
einer gesamten Entwicklung des Burgenlands verwendet werden sollen.

Folgende Umstdnde sind mit den nachstehend angefiihrten Punkten zu beriicksichtigen:

e Der Errichter kann fur 70% der Wohneinheiten fixe forderungsrechtlich tiberpriifte Bewerber*in-
nen nachweisen: 3 Punkte;

e Lage des Projekts in Gemeinden mit Bevolkerungsriickgang (gemaR den Bestimmungen der Wohn-
bauforderungsrichtlinien fiir Neubauten von Eigenheimen): 1 Punkt;

e Verknlipfung des Wohnprojekts mit Einrichtungen zur Stdrkung der Infrastruktur (Geschifte,
Gemeindeeinrichtungen, ...): 1 Punkt;

e Ortsrandlage mit Neuwidmung auf Bauland, die weniger als 2 Jahre vor Erteilung der Baufreigabe
zuriickliegt: - 5 Punkte

e Sonderwohnformen (z.B. Generationenwohnen, Sozialwohnprojekte): 10 Punkte

Vertragsgestaltung

Ziel von zukinftigen Vertragsgestaltungen von Miet-/Kauf- oder Nutzungsvertragen soll bestmogliche
Transparenz sein. Hier kdnnen die Vorgaben des Wohnungsgemeinniitzigkeitsgesetzes nur ein Min-
deststandard sein. Ziel soll sein, dass dem Bewohner der Bewohnerin bereits bei Einzug in das Wohn-
objekt die Modalitaten flr einen etwaigen Eigentumserwerb bekannt sind. Bei Miet-/Kaufvarianten ist
eine Fixpreisvereinbarung zur Regelung der Kaufpreisbildung (siehe z.B. § 15a und §15d WGG) zukiinf-
tig obligatorisch.

Berechnung der Gesamtpunkte und Reihung

Die Forderprojekte werden nach dem vorgenanntem System bepunktet und es wird die Summe der
Punkte gebildet. Die Forderempfehlung erfolgt durch den WBF-Beirat im Rahmen

der Begutachtung der Forderantrdage an die Projekte mit den meisten Punkten in absteigender
Reihenfolge je nach verfiigbaren Fordermitteln.

Die fiir das Jahr budgetéar verfligbare Fordersumme wird gleichméaRig auf die pro Jahr geplanten
Wohnbauférderbeiratstermine im Jahr verteilt und dort entsprechend der verfligbaren Férdersumme
nach der vorgenommenen Reihung Empfehlungen fiir die Férdervergabe ausgesprochen. Kommt ein
Projekt wiederholt aufgrund der Reihung nicht zum Zug, so wird es einem Jahr nach dem ersten
Aufscheinen in einer Reihung des Wohnbauférderbeirats ausgeschieden.

§23
Zusicherung und Schuldschein

Im Falle der Erledigung im Sinne des Ansuchens ist der Férderungswerberin oder dem Forderungswer-
ber eine schriftliche Zusicherung gemal § 5 Abs. 2 des Burgenlandischen Wohnbauférderungsgesetzes
2018 sowie ein Schuldschein (Darlehensvertrag) auszustellen. In der Zusicherung und im Schuldschein
(Darlehensvertrag) konnen Bedingungen und Auflagen vorgesehen werden, die der Sicherung und Ein-
haltung der Bestimmungen dieser Richtlinie und des diesem zugrunde liegenden Forderungszweckes
dienen.
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(2)

(3)

S

(1)

(2)

(3)

(4)

(1)

(2)

Der in der Zusicherung genannte Darlehensbetrag ist ein vorlaufiger Maximalbetrag. Die Festlegung
der endgtiltigen Forderungshohe erfolgt auf Basis der Forderungsvoraussetzungen (z.B. tatsachliche
Bauausfiihrung).

Die Zusicherung hat insbesondere zu enthalten:

Finanzierungsplan

Fertigstellungstermin des Bauvorhabens

Zinsen, Darlehenslaufzeit und Darlehenskonditionen gemaR § 18

In der Zusicherung sind des Weiteren Bedingungen und Auflagen hinsichtlich der voriibergehenden
Einstellung der Forderungszahlungen festzulegen, wenn die Férderungswerberin oder der Férderungs-
werber ihre bzw. seine in der Zusicherung und im Darlehensvertrag vereinbarten Verpflichtungen
nicht erfillt oder einhalt.

§24
Auszahlungsmodalitdten

Das in einem Gesamtbetrag zugesicherte Férderungsdarlehen wird in Teilbetragen nach MaRgabe des
Baufortschrittes an die Férderungswerberin oder den Férderungswerber ausbezahlt. Die Anweisung
erfolgt erst nach Vorliegen des Original Schuldscheines und des Gerichtsbeschlusses liber die grund-
bicherliche Sicherstellung (§ 17) des Férderungsdarlehens.

Der Baufortschritt ist durch geeignete Unterlagen wie z.B. Vorlage von Gemeindebestatigungen nach-
zuweisen.

Die Auszahlung der einzelnen Teilbetrdge des bewilligten Forderungsdarlehens kann davon abhangig
gemacht werden, dass das durchgefiihrte Vorhaben an Ort und Stelle von einer oder einem Priiforgan
(§ 41) tberpriift und die Ubereinstimmung der Ausfiihrung mit den genehmigten Unterlagen festge-
stellt wird.

Die Auszahlung des zugesicherten Férderungsbetrages erfolgt bei der Errichtung eines Neubaues

a) 30 % bei Fertigstellung des Kellers oder der Fundamentierung,

b) 40 % bei Fertigstellung des erweiterten Rohbaues,

c) 25 % bei Nachweis der Fertigstellung gemaR den Bestimmungen des Bgld. Baugesetzes und
d) 5% bei Vorlage der Endabrechnung.

§25
Endabrechnung

Nach Abschluss der Bauausfiihrung ist ohne Verzug, langstens jedoch innerhalb von zwei Jahren nach
Rechtskraft der baubehdrdlichen Beniitzungsfreigabe die Endabrechnung der Burgenlandischen Lan-
desregierung zur Prifung vorzulegen, widrigenfalls die Gesamtbaukosten durch einen Ziviltechniker
einschlagiger Fachrichtung auf Kosten der Férderungswerberin oder des Forderungswerbers ermittelt
und der Endabrechnung zugrunde gelegt werden kdnnen. Die Endabrechnung hat die auf die einzelnen
Wohnungen und Reihenhduser entfallenden Baukosten sowie deren Berechnung zu enthalten.

Die Endabrechnung der auf die einzelnen Wohnungen entfallenden Baukosten ist wie folgt durchzu-
flihren:

Zundachst sind die Gesamtbaukosten fiir alle Nutzflachen des Férderungsobjektes festzustellen;

Von diesem Betrag sind die Gesamtbaukosten fiir die im Forderungsobjekt gelegenen nicht geférder-
ten Flachen (z.B. Geschaftslokale, nicht geférderte Wohnungen, Abstellanlagen fir Kraftfahrzeuge)
abzuziehen
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3. Der Restbetrag ist sodann auf die Wohnungen im Verhaltnis ihrer forderbaren Nutzflache aufzuteilen.

(3) Die Endabrechnung hat jedenfalls zu enthalten:

Endabrechnung inklusive detaillierter Aufstellung

Chronologische und sortierte Baukontoiibersicht des geférderten Objektes

Vorausschauende Baukontolibersicht

Aufstellung der Wohnungsbeschaffungskosten

Interne Uberweisung der Grund- und Bauvorbereitungskosten

Begriindung von eventuell entstandenen Mehrkosten nach der Endabrechnung gegenilber den
angegebenen Gesamtbaukosten bei Antragstellung

ok wNRE

(4) Da die Gesamtbaukosten einen wesentlichen Bestandteil der gesamten Wohnungsbeschaffungskos-
ten darstellen, ist eine detaillierte Aufstellung der Gesamtbaukosten samt Nebenkosten vorzulegen.

(5) Beieiner Abdnderung der errichteten Wohnnutzfliche gegenlber der Antragstellung von Plus/Minus
3% der geférderten Nutzflache (Wohnnutzflache) ist ein Bestandsplan (nach Errichtung des Objektes)
und eine detaillierte Topographie vorzulegen.

(6) Die Burgenldndische Landesregierung kann die bedungene Bauausfiihrung, die bestimmungsgemale
Verwendung und ordnungsgemaRe Erhaltung von geforderten Objekten auf die gesamte Dauer der
Férderung durch stichprobenweise Uberpriifungen tiberwachen. Im Falle einer Uberpriifung hat die
Forderungswerberin oder der Forderungswerber den Organen des Landes Burgenland oder den vom
Land Burgenland Beauftragten zu diesem Zweck den Zutritt in das geférderte Objekt und die Einsicht-
nahme in samtliche, den Bau betreffende Unterlagen zu ermdglichen.

VII. Ubernahme von Férderungsdarlehen

§26
Ubertragung in das Eigentum

(1)  Eine Bauvereinigung kann die geférderten Wohnungen und Reihenhduser nachtréglich in das Eigen-
tum (Wohnungseigentum) Ubertragen, wenn die Baulichkeit vor mehr als zehn Jahren erstmals bezo-
gen worden ist und die Kauferin oder der Kaufer alle Verpflichtungen der Bauvereinigung, wie insbe-
sondere von zur Finanzierung der Herstellung der Baulichkeit oder deren Erhaltung und Verbesserung
gewadhrten Darlehen anteilsmaRig Gibernimmt. Die diesbeziiglichen Bestimmungen des WGG und die
darauf basierenden Verordnungen sind einzuhalten.

(2)  Die Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen durch natiirliche Personen zum aushaftenden Be-
trag ist mit Zustimmung des Landes maoglich, wenn die Nutzungsberechtigte und der Nutzungsberech-
tige das erforderliche Mindesteinkommen gemaR § 8 Abs. 3 dieser Richtlinie erfillen.

(3) Der Hauptwohnsitz im geférderten Objekt ist innerhalb von sechs Monaten ab Zustimmung zur Eigen-
tumsiibertragung von den Ubernehmenden und diesen nahestehenden Personen zu begriinden.

§27
Ubernahme durch Schenkung oder Kauf

Die Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen von natiirlichen Personen zum aushaftenden Betrag ist
gemaR § 7 Bgld. WFG 2018 mit Zustimmung des Landes moglich. Unter nachstehenden Bedingungen kann
natlirlichen Personen im Zuge einer Schenkung oder beim Kauf eines geférderten Eigentumsobjektes die Zu-
stimmung ein Wohnbauférderungsdarlehen zu ibernehmen erteilt werden:
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(1)

(2)

(3)

In die Bestimmungen der Zusicherung und des Darlehensvertrages ist im Falle einer Darlehensiiber-
nahme vollinhaltlich einzutreten.

Alle fur die Priifung der Forderwiirdigkeit erforderlichen Unterlagen (z.B. Einkommensnachweise,
Nachweis tber den dringenden Wohnbedarf, etc.) sind der Forderstelle in einer angemessenen Frist
vorzulegen.

Allenfalls bestehende Zahlungsriickstande miissen vor Vertragsdurchfiihrung beglichen sein.

Die Férderwiirdigkeit der zu Ubernehmenden muss gegeben sein. Die vorgeschriebenen Einkommens-
grenzen dirfen nicht tber- oder unterschritten werden und es muss der dringende Wohnbedarf ge-
geben sein. Die Bestimmungen der §§ 4 und 8 sind anzuwenden.

Ist bei Schenkungsvertragen zwischen nahestehenden Personen ein Wohnrecht der bisherigen Forde-
rungswerbenden vorgesehen, kann auf eine Uberpriifung der Férderwiirdigkeit bis zum Erléschen des
Wohnrechtes verzichtet werden. Die neuen Eigentiimer haben jedoch gegeniiber dem Land eine Ver-
pflichtungserklarung abzugeben.

Auch wenn in den Schenkungsvertragen keine Schuldiibernahme vereinbart ist, hat die grundbiicher-
liche Ubernehmerin und der grundbiicherliche Ubernehmer jedenfalls eine notariell beglaubigte
Schuldbeitrittserklarung zum Férderungsdarlehen abzugeben.

Bei Darlehenslibernahmen bei einer Ehescheidung (§ 98 EheG) verbleibt die oder der die Ehewohnung
verlassende Partnerin oder Partner zumindest Ausfallsbiirgin oder Ausfallsbiirge, sofern nicht einer
ganzlichen Haftungsentlassung seitens des Landes zugestimmt wird.

Der Hauptwohnsitz im geforderten Objekt ist innerhalb von sechs Monaten ab Zustimmung von den
Ubernehmenden und diesen nahestehenden Personen zu begriinden.

§ 28
Ubernahme durch Erbschaft

Im Falle einer Rechtsnachfolge aufgrund eines Todesfalles ist eine Ubernahme des Férderungsdarle-
hens gemaR den Bestimmungen des § 7 Bgld. WFG 2018 moglich. § 28 Zif 1 - 4 sind sinngemaR anzu-
wenden.

Personen, die im Zuge von Verlassenschaftsverfahren Eigentlimer von gefoérderten Objekten werden
(und bisher nicht in den Darlehensvertrdagen aufgeschienen sind), wird eine Frist von zwei Jahren ab
Vorliegen eines rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsbeschlusses eingeraumt, um entweder
bei Vorliegen der Voraussetzungen das Darlehen zu ibernehmen, oder das geférderte Objekt an eine
begiinstigte Person zu verkaufen oder das laufende Wohnbaudarlehen zu tilgen, unabhéngig davon ob
fur diese Personen ein laufendes Wohnbaudarlehen besteht.

Wahrend dieser Frist haben die Darlehensriickzahlungen vertragsgemaR zu erfolgen, diirfen mit dem
geforderten Objekt keine Gewinne erzielt werden und darf das geforderte Objekt nicht vermietet wer-
den. Werden diese Auflagen nicht eingehalten oder nach Ablauf der Frist das geférderte Objekt nicht
verkauft oder das Wohnbaudarlehen nicht getilgt wird, wird das Darlehen gekiindigt.

Bei Ubernahme des Wohnbaudarlehens sind innerhalb von sechs Monaten ab Abschluss des Verlas-
senschaftsverfahrens oder ab Vorliegen einer rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsurkunde
von den Erben und den mit ihnen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen alle Unterlagen vor-
zulegen, die flr die Beurteilung der Forderwiirdigkeit erforderlich sind.

Die aufgrund der Erbantrittserklarung grundbiicherliche Eigentiimerin oder der grundbicherliche Ei-
gentliimer des geforderten Objektes hat eine notariell beglaubigte Schuldbeitrittserklarung zum For-
derungsdarlehen zu ibermitteln, sofern eine Ubernahme des Darlehens gewiinscht ist.

Sind laut Einantwortungsbeschluss mehrere Personen erbberechtigt, jedoch nur ein Erbe Gibernimmt
das Wohnbaufdrderungsdarlehen, ist ein Schuldbeitritt der restlichen Erben (Liegenschaftseigenti-
mer) nicht erforderlich.
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(7)

(1)

(2)

3)

(4)

(5)

(6)

(1)

Der Hauptwohnsitz im geférderten Objekt ist innerhalb von sechs Monaten ab Zustimmung zur Darle-
hensiibernahme von den Ubernehmenden und ihnen nahestehenden Personen zu begriinden.

§29
Entlassung aus der Haftung von Wohnbaudarlehen

Haftungsentlassungen im Zuge von Darlehensiibernahmen durch Schenkung oder Kauf sind moglich.
Im Falle der Zustimmung des Landes zur Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen treten die
Ubernehmenden zur Ganze in den laufenden Férderungsvertrag ein und tibernehmen diesen mit allen
Rechten und Pflichten. Die bisherigen Férderungswerbenden gelten als von der Haftung zur Ganze
entlassen.

Wenn im Zuge einer Scheidung nach § 98 EheG der in der Haftung verbleibende Férderungswerbende
weiterhin im geforderten Objekt den Hauptwohnsitz begriindet hat kann die Ausfallsbiirgin oder der
Ausfallsbiirge aus der Haftung entlassen werden. Voraussetzung dafir ist, dass der aus der Haftung zu
Entlassende nicht mehr Eigentiimer des geforderten Objektes ist. Weiters dirfen keine Zahlungsriick-
stande bestehen.

Eine Haftungsentlassung kann friihestens zwei Jahre nach Erlassung des Scheidungsbeschlusses bzw.
bei Auflosung der Lebensgemeinschaft nach Vorliegen einer schriftlichen Erklarung beantragt werden.

Bei einer Scheidung nach § 55a EheG ist eine Haftungsentlassung nur dann méglich, wenn eine Ver-
einbarung hinsichtlich der Kreditverbindlichkeiten im Zuge des Aufteilungsverfahrens geschlossen und
der Ausspruch nach § 98 EheG beantragt wurde.

Bei Auflosung der Lebensgemeinschaft und der eingetragenen Partnerschaft sind die Bestimmungen
des Abs. 2 bis 4 sinngemaR anzuwenden.

Eine sofortige Haftungsentlassung ist nur durch Beibringen eines Birgen moglich.

VIII. Kiindigungsbestimmungen

§30
Kiindigung

Im Darlehensvertrag sind die Bedingungen und Auflagen festzulegen. Unter Einhaltung einer Kiindi-
gungsfrist von mindestens sechs Monaten wird das zugesicherte Férderungsdarlehen gemaR § 6 Bgld.
WFG 2018 gekiindigt, wenn die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner nach schriftlicher
Mahnung trotz Gewahrung einer angemessenen Frist

ohne Vorliegen wichtiger Griinde seinen Zahlungsverpflichtungen aus den Vertragen liber das Férde-
rungsdarlehen oder liber sonstige zur Finanzierung des Bauvorhabens aufgenommenen Darlehen
nicht nachkommt, oder

ihre oder seine Verpflichtungen oder Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung oder des
Schuldscheines (Darlehensvertrages) nicht erfillt,

das geforderte Objekt untergeht, oder

die Erhaltung des geférderten Wohnraumes unterlasst,

ohne Zustimmung des Landes den geférderten Wohnraum zur Ganze oder zum Teil in Raume anderer
Art umwandelt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt, am geférderten Wohnraum
erhebliche wertmindernde Anderungen vornimmt oder zulsst,

bei Einverleibung eines VerauRerungsverbotes zugunsten des Landes das Eigentum am geforderten
Objekt ohne Zustimmung des Landes durch ein Rechtsgeschaft unter Lebenden Gbertragt, oder
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

(2)

(3)

(1)

(2)

die zur Benlitzung durch die Eigentiimerin oder den Eigentiimer bestimmte Wohnung weder von die-
ser oder diesem, noch von ihr oder ihm nahestehenden Personen zur Deckung des standigen, dringen-
den Wohnbedarfes verwendet wird, es sei denn, die Wohnungsinhaberin oder Wohnungsinhaber ist
wegen Krankheit, zu Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Griinden vo-
ribergehend abwesend,

eine geforderte Wohnung ohne Zustimmung des Landes an eine nicht férderungswirdige Person wei-
tergibt oder weitervermietet,

die Begriindung des Hauptwohnsitzes im geférderten Objekt nicht nachweist. Ebenso ist der Haupt-
wohnsitz von nahestehenden Person zu begriinden,

die Ehepartnerin oder der Ehepartner, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner ge-
mak EPG oder die Lebensgefahrtin oder der Lebensgefahrte den geforderten Schuldbeitritt nicht
vorlegt,

mehrere geférderte Objekte besitzt,

ein geférdertes Eigentumsobjekt zur Gadnze oder zum Teil vermietet,

nicht innerhalb von sechs Monaten nach Vorliegen aller gesetzlichen und vertraglichen Voraussetzun-
gen die zur Einverleibung des Eigentums erforderlichen Antrage stellt und die hierfiir notwendigen
Urkunden errichtet,

bei Rechtsnachfolge die fiir die Priifung der Mdoglichkeit der Darlehensiibernahme erforderlichen Un-
terlagen nicht vorlegt, oder

den geférderten Wohnraum nicht innerhalb von sechs Monaten nach Erteilung der baubehérdlichen
Beniitzungsfreigabe oder nach Abschluss der Sanierungsarbeiten oder nach Rdaumung durch die
Vorbenitzerin oder den Vorbeniitzer in Benlitzung genommen hat. Bei Vorliegen wichtiger Griinde ist
eine Erstreckung der Frist moglich.

Bei einem gekiindigten Darlehen kann der noch aushaftende Darlehensbetrag tiber gesonderten An-
trag und nach MaRgabe einer abzuschlieenden Ratenzahlungsvereinbarung zuriickgezahlt werden:

In bis zu 15 Halbjahresraten oder 90 Monatsraten aufgrund darzulegender wirtschaftlicher Notlage
oder

Fiir einen darliber hinausgehenden Zeitraum, wenn Uberdies gesundheitliche, soziale oder familidre
Griinde geltend gemacht werden.

Eine Kiindigung des Darlehens kann im Todesfall der Férderungswerberin oder des Férderungswerbers
aufgrund des Ansuchens der Erbinnen oder Erben in sozialen Hartefallen unterbleiben, sofern mit dem
frei werdenden Objekt kein Gewinn erzielt wird oder dieses von einer nahestehenden Person weiter-
hin benutzt wird.

§31
Falligstellung

Das Forderungsdarlehen kann ohne vorangegangene Kiindigung sofort fallig gestellt und riickgefordert
werden, wenn

hinsichtlich der verpfandeten Liegenschaft oder eines Teiles der Liegenschaft die Zwangsverwaltung
oder die Zwangsversteigerung bewilligt wird, oder

Uber das Vermogen der Darlehensschuldnerin oder des Darlehensschuldners der Konkurs oder das
Ausgleichsverfahren eréffnet wird oder die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner die
Zahlung einstellt und schutzwiirdige Interessen von Wohnungsinhaberinnen bzw. Wohnungsinhabern
oder kiinftigen Wohnungsinhaberinnen bzw. Wohnungsinhabern durch die Falligstellung nicht gefahr-
det werden.

Forderungsdarlehen und Zuschisse sind sofort fallig zu stellen und zuriickzufordern, wenn die Férde-
rung aufgrund unrichtiger Angaben erwirkt oder sonst wie erschlichen wurde.
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§32
Widerruf

Vor Zuzdhlung des Darlehensbetrages kann die Zusicherung widerrufen werden, wenn die Forderungswer-
berin oder der Férderungswerber nicht alle fiir die Auszahlung vorgesehenen Bedingungen erfillt.

(1)

(2)

(1)

(2)

(3)

(4)
(5)

(6)

(1)

(2)

IX. Weitere Darlehensbedingungen

§33
Nachweis iiber die Fertigstellung

Das Bauvorhaben ist innerhalb von drei Jahren ab Darlehenszusicherung fertig zu stellen. Eine Uber-
schreitung der Frist ist nur auf Antrag in begriindeten Ausnahmefallen moglich.

Die Fertigstellung von Neubauten ist gemall den Bestimmungen des Bgld. Baugesetzes nachzuweisen

§34
Eigentumsbeschrankungen

Im Falle der Vergabe von Wohnungen im Wohnungseigentum ist die Anmerkung der vorbehaltenden
Verpfandung gemal § 40 Abs. 2 Wohnungseigentumsgesetz 2002 - WEG 2002 durch Vorlage eines
entsprechenden Grundbuchsauszuges (Grundbuchsabschrift) nachzuweisen.

Das Grundbuchsgericht hat auf Antrag der Eigentiimerin oder des Eigentimers auf der zu verbauenden
Liegenschaft ein Belastungsverbot zugunsten des Landes einzuverleiben. Die Eintragung ist von der
Forderungswerberin oder dem Forderungswerber vor Einbringung eines Ansuchens auf Gewahrung
einer Forderung nachzuweisen.

Einer Belastung ist zuzustimmen, wenn dies zur Finanzierung des zu fordernden Bauvorhabens not-
wendig ist. Die Einwilligung zur Loschung des Belastungsverbotes ist zu erteilen, wenn kein Ansuchen
auf Gewahrung einer Férderung gestellt oder das Ansuchen zuriickgezogen oder abschlagig erledigt
wurde oder das Férderungsdarlehen zuriickgezahlt worden ist.

Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 gelten nicht fir die Errichtung von Gebduden durch Gemeinden.

Wurde eine Forderung zugesichert und grundbiicherlich sichergestellt, so ist auf der Liegenschaft ein
VerauBerungsverbot zugunsten des Landes einzuverleiben.

Ist das VerduRerungsverbot einverleibt, kann das Eigentum (Baurecht) an der Liegenschaft durch
Rechtsgeschafte unter Lebenden nur mit schriftlicher Zustimmung des Landes Gibertragen werden.

§35
Mietzinsbildung

Der Mietzins oder das Nutzungsentgelt fir geférderte Wohnungen darf héchstens die Hohe der
Berechnung nach den Bestimmungen des WGG erreichen.

Bei der Sonderwohnform Junges Wohnen darf die Nettomiete (ohne Betriebskosten und Mehrwert-
steuer) finf Euro je m? férderbarer Nutzfliche, angepasst an den Verbraucherpreisindex, nicht tber-
steigen. Diese Wohnungen sind reine Mietwohnungen, eine Ubernahme ins Eigentum ist nicht még-
lich.
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(1)

(2)
(3)
(4)

§36
Sonstige Forderungsbedingungen

Die Forderwerberin oder der Férderwerber ist verpflichtet, alle Ereignisse, die eine Abanderung ge-
genliber dem Forderungsantrag oder den vereinbarten Auflagen oder Bedingungen oder eine Riick-
forderung des Forderungsbetrages erfordern wiirden, dem Amt der Burgenlandischen Landesregie-
rung unverzlglich bekannt zu geben.

Die Fertigstellung des Bauvorhabens ist unverziglich, langstens jedoch nach 8 Wochen, der Forder-
stelle mit allen dafiir erforderlichen Unterlagen bekannt zu geben.

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder Ver-
pfandung noch auf irgendeine Weise unter Lebenden verfiigt werden. Dieser Anspruch kann auch
nicht von Dritten in Exekution gezogen werden.

Wird ein Antrag von getrenntlebenden Personen eingebracht und eine Scheidung ist nicht beabsich-
tigt, so ist jedenfalls der Nachweis lber die getrennten Wohnsitze sowie eine Erklarung (Formblatt),
die von beiden Ehepartnern unterzeichnet ist, vorzulegen.

Ist eine Scheidung beabsichtigt, ist vorerst der Nachweis liber die eingereichte Scheidung vorzulegen.
Bei Vorliegen der Scheidungsurkunde (Scheidungsurteil) ist dieses der Forderstelle unverziglich zu
Ubermitteln.

Wird im Zuge einer Uberpriifung festgestellt, dass ein Ehepartner nach Zusicherung des Férderungs-
darlehens den Hauptwohnsitz im geférderten Objekt begriindet hat und die Trennung somit aufgeho-
ben ist (s. Abs. 3), hat dieser dem aufrechten Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Erklarung
beizutreten, ansonsten das Darlehen gekiindigt wird.

Andern sich die im geférderten Objekt lebenden Personen oder die Anzahl der Personen im Vergleich
zur Antragstellung (z.B. durch Heirat) haben diese jedenfalls den Hauptwohnsitz im geforderten Objekt
zu begriinden. Die Ehepartnerin oder der Ehepartner, die eingetragene Partnerin oder der eingetra-
gene Partner gemaR EPG sowie die Lebensgefdhrten oder der Lebensgefahrte haben dem aufrechten
Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Erklarung beizutreten, wenn eine Eigentumsiibertragung
erfolgt.

X. Eigenmittelersatzdarlehen

§37
Voraussetzungen

Sofern bei der Errichtung von Wohnungen die Aufbringung des Eigenmittelanteiles durch die
Wohnungswerberin oder den Wohnungswerber ihre oder seine finanzielle Leistungsfahigkeit Gber-
steigt, kann ein Eigenmittelersatzdarlehen gewahrt werden.

Das gesetzlich festgelegte Mindesteinkommen gemaR § 8 muss nachgewiesen werden.
Die Antragstellung hat liber die Bauvereinigung zu erfolgen.

Bei Beendigung des Miet- oder sonstigen Nutzungsverhéltnisses an der Wohnung ist das Eigenmitter-
satzdarlehen zu tilgen. Wohnungswerberinnen oder Wohnungswerbern kann nur aus besonderen so-
zialen oder familiaren Griinden ein neuerliches Eigenmittelersatzdarlehen gewahrt werden.
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(5)

(6)

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

Die Besicherung des Eigenmittelersatzdarlehens erfolgt durch Abtretung von Anspriichen gemaR § 17
WGG oder vergleichbarer Anspriiche von Miet- oder sonstigen Nutzungsberechtigten auf Riickzahlung
von Betragen, die zur Finanzierung des Bauvorhabens geleistet wurden.

Das Eigenmittelersatzdarlehen hat eine Laufzeit von 30 Jahren und eine halbjahrlich dekursiv
erfolgende Verzinsung von durchgehend 0,5% pro Jahr. Die Zinsberechnung erfolgt jeweils vom
aushaftenden Darlehenskapital und kalendermaRig tber 360 Tage. Die halbjahrlich dekursiv zu
leistenden Annuitdtszahlungen betragen durchgehend 3,60% pro Jahr. Die Annuitdtsberechnung
erfolgt jeweils vom Darlehens-Anfangskapital und 360 liber 360 Tage. Die Bestimmungen des § 18 sind
sinngemal} anzuwenden.

§38
Forderhohe

Das Eigenmittelersatzdarlehen ist abhangig von den Gesamtbaukosten abzliglich der Grundkosten, die
fir die Schaffung von Wohnraum entstehen und wird hdchstens bis zum tatsachlich zu erbringenden
Eigenmittelanteil gewahrt.

Die férderbare Nutzfliche betragt bei einer erwachsenen Person 50 m? und bei zwei erwachsenen
Personen 70 m2. Leben im gemeinsamen Haushalt der Wohnungswerberin oder des Wohnungswer-
bers minderjdhrige Kinder, so erhdht sich die férderbare Nutzfliche um 10 m? pro Kind.

Die Hohe des Eigenmittelersatzdarlehens richtet sich nach dem gewichteten Pro-Kopf-Einkommen des
vorangegangenen Kalenderjahres und der WohnungsgréRe. Ubersteigt die férderbare Nutzfliche
(Abs. 2) die tatsdachliche WohnungsgroRe, wird das mogliche Eigenmittelersatzdarlehen entsprechend
gekirzt.

Das gewichtete Pro-Kopf-Einkommen ergibt sich aus dem anrechenbaren jahrlichen Haushaltseinkom-
men des vorangegangenen Kalenderjahres geteilt durch zwolf und weiters geteilt durch den Gewich-
tungsfaktor, wobei dieser fiir Erwachsene mit 1,0 und fiir jedes unterhaltsberechtigte Kind unter 16
Jahre mit 0,5 festgelegt ist.

Die jeweilige Hohe der Férderung je m? forderbarer Nutzfliche (Wohnnutzfliche) errechnet sich an-
hand nachstehender Tabelle:

Gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen in Euro Eigenmittelersatzdarlehen je m®> WNFl in Euro
bis 600 350
bis 700 250
bis 800 175
bis 900 115
bis 1.000 55
uber 1.000 ---

In begriindeten Fallen kann das Durchschnittseinkommen der letzten zwei oder drei Kalenderjahre
oder der letzten drei Monate, wenn sich an der Einkommenssituation gravierend etwas gedndert hat,
zur Beurteilung herangezogen werden.

Eigenmittelersatzdarlehen darf nur 6sterreichischen Staatsbiirgerinnen und Staatsbirgern und diesen
gleichgestellten Personen (§ 13 Abs. 2 Bgld. WFG 2018) gewahrt werden.

Die Flussigmachung des Eigenmittelersatzdarlehens erfolgt direkt an den Bautrager.
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(1)

(2)

(3)

(1)

(2)

(3)

(4)

XI. Schlussbestimmungen

§39
Sonstige Bestimmungen

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist gemaR dem Bgld. WFG 2018 ermachtigt, alle im Férde-
rungsantrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Forderung sowie bei allfalli-
gen Rickforderungen anfallenden, die Forderungswerbenden betreffenden personenbezogenen Da-
ten zu verarbeiten.

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist weiters befugt, Daten gemafR § 10 Abs. 1 Bgld. WFG 2018
im notwendigen AusmaR zur Erflllung von Berichtspflichten, fir Kontrollzwecke oder zur statistischen
Auswertung an Dritte, die zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, zu Gibermitteln.

Das Land Burgenland als Férderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Férderungsabwicklung die ermit-
telten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 - TDBG
2012 zu Ubermitteln und Daten, wenn sie zur Gewahrung, Einstellung oder Riickforderung des Darle-
hensbetrages erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank abzufragen.

§40
Duldungs- und Mitwirkungspflichten

Den Organen des Amtes der Landesregierung, im folgenden Priforgane genannt, ist das Betreten des
Grundstiickes, auf dem sich das geférderte Objekt befindet, zu gestatten.

Die Priiforgane sind ermachtigt in Unterlagen, die fir die Priifung des zu férdernden Objektes als not-
wendig erachtet werden, Einsicht zu nehmen.

Die Priiforgane kénnen die zeitweilige Uberlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen verlangen
und haben in diesem Fall deren Aushandigung der beglinstigten Person(en) zu bestatigen.

Bei der Priifung hat eine geeignete und informierte Person anwesend zu sein, um Auskiinfte zu erteilen
und die erforderliche Unterstitzung zu leisten.

§41
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit 1. Janner 2022 in Kraft.

Die Bestimmungen Uber die Energiekennzahl und Gesamtenergieeffizenz (§ 3 Z. 27 und 28, § 11 und § 13
dieser Richtlinie) sind in der vorliegenden Form insoweit anzuwenden, als diese bereits in den burgenlandi-

schen baurechtlichen Bestimmungen (Bgld. BauVO) in Kraft gesetzt sind. Fiir den Fall, dass diese Bestimmun-
gen noch nicht in Kraft gesetzt sind gelten in diesen Punkten die Bestimmungen der Férderrichtlinie 2020 bis
zu deren Inkrafttreten fort

Diese Richtlinie wurde in der Fassung 2021 unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2015/1535
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 (ber ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft notifiziert.

Fir die Landesregierung:
Der Landesrat:
Mag. Dorner
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Anhang 1:

Grundsatze fiir die Gewahrung einer Forderung zur Vermeidung von baulichen Barrieren

Bei der Errichtung von Gebauden ist auf Menschen mit speziellen Bedirfnissen wie altere Menschen und
Menschen mit Behinderung jedenfalls durch folgende MalRnahmen Bedacht zu nehmen:

1.

Der Eingang in das Erdgeschoss muss stufenlos erreichbar sein.
Vor Hauseingangstiiren muss eine Bewegungsflache von mindestens 150 cm Durchmesser bestehen.
Die Hauseingangstiir muss eine nutzbare Durchgangslichte von mehr als 90 cm aufweisen.

Erforderliche Turanschlage sowie Niveauunterschiede von Hauseingangstiiren dirfen nicht groRer als
2 cm und missen gut Uberrollbar sein. Bei Tiren, an die erhohte Anforderungen hinsichtlich Schall-
und Warmeschutz gestellt werden, darf der Tlranschlag nicht groRer als 3 cm sein.

Horizontale Verbindungswege (Gange, Flure) und Vorrdume missen eine lichte Breite des Bewegungs-
raumes von mindestens 120 cm aufweisen. Die lichte Breite darf durch Einbauten und vorstehende
Bauteile nicht eingeengt werden. Unberiicksichtigt bleiben stellenweise Einengungen von maximal 10
cm auf einer Lange von maximal 100 cm (z.B. Pfeiler, Beschladge, Tiiren in gedffnetem Zustand). Am
Ende horizontaler Verbindungswege und bei Richtungsdanderungen muss die Bewegungsflache min-
destens 150 cm Durchmesser aufweisen. Ist bei Stichgdngen die Ausfiihrung der Bewegungsflache von
mindestens 150 cm Durchmesser nicht moglich, so ist zumindest eine Leerverrohrung fir automati-
sche Turoffner vorzusehen.

Horizontale Verbindungswege und Vorrdume miissen grundsatzlich stufenlos ausgefiihrt werden. Un-
vermeidbare Niveauunterschiede missen durch Rampen oder durch Personenaufziige ausgeglichen
werden.
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Zahl: A9/WBF.A2-10001-2-2021

435. Burgenlandisches Wohnbauforderungsgesetz 2018;
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I. Allgemeines

§1
Forderziel

Ziel dieser Richtlinie ist die Sicherung von qualitativ hochwertigem und leistbarem Wohnraum unter Ber{ick-
sichtigung raumordnungspolitischer, klimarelevanter und 6kologischer Gesichtspunkte sowie sozialer, wirt-
schaftlicher und 6kologischer Nachhaltigkeit. Besonderes Augenmerk soll auf die Erreichung der Klimaschutz-
ziele, Energieeffizienz sowie den schonenden Umgang mit Ressourcen gelegt werden.

(1)

(2)

3)

(4)

(5)

§2
Fordergegenstand

Im Rahmen dieser Richtlinie werden vom Land Burgenland nach MaRgabe der im jeweiligen Landes-
haushalt zur Verfligung stehenden Mittel die Errichtung von Eigenheimen und die Schaffung einer
Wohneinheit durch Zubau, Auf- und Ausbau sowie damit in Zusammenhang stehender MalRnahmen
gefordert.

Wohngebaude, die vollig entkernt werden oder bei denen die statisch wirksame Bausubstanz erneuert
wird werden nach dieser Richtlinie gefordert.

Die Forderung besteht in der Gewahrung eines Darlehens. Die Hohe des Férderungsdarlehens errech-
net sich aus einer Basisférderung je m? férderbarer Nutzfliche (Wohnnutzflache), abhangig von der
vorgelegten Energiekennzahl sowie der Okokennzahl und kann durch Bonusbetrige (Steigerungsbe-
trage) erhoht werden. Bonusbetrdge (Steigerungsbetrage) ohne Zuerkennung einer Basisforderung
kdnnen nicht gewahrt werden, Nachférderungen sind moglich. Allfdllige Kiirzungen der moglichen Dar-
lehenshéhe errechnen sich aufgrund einer Uberschreitung der festgelegten férderbaren Nutzflichen
sowie der Einkommensgrenzen.

In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen, wie z.B. wirtschaftliche Schwierigkeiten, Katastro-
phenfillen, kann die Burgenlandische Landesregierung unter Beachtung der persoénlichen Verhaltnisse
im Sinne dieser Richtlinie ein angemessenes Darlehen von maximal 45.000 Euro gewdhren, wenn ein-
zelne Voraussetzungen fir die Zuerkennung einer Forderung nach dieser Richtlinie nicht gegeben sind.
Bonusbetrage (Steigerungsbetrage) sind jedoch nicht moglich.

Auf die Gewadhrung der Fordermittel besteht kein Rechtsanspruch.
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10.

Soweit es Bedarf und zur Verfligung stehende Férdermittel erforderlich machen, wird eine Reihung
der Férderungsantrdage nach dem Datum des Einlangens vorgenommen und kann die Férderungsmaf-
nahme und damit die Moglichkeit der Einreichung von Forderungsantragen nach dieser Richtlinie vor-
zeitig beendet werden.

§3
Begriffsbestimmungen

Eigenheime: Wohnhaduser mit hochstens zwei Wohnungen, von denen eine zur Beniitzung durch die
Eigentimerin oder den Eigentimer bestimmt ist; bei Eigenheimen mit zwei Wohnungen muss die
selbststandige Benitzbarkeit gegeben sein, wobei die Wohnungen liber einen gemeinsamen Vorraum
zuganglich sein kdnnen; mit Zustimmung des Landes kann ein Eigenheim aus besonders berticksichti-
gungswirdigen Griinden eine weitere Wohnung fiir nahestehende Personen umfassen;

Wohnung: eine zur ganzjahrigen Beniitzung durch Menschen geeignete, baulich in sich abgeschlos-
sene Einheit, die mindestens aus Zimmer, Kiiche (Kochnische), Vorraum, WC und Bade- oder Dusch-
gelegenheit besteht und deren Ausstattung zeitgemaRen Wohnbediirfnissen entspricht;

Gefordertes Objekt: ein Gebdude oder eine Wohnung, welches oder welche mit Mitteln der Wohn-
bauforderung gefordert wird und zur Abdeckung des stéandigen, dringenden Wohnbedarfs der Forde-
rungswerberin oder des Forderungswerbers und ihr oder ihm nahestehender Personen dient und wo-
flr das Forderungsdarlehen noch nicht vollstandig zurlickgezahlt ist;

Forderbare Nutzflache (Wohnnutzfliche): die gesamte Bodenflache einer Wohnung einschlieBlich ei-
nes Wintergartens abzliglich der Wandstarken und der im Verlauf der Wande befindlichen Durchbre-
chungen (Ausnehmungen); Treppen, offene Balkone, Terrassen, Loggien, sowie fiir berufliche Zwecke
spezifisch ausgestattete Rdume innerhalb einer Wohnung und Keller- und Dachbodenraume, welche
nicht fiir Wohnzwecke geeignet sind, sind bei der Berechnung der forderbaren Nutzflache (Wohnnutz-
flache) nicht zu berticksichtigen;

Baukosten einer Wohnung: die maRgeblichen Gesamtbaukosten werden als Fixbetrag je m? férder-
barer Nutzflache (Wohnnutzflache) festgelegt, und zwar bei der Errichtung eines Eigenheimes mit EUR
1.600, bei der Aufstockung einer Wohneinheit oder bei der Schaffung einer Wohneinheit als Zu- oder
Aufbau mit EUR 1.200 und beim Ausbau mit EUR 1.000;

Foérderungswiirdige Personen: natiirliche Personen gemalt § 13 Bgld. WFG 2018, die sich verpflichten
am Ort des geforderten Objektes ihren Hauptwohnsitz zu begriinden und in deren Allein- oder tber-
wiegendem Miteigentum sich aulBer dem geforderten kein weiteres aus Mitteln der Wohnbaufoérde-
rung eines Bundeslandes gefordertes Objekt befindet und die die Férderkriterien der jeweiligen For-
derrichtlinien erfillen;

Nahestehende Personen: die Ehegattin oder der Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der ein-
getragene Partner gemald dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz - EPG, Verwandte in gerader Linie
einschlieBlich der Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder, Verwandte bis zum zweiten Grad der Seitenlinie
und Verschwaégerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Inhaberin (Mieterin) oder dem Inha-
ber (Mieter) des geférderten Objektes in einer in wirtschaftlicher Hinsicht gleich einer Ehe eingerich-
teten Haushaltsgemeinschaft lebt (Lebensgefahrtin, Lebensgefdhrte) und deren eigene Kinder, Adop-
tiv- und Pflegekinder;

Biirgin/Biirge: eine dsterreichische Staatsbirgerin oder ein 6sterreichischer Staatsbirger, die oder der
sich verpflichtet, als Blirge und Zahler fiir den zugesicherten Darlehensbetrag zu haften;
Haushaltseinkommen: Die Summe der Einkommen (gemaR § 5) der Forderungswerberin und des For-
derungswerbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsflihrung oder Pflege beschaftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstdandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar (iber ein eigenes Einkom-
men verfligen, ihren Lebensmittelpunkt jedoch aulRerhalb des Haushaltes haben oder in absehbarer
Zeit einen eigenen Haushalt griinden werden (Nebenwohnsitz);

Erweiterter Rohbau: ein in Bau befindliches Wohnobjekt mit vollstdndiger Dacheindeckung ein-
schlieflich der Spenglerarbeiten und eingebauten Fenstern oder fertigem Innenputz in der oder den
Wohnungen;
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11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

Ausbau: Ausbau ist die Umgestaltung bisher nicht fiir Wohnzwecke genutzter Flachen in Wohnraum
(Wohnnutzflache);

Aufbau: Aufbau ist die Erweiterung eines Objektes um ein ganzes Stockwerk oder die Anhebung des
Dachstuhls, um Wohnraum (Wohnnutzflache) zu schaffen;

Zubau: Zubau ist jede VergroRerung eines Gebaudes in der Hohe, Breite und Lange. Dazu bedarf es
jedenfalls einer Verbindung des bestehenden Gebdudes mit dem Zubau (z.B. durch eine Verbindungs-
tlir), sodass der Eindruck eines Gesamtbauwerkes (bauliche Einheit) entsteht;

Energieausweis: Fiir das zu foérdernde Objekt ist ein Energieausweis vorzulegen, aus dem auch die
Okokennzahl (OI3BG1) nach Bilanzgrenze 1 hervorgeht. Der Energieausweis ist von qualifizierten und
befugten Personen auszustellen und in die Energieausweisdatenbank einzugeben und zu registrieren.
Die Bestimmungen des § 34a und b der Burgenlandischen Bauverordnung 2008 - Bgld. BauVO 2008
sind anzuwenden;

Energiekennzahl: Die Energiekennzahl (EKZ) ist der HWBRef, RK, zul gemaR OIB-Richtlinie 6 (Ausgabe
April 2019). Die Berechnung hat gemaf OIB-Leitfaden , Energietechnisches Verhalten von Gebduden“
zu erfolgen. Der Nachweis der Anforderung an Energiekennzahlen kann wahlweise entweder (iber den
Endenergiebedarf (HWBRef, RK, zul) oder Gber den Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fGEE, RK, zul) ge-
fihrt werden;

Gesamtenergieeffizienz-Faktor: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fGEE, RK, zul) ist ein Mal fir die
Energieeffizienz des gesamten Gebaudes bezliglich Dammung, Heiz- und Haustechniksystem;
Okoindex Ol: Der Ol-Index bewertet die 6kologischen Belastungen von Rohstoffgewinnung bis zur
Herstellung eines fertigen Produktes. Im Wohnbau werden die thermische Gebaudehiille (inkl. Kon-
struktion) und die Zwischendecken bewertet. Dies entspricht der Bilanzgrenze 1 gemaR IBO-Leitfaden
zur Berechnung von Okokennzahlen fiir Gebdude, Stand Mai 2018, Version 4.0.

Il. Fordervoraussetzungen

§4
Férderungswerberin oder Férderungswerber

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber muss eine forderungswiirdige natiirliche Person
gemald § 13 Bgld. WFG 2018 sein und die geférderte Wohneinheit zur Deckung des standigen, drin-
genden Wohnbedarfs benétigen.

Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber muss unmittelbar vor Einbringung des Ansuchens
um Gewadhrung einer Forderung mindestens zwei Jahre ununterbrochen und rechtmafig den Haupt-
wohnsitz in Osterreich begriindet haben und Einkiinfte beziehen, die der Einkommensteuer in Oster-
reich unterliegen oder aufgrund der Ausiibung einer Erwerbstatigkeit Beitrage an die gesetzliche Sozi-
alversicherung in Osterreich entrichtet haben und nunmehr Leistungen aus dieser erhalten. Einkiinfte
auf Grundlage anderer landes- oder bundesgesetzlicher Regelungen gelten diesen Einkiinften als
gleichgestellt.

Der Regelung in Abs. 2 gleichgestellt gilt auch, wenn die Forderungswerberin und / oder der Forde-
rungswerber rechtmaRig seit zumindest fiinf Jahren Einkiinfte bezogen hat, die der Einkommensteuer
in Osterreich unterliegen.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber muss zumindest Halfteeigentiimerin oder Halfteei-
gentlimer der zu férdernden Liegenschaft sein. Bei Ehegattinnen und Ehegatten, Lebensgefahrtinnen
und Lebensgefdhrten oder eingetragene Partnerinnen und eingetragene Partner genligt gemeinsames
Halfteeigentum. Miteigentlimerinnen und Miteigentliimer diirfen nur nahestehende Personen sein.

Die Férderungswerberin und/oder der Férderungswerber muss sich verpflichten im geférderten Ob-
jekt den standigen Hauptwohnsitz zu begriinden. Ebenso ist der Hauptwohnsitz von nahestehenden
Personen im geférderten Objekt nachzuweisen. Die Begriindung des Hauptwohnsitzes hat langstens 6
Monate nach Fertigstellung (gemaR Baugesetz) zu erfolgen.
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(6)

(7)

(8)

()

(1)

(2)

Die Férderungswerberin und / oder der Férderungswerber darf nicht Allein- oder Gberwiegender Mit-
eigentiimer eines aus weiteren Bundes- oder Landesmittel geférderten Objekts sein.

Die Forderungswerberin und / oder der Férderungswerber darf nicht Allein- oder Gberwiegender Mit-
eigentlimer eines Eigenheimes, Reihenhauses oder einer Wohnung sein, deren Benitzungsbewilligung
oder Benitzungsfreigabe weniger als 20 Jahre zuriickliegt.

Naturlichen Personen darf eine Forderung nur gewahrt werden, wenn sie jedenfalls zum Zeitpunkt der
Erbringung des Ansuchens forderungswirdige Personen sind.

Das geforderte Objekt darf nicht vermietet werden.

§5

Einkommen

Bei Antragstellung ist folgendes Einkommen nachzuweisen:

bei nicht zur Einkommensteuer veranlagten Personen die Einkiinfte aus nichtselbstandiger Arbeit
gemal § 25 EStG 1988 in Hohe der Bruttobeziige des dem Ansuchen vorangegangenen Kalender-
jahres, in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei oder drei Kalenderjahre
(It. Lohnzettel), vermindert um die insgesamt einbehaltenen SV-Beitrage, Kammerumlage, Wohnbau-
forderung, um die Werbungskosten, die freiwilligen Betrdge, um die Pendlerpauschale gem. § 16 Abs.
1 Z 6 EStG 1988 (unter Beriicksichtigung des Pendlereuros gem. § 33 Abs.5 Z 4 EStG 1988), um die
sonstigen Bezlige gemal § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, um die Freibetrage gemaR §§ 35 und 105
EStG 1988 sowie um die einbehaltene Lohnsteuer. Die einbehaltene Lohnsteuer vermindert sich um
einen Erstattungsbetrag aus einer Arbeitnehmerinnen- oder Arbeitnehmerveranlagung;

bei zur Einkommensteuer veranlagten Personen das Einkommen laut Einkommensteuerbescheid des
letztveranlagten Kalenderjahres, in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei
oder drei Kalenderjahre, vermehrt um die steuerfreien Einklinfte und um die abgezogenen Betrage
nach §§ 10, 18, 24 Abs. 4, 27 Abs. 3, 31 Abs. 3, 34 und 41 Abs. 3 EStG 1988 sowie vermindert um die
festgesetzte Einkommensteuer. Soweit im Einkommen Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit ent-
halten sind, sind die Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit um die Beziige gemal §§ 67 und 68 EStG
1988 (laut Lohnzettel), ausgenommen die Beziige gemaR § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, zu erhdhen.
Negativeinkommen und negative Einkiinfte aus der steuerschonenden Veranlagung und sich daraus
ergebende Verlustvortrage werden nicht einkommensmindernd berlcksichtigt;

bei pauschalierten Land- und Forstwirtinnen oder Land- und Forstwirten 40 % des zuletzt festgestell-
ten Einheitswertes;

Weiters zdhlen zum Einkommen:

e eine gerichtlich oder vertraglich festgesetzte, in Geld bezogene Unterhaltsleistung; unter
gleichen Voraussetzungen ist eine solche Unterhaltsleistung beim Zahlungspflichtigen
einkommensmindernd zu beriicksichtigen. In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen kann
von einer Heranziehung der Unterhaltsleistung abgesehen werden;

Arbeitslosengeld und Notstandshilfe;

Krankengeld;

Wochen- und Kinderbetreuungsgeld;

Pensionsleistungen, ausgenommen Waisenpensionen;

Einkommen aus anderen Landern als Osterreich;

ein angemessener Anteil sonstiger Einnahmen (z.B. Mindestsicherung);

Einklinfte aus Vermietung und Verpachtung von land- und forstwirtschaftlichen Flachen;
Einklinfte aus Vermietungen von Wohnungen und Eigenheimen.

Nicht als Einkommen gelten jedenfalls: Einkommen von volljahrigen Kindern bis zur Vollendung des
27. Lebensjahres, Familienbeihilfen, Kinderabsetzbetrage, Zuwendungen der Familienforderung des
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(3)

(4)

(1)

(2)

(3)

Landes, Pflegegeld auf Grund des Bundes- oder eines Landespflegegesetzes und Waisenpensionen.
Leistungen aus dem Grund der Behinderung, Heilungskosten, Schmerzensgeld, Abfertigungen, Jubila-
umsgelder, einmalige Pramien, Belohnungen. Einkiinfte aus Studienbeihilfen, Ferialbeschaftigungen
und Einklinfte aus Praktika, die im Rahmen der schulischen Ausbildung oder des Studiums absolviert
werden, der im Rahmen eines Familienbonus gewahrte Betrag einer Steuergutschrift bzw. eines Ab-
setzbetrages,

Alimentations-, oder Unterhaltszahlungen ab der Vollendung des 18. Lebensjahres des Kindes, Lehr-
lingsentschadigungen oder diesen gleichzuhaltenden Einkiinften auf Grund einer Ausbildung oder
sonstigen regelmafigen Beschaftigung (auch im Rahmen des Zivil- oder Wehrdienstes), sind dann zu
berlicksichtigen, wenn die Bezieherin oder der Bezieher selbst Forderungswerberin oder Forderungs-
werber ist.

Als Haushaltseinkommen gilt die Summe der Einkommen der Férderungswerberin und des Forde-
rungswerbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfiihrung oder Pflege beschaftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar Uber ein eigenes Einkom-
men verfligen, ihren Lebensmittelpunkt jedoch aullerhalb des Haushaltes haben (Nebenwohnsitz) o-
der in absehbarer Zeit einen eigenen Haushalt griinden werden.

Bei der Priifung und Ermittlung des mallgebenden Einkommens kdnnen weitere Nachweise oder Er-
klarungen (insbesondere Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, mit Einlaufstempel des Finanzamtes
versehene Kopie der Einkommensteuererkldrung samt Beilagen, Vorauszahlungsbescheid, Einheits-
wertbescheid) abverlangt werden und sind von der Forderungswerberin oder dem Forderungswerber
beizubringen.

§6

Einkommensgrenzen

Das hochstzuldssige Jahreseinkommen (Haushaltseinkommen) betragt bei einer HaushaltsgréfRe von

einer Person 38.000 Euro
zwei Personen 65.000 Euro
drei Personen 66.500 Euro
vier Personen 68.000 Euro
flinf Personen und mehr 70.000 Euro

Wenn bestimmte Einkommensgrenzen tberschritten werden, erfolgt eine Kiirzung gemaR § 11.

Personen, deren Einkommen zum Zeitpunkt des Einbringens des Ansuchens das Mindesteinkommen
nicht erreichen bzw. Personen, die keine Einkommensnachweise erbringen kénnen, haben, um den-
noch in den Genuss einer Férderung zu gelangen, zusatzliche Sicherheiten (z.B. zusétzliche Sicherstel-
lung auf einem Ersatzgrundstiick, rechtsverbindliche Schuldbeitrittserklarungen von dritter Seite,
Biirgschaften) beizubringen. Als Ersatzgrundstiicke werden nur Grundstiicke in Osterreich akzeptiert,
deren Wert mindestens 50 % der moglichen Forderung entspricht (Erhebung des dzt. ortsiiblichen
Quadratmeterpreises). Blrgschaften kénnen nur von Osterreichischen Staatsbirgerinnen und Oster-
reichischen Staatsbirgern libernommen werden.

Das erforderliche monatliche Mindesteinkommen hat zu betragen bei einer HaushaltsgrofRe von

einer Person 870 Euro
zwei Personen 1.200 Euro
drei Personen 1.350 Euro

vier Personen und mehr 1.500 Euro
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§7
Finanzierung des Bauvorhabens

Die Finanzierung des Bauvorhabens muss gesichert sein.

Fir die maRgebenden Gesamtbaukosten fiir die Errichtung von Eigenheimen wird ein Fixbetrag je m?
forderbarer Nutzflache (Wohnnutzflache) festgelegt:

fur die Errichtung eines Neubaues 1.600 Euro
fir den Auf- und Zubau einer Wohneinheit 1.200 Euro
flir die Herstellung einer Wohneinheit als Ausbau 1.000 Euro

Die Finanzierung der maRgebenden Gesamtbaukosten ist der Forderstelle nachzuweisen, wobei zu-
mindest 10% der maligebenden Gesamtbaukosten aus Eigenmittel aufzubringen sind und maximal
10% als Eigenleistung erbracht werden kénnen.

§8

Innovative klimarelevante Systeme

Hinsichtlich der erstmaligen Errichtung von Heizungs- und Warmwasserbereitstellungssystemen stellt
der Einsatz innovativer klimarelevanter Systeme eine Férderungsvoraussetzung dar (Ausnahme bei Zu-
, Auf- und Ausbauten mit Anschluss an ein bestehendes Heizsystem).

Die Heizungs- und Warmwasserversorgung hat durch folgende , hocheffiziente alternative Energiesys-
teme” zu erfolgen, sofern die zu fordernde Baulichkeit nicht in einem Fernwarmebereich gemal lit. b
bzw. lit. c liegt oder der Anschluss an dieses Netz mit einem besonders hohen technischen oder wirt-
schaftlichen Aufwand verbunden ist (Ausnahme vom verpflichtenden Fernwarmeanschluss: nachweis-
liche Mehrkosten von mindestens 30% auf die Nutzungsdauer einer alternativen Heizungsanlage ge-
maR lit d. - f. auf Vollkostenbasis im Sinne der ONORM M7140 Restbarwert gem&R EN Normen 15459):

a) Systeme auf Basis erneuerbarer Energien unter Berlcksichtigung moglichst hoher Effizienzstan-
dards.

b) Fern-/Nahwérme aus hocheffizienten Kraft-Warme-Koppelungs-Anlagen im Sinne der Richtlinie
2004/8/EG uber die Férderung einer am Nutzwarmebedarf orientierten Kraft-Warme-Kopplung im
Energiebinnenmarkt, ABI. Nr. L 52 vom 21.02.2004 S. 50, sowie sonstige Abwarme, die andernfalls
ungenutzt bleibt.

Unter Fernwarme versteht man die Verteilung thermischer Energie in Form von Dampf oder
heilem Wasser von einer zentralen Erzeugungsquelle durch ein Netz an mehrere Geb&dude oder
Anlagen zur Nutzung von Raum oder Prozesswarme.

c) Fern-/Nahwarme sofern sie ganz oder teilweise (zumindest 80%) auf Energie aus erneuerbaren
Quellen beruht.

d) Warmepumpen, die nach den EU-Umweltzeichenkriterien gemaR Richtlinie 2014/314/EU zertifi-
ziert sind (EU Ecolabel) bzw. vollinhaltlich den in dieser Richtlinie festgelegten Mindestanforderun-
gen entsprechen und als Hauptheizung mit einer Niedertemperaturverteilung mit einer Vorlauf-
temperatur unter 35°C ausgelegt sind.

e) Die Warmwasserbereitung kann unabhangig von der Hauptheizung mit einer Brauchwasserwarme-
pumpe erfolgen. Sollte die Warmwasseraufbereitung durch dezentrale Fernwarmeboiler erfolgen
und ist durch die Art des Betriebes eine Aufheizung des Warmwassers von 45°C auf 60°C nicht
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(4)

(1)
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moglich, so kann dies alternativ mittels E-Heizstab erfolgen. Auf Einhaltung der Normen und Regel-
werke ist besonderes Augenmerk zu legen. Elektroboiler zur Warmwasserbereitung sind nur in
Kombination mit einer Photovoltaikanlage zuldssig, wenn sichergestellt ist, dass dadurch der Eigen-
verbrauch des erzeugten PV-Stroms wesentlich erhoht wird.

f) Erdgas - Brennwertanlagen in Kombination mit Solaranlagen zur Warmwasserbereitstellung (ther-
misch oder Photovoltaik). Sollte lagebedingt die Errichtung von Solaranlagen nicht maoglich oder
wirtschaftlich nicht zumutbar sein, so kann von dieser Kombination Abstand genommen werden.

g) Andere Technologien und Energieversorgungssysteme, soweit diese im Vergleich zu den in lit. b, c,
bzw. d angefiihrten Systemen zu geringeren Treibhausgasemissionen fiihren.

Kohle und Heizdl sind nicht zuldssig.

Biogene Heizungssysteme sollen nach Moglichkeit mit (thermischen oder Photovoltaik) Solaranlagen
kombiniert werden um zu vermeiden, dass Heizungs/-Warmwasserkessel wahrend der Sommermo-
nate betrieben werden mussen. Bei elektrischen Warmepumpen ist eine Kombination mit (thermi-
schen oder Photovoltaik) Solaranlagen anzustreben.

§9
Energiekennzahlen

Die energiebezogenen Mindestanforderungen (HWBRef, RK, zul bzw. fGEE, RK, zul) gemaR den Best-
immungen der OIB-Richtlinie 6, Energieeinsparung und Warmeschutz, Ausgabe April 2019 sind einzu-
halten. Der Nachweis der Anforderung an Energiekennzahlen kann wahlweise entweder (iber den
Heizwadrmebedarf oder (iber den Gesamtenergieeffizienz-Faktor gefiihrt werden. In begriindeten Fal-
len (z.B. historische oder denkmalgeschiitzte Gebadude) kann von der Einhaltung der Anforderung an
die Energiekennzahlen Abstand genommen werden.

Die Férderung kann nur gewéahrt werden, wenn nachstehend angefiihrte warmetechnische Mindest-
anforderungen erfillt werden. Bei der Ermittlung der erforderlichen Raumwarme-Energiekennzahl
sind die einer Heizgradtagzahl von 3.400 (K.d/a) entsprechenden Monatsmitteltemperaturen heran-
zuziehen. Bei der Berechnung der solaren Warmegewinne die entsprechenden Monatswerte der so-
laren Energieeinstrahlung. Bezlglich des A/V-Verhaltnisses ist zwischen den Werten linear zu interpo-
lieren.

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fiir Wohngeb&ude (iber den Endenergiebedarf ge-
fihrt, gelten folgende Hochstwerte:

HWB Ref, RK,zul 10 x (1+3,0/Ic)
in [kWh/m?a]

EEB rk,zu EEBwG,RK zul
in [kWh/m?2a]

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fir Wohngebaude Gber den Gesamtenergieeffizienz-
Faktor gefiihrt, gelten folgende Hochstwerte:

HWB Ref, RK zul 12 x (1+3,0/Ic)
in [kWh/m?a]

fGEE,RK,zul 075
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(1)

(2)

(3)

(4)

(1)

(2)

§10
Forderbare Nutzflache (Wohnnutzflache)

Forderungsdarlehen werden fir die Errichtung eines Eigenheimes mit einer maximalen forderbaren
Nutzflache (Wohnnutzflache) von 200 m? pro Wohneinheit mit einem festgelegten, nach Wohnnutz-
flache gestaffelten Foérderungsbetrag gewahrt.

Bei Eigenheimen hat die férderbare Nutzflache (Wohnnutzflache) pro Wohneinheit fiir die Gewéahrung
des vollen Férderungsbetrages zumindest 60 m? zu betragen.

Wird die forderbare Nutzfliche (Wohnnutzfliche) von 200 m? (iberschritten, reduziert sich der Férde-
rungsbetrag fir jeden tUberschrittenen m? um einen Prozentpunkt, sodass sich bei einer Nutzfliche
von 250 m? eine Verringerung um 50% ergibt. Betragt die forderbare Nutzflache mehr als 250 m?, kann
ein Forderungsdarlehen nicht mehr gewahrt werden.

Bei mehr als fiinf im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen erhéht sich die forderbare Nutzflache
(Wohnnutzfliche) um je 10 m? fiir jede weitere Person und setzt die prozentuelle Reduzierung der m?
erst ab der Uberschreitung der sich aus dieser Erhéhung ergebenden Wohnnutzfliche ein.

lll. Berechnung der Forderhdhe

§11
Forderhohe

Die Berechnung der moglichen Forderhohe setzt sich aus der Subjektforderung und der Objektforde-
rung zusammen. Die Férderhohe einschliefllich aller allfalligen Bonusbetrdge darf 70% der Gesamt-
baukosten nicht ibersteigen.

Subjektférderung:

Die Forderhohe errechnet sich nach dem jahrlichen Jahresnettoeinkommen aller im gemeinsamen
Haushalt lebenden Personen (HaushaltsgroRe) gemaR § 6, ist gestaffelt und der Tabelle 1 zu
entnehmen. Durch diese Regelung ist gewahrleistet, dass die Wohnbauférderung als soziale
Einrichtung den Sozial- und Einkommensschwacheren die Moglichkeit erdffnet, ihren dringenden
Wohnbedarf abzudecken.

Tabelle 1:
Anzahl Personen 100% der Forderhohe 60% der Forderhohe 30% der Forderhohe

in Euro in Euro in Euro

1 Person 35.000 37.000 38.000

2 Personen 55.000 60.000 65.000

3 Personen 57.000 62.000 66.500

4 Personen 60.000 64.000 68.000

5 Personen und mehr 65.000 67.500 70.000

(3) Objektforderung:

Die Férderhohe errechnet sich aus der Basisférderung und maéglichen Bonusbetragen (Steigerungsbe-
tragen), wobei die Basisforderung abhangig ist von der forderbaren Nutzflache (Wohnnutzflache).
Wird die gesetzlich vorgeschriebene Energiekennzahl HWB Ref, RK fiir den Bonusbetrag von 36
kWh/m?Z2a unterschritten, erhdht sich die Basisférderung. Bei einer Unterschreitung der vorgeschrie-
benen Energiekennzahl von zumindest 30% erfolgt die Berechnung der Férderhdhe nach ,,Stufe 1, bei
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einer Unterschreitung der Energiekennzahl von zumindest 50% erfolgt die Berechnung der Férderhéhe
nach ,Stufe 2“ der Tabelle 3.

Bezuglich des A/V-Verhiltnisses der Tabelle 2 ist zwischen den Werten linear zu interpolieren.

Tabelle 2:
A/V-Verhaltnis HWB gef, rc
>0,8 36 kWh/m?a
<0,2 20 kWh/m?a
Tabelle 3:
Wohnnutzflache Basisforderung Stufe 1 Stufe 2
>30% Unterschreitung der >50% Unterschreitung der EKZ
EKZ
60 - 100 m? € 45.000 €50.000 € 55.000
101-130 m? €48.750 €56.550 €63.050
131 - 150 m? €51.000 € 60.000 €67.500
151 - 180 m? €52.200 €63.000 €72.000
181 - 200 m? €52.200 €63.000 €72.000
201 - 250 m? Prozentuelle Kiirzung
§11a
Okokennzahl

1. Die auf Grundlage von § 11 unter Berlicksichtigung des Haushaltseinkommens und der Wohnnutzfla-
che sowie der Energiekennzahl berechnete Hohe des Basisdarlehns der Wohnbauférderung wird unter
Heranziehung des Anpassungsfaktors fiir die Okokennzahl nach nachstehender Tabelle angepasst.

Okokennzahl (OI3 gcr 1 - Wert) Anpassungsfaktor
>120 0,9
120 -100 1
99 - 80 1,1
79 -60 1,2
59 - 40 1,3
<40 1,4
§12
Bonusbetrage

Zum Forderungsdarlehen kann eine zuséatzliche Férderung in Form von Pauschalbetragen oder in Form eines
prozentmaRigen Bonusbetrages zur Basisforderung gewahrt werden. Die Beantragung eines Bonusbetrages
(Steigerungsbetrages) ist nur in Zusammenhang mit der Zuerkennung eines Neubaudarlehens moglich. Eine
Kirzung der subjektbezogenen Bonusbetrage (Kindersteigerungsbetrag, Sozialzuschlag, Barrierefreies Bauen
und Behindertengerechte MaBnahmen) aufgrund der Uberschreitung der festgelegten Einkommensgrenze o-
der der forderbaren Nutzfliche erfolgt nicht. Objektbezogene Bonusbetrdge (Bodenverbrauchsparendes
Bauen) werden entsprechend prozentuell gekirzt.
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1. Kindersteigerungsbetrag:

Leben zum Zeitpunkt des Ansuchens im gemeinsamen Haushalt gegen die Férderungswerberin oder den
Forderungswerber unterhaltsberechtigte, minderjahrige Kinder, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, wobei bei Behinderten die Altersgrenze nicht zur Anwendung kommt, kann ein Betrag von 12.000 Euro
je Kind als Bonusbetrag gewahrt werden. Dieser Bonusbetrag kann fiir maximal 5 Kinder gewahrt werden.

Eine Nachférderung des Kindersteigerungsbetrages bis zur Endzuzahlung des zugesicherten Darlehens ist
unter Vorlage einer arztlichen Bestatigung liber die bestehende Schwangerschaft oder eine Kopie der Geburts-
urkunde moglich. Die Auszahlung erfolgt erst nach Vorlage der Geburtsurkunde.

Ein Kindersteigerungsbetrag wird nur dann zuerkannt, wenn die Kinder die Osterreichische Staatsbliirger-
schaft besitzen oder diesen gemalR § 13 Abs. 2 Bgld. WFG 2018 gleichgestellt sind.

Die Nachforderung des Kindersteigerungsbetrages ist im Grundbuch sicherzustellen.

2. Sozialzuschlag:

Forderungswerberinnen und Forderungswerber mit kleinerem Einkommen kann entsprechend dem
gewichteten monatlichen Pro-Kopf-Einkommen (Haushaltseinkommen dividiert durch die Anzahl der im Haus-
halt lebenden Personen, wobei Kinder unter 16 Jahren mit dem Faktor 0,5 gewichtet werden) ein Steigerungs-
betrag zuerkannt werden. Ausgegangen wird von einem Grenzwert von 1.000 Euro.

Das Ausmal dieses Steigerungsbetrages verlauft entgegengesetzt zur Hohe des Pro-Kopf-Einkommens und
betragt

e bei einem Einkommen bis 600 Euro 15.000 Euro
e bei einem Einkommen bis 800 Euro 10.000 Euro
e bei einem Einkommen bis 1.000 Euro 7.000 Euro

ab einem Pro-Kopf-Einkommen von monatlich mehr als 1.000 Euro ist ein Sozialzuschlag nicht mehr
vorgesehen.

Forderungswerberinnen und Forderungswerber, denen aufgrund des Einkommens ein Sozialzuschlag zu-
kdame, kann dieser Steigerungsbetrag nur dann gewahrt werden, wenn die forderbare Nutzflache (Wohnnutz-
flache) bei bis zu vier im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen maximal 130 m? betr&gt. Fur jede weitere
im gemeinsamen Haushalt lebende Person erhéht sich diese um 10 m?. Mit zusatzlichen Sicherheiten (z.B.
Pfandrechte, Biirgschaften, rechtsverbindliche Schuldbeitrittserkldrungen von dritter Seite) ist eine Uber-
schreitung moglich.

3. Bonus fur den Bau in Gemeinden mit Bevélkerungsriickgang:

Erfolgt ein nach dieser Richtlinie forderbarer Neubau, Zubau oder Aufbau in einer Gemeinde die im Beobach-
tungszeitraum der letzten 5 Jahre) fiir die Werte gemaR Statistik Austria vorliegen (2013 - 2018) einen Bevol-
kerungsrickgang von 2,00 bis 4,99 % vorliegen wird ein Bonusbetrag zum Darlehn von 7.500 Euro gewahrt.
Betragt der Bevolkerungsriickgang im Beobachtungszeitraum > 5,00 % so wird ein Bonusbetrag zum Darlehn
von 15.000 Euro gewadhrt.

4. Bonus fir Dach- oder Fassadenbegriinung:

(1) Erfolgt eine Dachbegriinung nach ONORM L1131 werden folgende Bonusbetrdge zum Darlehn
gewadhrt:

Extensive Dachbegriinung 3.000 Euro
Intensive Dachbegriinung 4.000 Euro
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(2) Erfolgt eine vertikale AuBenbegriinung der Fassade gemaR ONORM L 1136 so wird ein Bonusbe-
trag zum Darlehn in H6he von 5.000 Euro gewahrt.

5. Bodenverbrauchsparendes Bauen:

a. Wird ein bestehendes Objekt durch einen Neubau ersetzt und entstehen dadurch Abrisskosten, so
werden diese Abrisskosten ersetzt. Der Abriss wird in der Hohe von 35 % der anerkannten Kosten,
hochstens jedoch mit 16.000 Euro geférdert.

Der Bonusbetrag wird auch dann zuerkannt, wenn mehr als 50% des Bestandes abgerissen und
durch einen Neubau ersetzt werden.

Bei Antragstellung darf die Rechnung Gber die durchgefiihrten Abrissarbeiten nicht alter als ein Jahr
sein.

b. Wird eine Baullicke geschlossen kann ebenso ein Bonusbetrag flir bodenverbrauchsparendes Bauen
zuerkannt werden, wobei die mégliche Férderhéhe 100 Euro je m? férderbare Flache (Wohnnutz-
flache), maximal 20.000 Euro betragt.

Baullicken sind unbebaute Grundstlicke in bereits zur Ganze aufgeschlossenen Gebieten, in denen
eine Bebauung im Gegensatz zu den umliegenden Bereichen noch nicht stattgefunden hat oder
Grundstilicke im Verband, die zu weniger als 50% der méglichen Nutzung bebaut sind (Mindernut-
zungen). Eine Baulandwidmung vor 1980 ist erforderlich. Ein Baullickenschluss liegt dann vor, wenn
vom Mittelpunkt des zu errichtenden Objektes ein angrenzendes Wohngebaude im Umkreis von
70 m (Radius) nachgewiesen wird.

6. Barrierefreies Bauen:

Werden barrierefreie MalRnahmen gesetzt, kann hierfiir ein Bonusbetrag im Ausmald von 75% der anfallen-
den Kosten, jedoch bis maximal 7.500 Euro gewahrt werden. Die Berechnung des Bonusbetrages erfolgt mit
Kostenvoranschlagen oder Rechnungen.

Der Bonusbetrag kann jedenfalls beantragt werden, wenn

a) Der Zugang zur Wohneinheit stufenlos und schwellenfrei (maximal 3 cm) ist und allfallige Rampen
eine Steigung von max. 10% aufweisen;

b) Tlren (ausgenommen Abstellraumtiiren, Bad und WC) und Durchgénge eine lichte Breite von zu-
mindest 90 cm aufweisen;

c) Die Sanitdrraume (WC und bodengleiche Dusche oder Bad) einen unverbauten Wendekreis von 150
cm Durchmesser aufweisen, wobei folgende Zugesténdnisse gemacht werden kdnnen:

e  Beieiner bodengleichen Dusche darf eine leicht entfernbare Duschtrennwand in den Wendekreis
ragen;

e  Waschmaschinen werden nicht beriicksichtigt, weil sie leicht entfernt werden kénnen;

° in Nasszellen, die mit einer Dusche und einer Wanne ausgestattet sind, darf auch die Wanne in
den Wendekreis ragen, wenn sie leicht entfernbar gestaltet ist;

e eine Trennwand zwischen Nasszelle und WC wird akzeptiert, wenn diese in Leichtbauweise aus-
gefiihrt wird, keine Leitungen enthalt, und der Boden auch unterhalb durchgehend verlegt wurde;

e nachinnen 6ffnende Tilren sind zugelassen, wenn sie durch einfaches Wenden des Rahmens nach
auBen offnend umgestaltet werden konnen;

e  ein Waschbecken kann unterfahrbar ausgefiihrt werden;
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e werden Bad und das WC baulich nicht nebeneinander ausgefiihrt, haben Bad und WC den Wen-
dekreis vorzuweisen. Es ist aber zuldssig, dass das separate WC den Wendekreis erst nach Entfer-
nen einer Leichtbauwand vorweist.

Die Anweisung des zugesicherten Bonusbetrages erfolgt mit der saldierten Rechnung und bei Vorliegen der
erforderlichen Nachweise Uiber die antragskonforme Fertigstellung des geforderten Objektes.

7.

Behindertengerechte MaRRnahmen:

Wird bei der Errichtung des forderungswirdigen Objektes auf die besonderen Wohnbediirfnisse und Erfor-
dernisse von Menschen mit Behinderung oder gebrechliche Menschen Bedacht genommen, kann fir diese
MaRnahmen (ONORM B 1600) ein Bonusbetrag gewdhrt werden. Die Héhe des Bonusbetrages ist abhingig
von den fiir diese MaRRnahmen anfallenden Kosten, wobei die forderbaren Kosten im Ausmaf von 100% jedoch
bis max. 15.000 Euro gefordert werden. Behindertengerechte MalRnahmen sind:

(1)

(2)

3)

(4)

(5)

a) im AuBenbereich die barrierefreie ErschlieBung zum Hauseingang, eine ausreichende Beleuchtung
im Eingangsbereich;

b) innerhalb der Wohneinheit mit einer Breite von mehr als 90 cm und die Tiir zum Sanitdrraum (Bad,
W(C) mit zumindest 80 cm lichte Breite. Wohn-, Schlaf- und Essraume miissen barrierefrei erreichbar
sein und eine ausreichende Bewegungsflache aufweisen;

c) der barrierefreie Umbau der Sanitdrraume, wobei insbesondere zu beachten ist, dass die Turen eine
Durchgangsbreite von zumindest 80 cm aufweisen, der Sanitarraum einen unverbauten Wendekreis
von 150 cm Durchmesser aufweist, unterfahrbare Waschbecken installiert werden und bodenglei-
che Duschen ohne Schwellen eingebaut werden;

d) geférdert werden Treppenlifte, der Einbau von Aufzligen oder sonstige erforderliche MalRnahmen,
die zum Abbau von Barrieren fiihren und ein behindertengerechtes Wohnen ermdoglichen.

IV. Darlehenskonditionen

§13
Grundbiicherliche Sicherstellung

Das zugesicherte Forderungsdarlehen ist im Grundbuch erstrangig sicherzustellen, wobei das Pfand-
recht immer auf der gesamten Einlagezahl einzutragen ist. Eine Sicherstellung auf einzelnen Anteilen
ist nicht moglich.

Ist die sofortige Einverleibung des Pfandrechts nicht moglich oder zweckmaRig, kann vom Land eine
Treuhanderklarung gemaR den Bestimmungen des § 8 Abs. 2 Bgld. WFG 2018 angenommen werden.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber hat im Falle der Gewdhrung eines Forderungs-
darlehens ihr oder sein Eigentum an der zu verbauenden Liegenschaft nachzuweisen. Sofern der Nach-
weis des grundbiicherlichen Eigentums aus besonderen Griinden nicht sofort erbracht werden kann,
kann vom Land die Treuhanderklarung einer 6ffentlichen Notarin oder eines Notars oder einer Rechts-
anwaltin oder eines Rechtsanwalts, dass der Nachweis ehestens erbracht wird, als zwischenzeitiger
Nachweis der Férderungswerberin oder des Forderungswerbers anerkannt werden.

Wurde eine Férderung zugesichert und grundbiicherlich sichergestellt, so ist auf der Liegenschaft im
Rang vor Belastungen fiir andere Glaubiger fir das Land Burgenland ein VerauRerungsverbot zuguns-
ten des Landes einzuverleiben.

Ist das VerduBerungsverbot einverleibt, kann das Eigentum (Baurecht) an der Liegenschaft durch
Rechtsgeschafte unter Lebenden nur mit schriftlicher Zustimmung des Landes (ibertragen werden.
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§14
Vorrangeinrdumung

(1) Die Zustimmung des Landes zur ausnahmsweisen vorrangigen grundbicherlichen Sicherstellung ge-
maR § 13 fur ein Wohnrecht, Ausgedinge, Fruchtgenussrecht, Vorkaufsrecht, Baurecht oder eine Re-
allast darf nur dann erteilt werden, wenn weiterhin die ausreichende Besicherung des Férderungsdar-
lehens gewahrleistet ist.

(2)  Von der grundsatzlich erforderlichen erstrangigen grundbiicherlichen Sicherstellung von Wohnbau-
darlehen kann bei grundbiicherlich sichergestellten Wohnrechten von zumindest 80-jahrigen Angeho-
rigen Abstand genommen werden. Bei Vorliegen besonders berlicksichtigungswirdiger Grinde (z.B.
Demenzerkrankung) ist unabhangig vom Alter eine nachrangige Sicherstellung maoglich.

§15
Loschung

Das Land hat die Einwilligung zur Loschung des Pfandrechtes und etwaiger weiterer Eigentumsbeschrankun-
gen (insbesondere eines Belastungs- oder VerduBerungsverbotes) zu erteilen, wenn das Forderungsdarlehen
zur Ganze zurlckbezahlt worden ist. Die Ausstellung einer Loschungserklarung vor Darlehenstilgung ist bei
Vorliegen einer Treuhanderklarung einer 6ffentlichen Notarin oder eines Notars oder einer Rechtsanwaltin
oder eines Rechtsanwalts moglich. Eine SchlieBungsdifferenz von + € 15 bis - € 15 im Zuge der finalen Darlehns-
riickzahlung und KontoschlieRung ist unbeachtlich. Es erfolgt diesbeziiglich keine Riickzahlung bzw. Nachfor-
derung.

§16
Tilgungsplan

(1)  In den Tilgungspldanen sind die Darlehensbedingungen festzulegen, wobei eine Darlehenslaufzeit von
30 Jahren, eine halbjahrlich dekursive Verzinsung von 0,9% pro Jahr vom 1. bis zum 30. Jahr vorzuse-
hen ist. Die Zinsberechnung erfolgt kalendermaRig/360 Tage jeweils vom aushaftenden Darlehenska-
pital. Die halbjahrlich dekursiv zu leistenden Annuitdtszahlungen betragen fiir die 1. bis 60. Halbjah-
resrate des Tilgungszeitraumes 1,91% des Darlehensbetrages, wobei die Annuitdtsberechnung jeweils
vom Darlehensnominale erfolgt.

(2) Die Aussetzung der Annuitat auf bestimmte Zeit ist gemaR § 17 Abs. 3 Bgld. WFG 2018 moglich.
(3) Die Verzinsung beginnt mit der ersten Auszahlung des Darlehensbetrages oder Darlehensteilbetrages.

(4) Die Tilgung beginnt am Monatsersten, welcher der Endzuzdhlung folgt, erstmalig sechs Monate ab
Auszahlung. Teilrlickzahlungen sind ab dem der Auszahlung nachfolgenden Monatsersten moglich.

(5)  Bei Nichteinhaltung der in Abs. 4 genannten Tilgungstermine sind die in der Zusicherung festgelegten
Verzugszinsen zu verrechnen. In begriindeten Fallen kdnnen auf Antrag der oder des Zahlungspflichti-
gen die Fristen verlangert werden. In besonders berlicksichtigungswiirdigen Fallen kann fir die Zeit
der Stundung oder Teilzahlung die Vorschreibung von Verzugszinsen entfallen.

(6) In besonders begriindeten Fallen (z.B. wirtschaftliche, gesundheitliche, familidre Griinde) konnen auf
Antrag Verlangerungen der Darlehenslaufzeit gewahrt werden.

(7) Die Bestimmungen des § 17 Bgld. WFG 2018 sind anzuwenden.

856

Landesamtsblatt 52. Stlick vom 30. Dezember 2021



§17
Einhebung Verwaltungskostenbeitrage

Im Rahmen der Forderungsabwicklung kénnen Gebiihren und Spesen dem Darlehenskonto angelastet wer-
den (z.B. Portospesen, Mahngebiihren, Falligstellungsgebiihren, Rechtsanwalts- und Inkassokosten etc.).
Ebenso werden Kosten und Spesen anderer Banken, die durch das Verschulden der Forderungswerberin oder
des Forderungswerbers verursacht werden, dem Darlehenskonto angerechnet.

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

V. Férderungsverfahren

§18
Antragstellung

Ansuchen um Gewahrung einer Férderung sind entsprechend des § 5 Abs. 1 Bgld. WFG 2018 beim Amt
der Burgenlandischen Landesregierung, Abteilung 3 - Hauptreferat Wohnbauférderung, einzubringen
und die aus den Formblattern zu den jeweiligen Forderungsarten ersichtlichen Unterlagen anzuschlie-
Ren. Ansuchen gelten erst dann als eingebracht, wenn jedenfalls alle zur Beurteilung und technischen
Uberprifung erforderlichen Unterlagen (Abs. 5 und 6) angeschlossen sind. Ansuchen kdnnen auch auf
elektronischem Weg direkt beim Amt der Burgenlandischen Landesregierung erfasst bzw. durch das
zustandige Gemeindeamt Gbermittelt werden.

Ansuchen um Gewadhrung einer Forderung kdnnen bis langstens 24 Monate ab Erteilung der Baube-
willigung bzw. Baufreigabe eingebracht werden.

Forderansuchen sind von den Ehegatten, den eingetragenen Partnerinnen oder Partnern oder den Le-
bensgefdhrtinnen und Lebensgefdhrten gemeinsam einzubringen, wobei die Bestimmungen des § 5
Abs. 3 Bgld. WFG 2018 einzuhalten sind.

Dem Foérderansuchen sind alle zur Beurteilung des Forderantrages erforderlichen Unterlagen und
Formblatter in Kopie anzuschliefRen, insbesondere

e  Baubewilligung, Baufreigabe

e  baubehoérdlich bewilligter Bauplan und Baubeschreibung

e Angaben Uber die persénlichen Verhaltnisse (Antragsformular)

e  Einkommensnachweise der Antragstellenden sowie aller im gemeinsamen Haushalt lebenden
Personen (z.B. Lohnzettel, Einkommensteuerbescheid, Pensionsbezug, AMS-Bezugsbestatigung,
Leistungsanspruch aus der Krankenkasse, Bestatigung Karenzgeld, Bestatigung Notstandshilfe,
Studiennachweise, Nachweise tUber Unterhaltszahlungen, etc.)

Scheidungsurteil, Scheidungsvergleich

Bestatigung der Gemeinde

ZEUS“-Formblatt fiir Energieausweis mit Eingangsvermerk der Baubehorde 1. Instanz
Kostenvoranschlag oder saldierte Rechnung bei Beantragung von Bonusbetrdagen

Ein nach baurechtlichen Vorschriften erstellter Energieausweis ist in elektronischer Form vollstandig
in die online - Datenbank ZEUS Burgenland (www.bgld.energieausweise.net) fir Energieausweise zu
Ubermitteln und im Forderantrag die ZEUS-Projektnummer bekannt zu geben. Die Energieausweise
werden stichprobenartig Gberprift. Mogliche Beanstandungen sind zu berichtigen.

Antrage sind samt gescannten Beilagen per Email an die Emailadresse post.a9-wbf@bgld.gv.at zu
Ubermitteln. Eine Antragslibermittlung per Post ist nur in begriindeten Ausnahmefallen méglich.
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(1)

(2)

(3)

bl S

(1)

§19
Férderabwicklung / Forderpriifung

Die Forderantrage samt Beilagen werden auf Vollstéandigkeit, Schliissigkeit und Forderungswurdigkeit
gemal den Bestimmungen des Bgld. WFG 2018 und dieser Richtlinie tiberpruft.

Werden vom Amt der Burgenlandischen Landesregierung zusatzliche oder fehlende Unterlagen ange-
fordert und diese nicht binnen der angegebenen Frist (langstens jedoch innerhalb von 6 Monaten ab
Einreichung) nachgereicht, gilt der Forderungsantrag als zurlickgezogen, sofern die Verzogerung im
alleinigen Einflussbereich der Férderungswerberin oder des Forderungswerbers liegt.

Der Forderantrag kann von der Férderungswerberin und/oder dem Foérderungswerber schriftlich zu-
rickgezogen werden.

Im Falle der Nichtgenehmigung des Férderungsdarlehens wird der Férderungswerberin und/oder dem
Forderungswerber eine kurze begriindete schriftliche Abweisung des Ansuchens ibermittelt.

Werden von der Forderungswerberin und/oder dem Férderungswerber bei der Antragstellung unrich-
tige Angaben gemacht, wird das Férderansuchen abgewiesen.

§20
Zusicherung und Schuldschein

Im Falle der Erledigung im Sinne des Ansuchens ist der Forderungswerberin oder dem Forderungswer-
ber eine schriftliche Zusicherung gemaR § 5 Abs. 2 des Burgenlandischen Wohnbauférderungsgesetzes
2018 sowie ein Schuldschein (Darlehensvertrag) auszustellen. In der Zusicherung und im Schuldschein
(Darlehensvertrag) konnen Bedingungen und Auflagen vorgesehen werden, die der Sicherung und Ein-
haltung der Bestimmungen dieser Richtlinie und des diesem zugrundeliegenden Férderungszweckes
dienen.

Der in der Zusicherung genannte Darlehensbetrag ist ein vorlaufiger Maximalbetrag. Die Festlegung
der endgiltigen Forderungshohe erfolgt auf Basis der Forderungsvoraussetzungen (z.B. tatsachliche
Bauausfiihrung).

Die Zusicherung hat insbesondere zu enthalten:

Finanzierungsplan;

Fertigstellungstermin des Bauvorhabens;

Zinsen, Darlehenslaufzeit und Darlehenskonditionen gemal § 16;

In der Zusicherung sind des Weiteren Bedingungen und Auflagen hinsichtlich der voriibergehenden
Einstellung der Forderungszahlungen festzulegen, wenn die Férderungswerberin oder der Férderungs-
werber ihre bzw. seine in der Zusicherung und im Darlehensvertrag vereinbarten Verpflichtungen
nicht erfillt oder einhalt.

§21
Auszahlungsmodalitaten

Das in einem Gesamtbetrag zugesicherte Férderungsdarlehen wird in Teilbetragen nach MaRgabe des
Baufortschrittes an die Férderungswerberin oder den Férderungswerber ausbezahlt. Die Anweisung
erfolgt erst nach Vorliegen des Original Schuldscheines, des Gerichtsbeschlusses Uber die erstrangige
grundblcherlicher Sicherstellung des Forderungsdarlehens.
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(2)  Der Baufortschritt ist durch geeignete Unterlagen - wie z.B. Vorlage von Gemeindebestatigungen, Vor-
lage von saldierten Rechnungen (bei Bonusbetragen) - von der Férderungswerberin oder dem Forde-
rungswerber nachzuweisen.

(3) Die Auszahlung der einzelnen Teilbetrdge des bewilligten Férderungsdarlehens kann davon abhangig
gemacht werden, dass das durchgefiihrte Vorhaben an Ort und Stelle von einer oder einem Priiforgan
(§ 32) tiberpriift und die Ubereinstimmung der Ausfiihrung mit den genehmigten Unterlagen festge-
stellt wird.

(4) Die Auszahlung des zugesicherten Forderungsbetrages erfolgt
1. beider Errichtung eines Neubaues und Zubaues
a) 30 % bei Fertigstellung des Kellers oder der Fundamentierung,
b) 60 % bei Fertigstellung des erweiterten Rohbaues und

c) 10 % bei Vorlage einer Bestatigung Uber die antragskonforme Durchflihrung des Bauvorhabens so-
wie einem Nachweis Uber die Fertigstellung gemaR den Bestimmungen des Burgenlandischen
Baugesetzes.

2. Beider Schaffung einer selbstandigen Wohneinheit durch Ausbau- oder Aufbau
a) 90 % bei Fertigstellung des erweiterten Rohbaues

b) 10 % bei Vorlage einer Bestatigung Uber die antragskonforme Durchfiihrung des Bauvorhabens so-
wie einem Nachweis Uber die Fertigstellung gemall den Bestimmungen des Bgld. Baugesetzes.

(5) Wurde zur Basisforderung ein Sozialzuschlag gemaR § 12 gewahrt, kommt dieser Betrag erst mit dem
Nachweis Uber die Fertigstellung gemaR den Bestimmungen des Bgld. Baugesetzes zur Auszahlung.

(6) Bei Zuerkennung eines Bonus fiir Barrierefreie MaRRnahmen sowie Bonus fiir behindertengerechte
MalRnahmen (§ 12) ist fiir die Anweisung des Bonusbetrages die Vorlage der saldierten Rechnung und
ein Nachweis (oder eine Uberpriifung durch die Férderstelle) tiber die Umsetzung der MaRnahmen
erforderlich.

(7)  Eine Kirzung des zugesicherten Darlehensbetrages im Zuge der Endabrechnung ist moéglich, wenn die
der Zusicherung zugrundeliegenden Voraussetzungen gedndert wurden (z.B. kleinere Wohnnutzfla-
che, Unterschreitung der Energiekennzahl wird nicht erreicht) oder ein Bonusbetrag nicht zur Auszah-
lung gelangt (z.B. Barrierefreie MaRnahmen werden nicht umgesetzt).

VI. Weitere Darlehensbedingungen

§22
Nachweis iiber die Fertigstellung

Das Bauvorhaben ist innerhalb von drei Jahren ab Darlehenszusicherung fertig zu stellen. Eine Uberschrei-
tung der Frist ist nur auf Antrag in begriindeten Ausnahmefallen (z.B. grobe finanzielle Probleme, Krankheit)
moglich.

Die Fertigstellung von Neubauten ist durch Vorlage der entsprechenden Nachweise der Fertigstellung auf-
grund des Bgld. Baugesetzes sowie einer Bestatigung liber die antragskonforme Durchfiihrung des Bauvorha-
bens (Formblatt) nachzuweisen.
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(1)

§23
Sonstige Forderungsbedingungen

Die Forderwerberin oder der Férderwerber ist verpflichtet, alle Ereignisse, die eine Abanderung ge-
genliber dem Forderungsantrag oder den vereinbarten Auflagen oder Bedingungen oder eine Riick-
forderung des Forderungsbetrages erfordern wiirden, dem Amt der Burgenlandischen Landesregie-
rung unverzlglich bekannt zu geben.

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder Ver-
pfandung noch auf irgendeine Weise unter Lebenden verfligt werden. Dieser Anspruch kann auch
nicht von Dritten in Exekution gezogen werden.

Wird ein Antrag von getrenntlebenden Personen eingebracht und eine Scheidung ist nicht beabsich-
tigt, so ist jedenfalls der Nachweis lber die getrennten Wohnsitze sowie eine Erklarung (Formblatt),
die von beiden Ehepartnern unterzeichnet ist, vorzulegen.

Ist eine Scheidung beabsichtigt, ist vorerst der Nachweis Uber die eingereichte Scheidung vorzulegen.
Bei Vorliegen der Scheidungsurkunde (Scheidungsurteil) ist dieses der Forderstelle unverziiglich zu
Ubermitteln.

Wird im Zuge einer Uberpriifung festgestellt, dass ein Ehepartner nach Zusicherung des Férderungs-
darlehens den Hauptwohnsitz im geférderten Objekt begriindet hat und die Trennung somit aufgeho-
ben ist (s. Abs. 3), hat dieser dem aufrechten Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Erklarung
beizutreten, ansonsten das Darlehen gekiindigt wird.

Andern sich die im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen oder die Anzahl der Personen im Ver-
gleich zur Antragstellung (z.B. durch Heirat) und handelt es sich dabei um Ehepartner oder Ehepart-
nerinnen, eingetragene Partnerinnen oder Partner gemalR EPG oder um eine Lebensgefdhrtin oder ei-
nen Lebensgefdhrten, so haben diese dem aufrechten Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Er-
klarung beizutreten, wenn von ihnen am geférderten Objekt Eigentum begriindet wurde. Ebenso ha-
ben diese Personen im geférderten Objekt den Hauptwohnsitz zu begriinden.

Samtliche Eingaben haben digital per Email an die Adresse post.a9-wbf@bgld.gv.at oder anbrin-
gen@bgld.gv.at zu erfolgen. Unterlagen sind digital zu Gibermitteln. Ist eine digitale Ubermittlung nicht
moglich kénnen in Ausnahmefallen Eingaben und Unterlagen (in Kopie) physich per Post Gibermittelt
werden. Ubermittelte Unterlagen werden nicht riickiibermittelt und nach Ende der Aufbewahrungs-
frist vernichtet.

VII. Kiindigungsbestimmungen

§24
Kiindigung

Im Darlehensvertrag sind die Bedingungen und Auflagen festzulegen. Unter Einhaltung einer Kiindi-
gungsfrist von mindestens sechs Monaten wird das zugesicherte Forderungsdarlehen gemal3 § 6 Bgld.
WFG 2018 gekiindigt, wenn die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner nach schriftlicher
Mahnung trotz Gewahrung einer angemessenen Frist

ohne Vorliegen wichtiger Griinde seinen Zahlungsverpflichtungen aus den Vertragen liber das Férde-
rungsdarlehen oder (iber sonstige zur Finanzierung des Bauvorhabens aufgenommenen Darlehen
nicht nachkommt, oder

ihre oder seine Verpflichtungen oder Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung oder des Schuldschei-
nes (Darlehensvertrages) nicht erfillt, oder
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E

10.

11.
12.
13.

14.

15.

16.

(2)

(3)

(1)

das geforderte Objekt untergeht, oder

die Erhaltung des geforderten Wohnraumes unterlasst, oder

ohne Zustimmung des Landes den geforderten Wohnraum zur Ganze oder zum Teil in Rdume anderer
Art umwandelt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt, am geférderten Wohnraum
erhebliche wertmindernde Anderungen vornimmt oder zuldsst, oder

bei Einverleibung eines VerauRerungsverbotes zugunsten des Landes das Eigentum am geforderten
Objekt ohne Zustimmung des Landes durch ein Rechtsgeschaft unter Lebenden Gbertragt, oder

die zur Beniitzung durch die Eigentiimerin oder den Eigentimer bestimmte Wohnung weder von die-
ser oder diesem, noch von ihr oder ihm nahestehenden Personen zur Deckung des stdandigen, dringen-
den Wohnbedarfes verwendet wird, es sei denn, die Wohnungsinhaberin oder Wohnungsinhaber ist
wegen Krankheit oder Pflegebedirftigkeit, zu Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen
Griinden abwesend, oder

eine geférderte Wohnung ohne Zustimmung des Landes an Dritte weitergibt oder weitervermietet,
oder

die Begriindung des Hauptwohnsitzes im geférderten Objekt nicht nachweist. Ebenso ist der Haupt-
wohnsitz von nahestehende Personen zu begriinden, oder

die Ehepartnerin oder der Ehepartner, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner ge-
maRk EPG oder die Lebensgefdhrten oder der Lebensgefahrte den geforderten Schuldbeitritt nicht vor-
legt, oder

und mehrere geforderte Objekte besitzt, oder

ein gefordertes Eigenheim zur Ganze oder zum Teil vermietet, oder

nicht innerhalb von sechs Monaten nach Vorliegen aller gesetzlichen und vertraglichen Voraussetzun-
gen die zur Einverleibung des Eigentums erforderlichen Antrage stellt und die hierfiir notwendigen
Urkunden errichtet, oder

bei Rechtsnachfolge die fir die Priifung der Moglichkeit der Darlehensiibernahme erforderlichen Un-
terlagen nicht vorlegt, oder

das Bauvorhaben nach Erteilung der Zusicherung derart abandert, dass die maximale Nutzflache ge-
maRk § 10 Gberschritten wird, es sei denn die Abanderung erfolgt spater als fiinf Jahre nach Erfillung
aller behérdlichen Voraussetzungen fiir die Benlitzung des Bauvorhabens, oder

den geférderten Wohnraum nicht innerhalb von sechs Monaten nach Erfillung aller behérdlichen Vo-
raussetzungen flr die Benlitzung des Bauvorhabens oder nach Raumung durch die Vorbenitzerin oder
den Vorbeniitzer in Benlitzung genommen hat. Bei Vorliegen wichtiger Griinde ist eine Erstreckung
der Frist moglich.

Bei einem gekiindigten Darlehen kann der noch aushaftende Darlehensbetrag tiber gesonderten An-
trag und nach Malgabe einer abzuschlieBenden Ratenzahlungsvereinbarung zurilickgezahlt werden in
bis zu 15 Halbjahresraten oder 90 Monatsraten aufgrund darzulegender wirtschaftlicher Notlage oder
fiir einen dartiberhinausgehenden Zeitraum, wenn Uberdies gesundheitliche, soziale oder familidre
Grinde geltend gemacht werden.

Eine Kiindigung des Darlehens kann im Todesfall der Forderungswerberin oder des Férderungswerbers
aufgrund des Ansuchens der Erbinnen oder Erben in sozialen Hartefallen unterbleiben, sofern mit dem
frei werdenden Objekt kein Gewinn erzielt wird oder dieses von einer nahestehenden Person weiter-
hin benutzt wird.

§25
Falligstellung

Das Forderungsdarlehen kann ohne vorangegangene Kiindigung sofort fallig gestellt und riickgefordert
werden, wenn

hinsichtlich der verpfandeten Liegenschaft oder eines Teiles der Liegenschaft die Zwangs-verwaltung
oder die Zwangsversteigerung bewilligt wird, oder
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2. Uber das Vermogen der Darlehensschuldnerin oder des Darlehensschuldners der Konkurs oder das
Ausgleichsverfahren eroffnet wird oder die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner die
Zahlung einstellt.

(2)  Forderungsdarlehen sind sofort fallig zu stellen und zurlickzufordern, wenn die Férderung aufgrund
unrichtiger Angaben erwirkt oder sonst wie erschlichen wurde.

§ 26
Widerruf

Vor Zuzahlung des Darlehensbetrages kann die Zusicherung widerrufen werden, wenn die Férderungswer-
berin oder der Férderungswerber nicht alle fur die Auszahlung vorgesehenen Bedingungen erfllt.

§ 27
Konkurs und Versteigerung

Wird eine geforderte Wohnung oder ein gefordertes Eigenheim im Rahmen einer (Zwangs-) Versteigerung
fiir den Eigenbedarf ilbernommen, kann unter den Voraussetzungen des § 28 das Férderungsdarlehen (ber-
nommen werden, sofern der gesamte aushaftende Betrag im Meistbot Deckung findet. Diese Schuldiiber-
nahme muss in Abstimmung mit der Forderstelle im Rahmen der gerichtlichen Versteigerung angemeldet wer-
den.

VIil. Ubernahme von Forderungsdarlehen

§28
Ubernahme durch Schenkung oder Kauf

Die Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen von natiirlichen Personen zum aushaftenden Betrag ist
gemall § 7 Bgld. WFG 2018 mit Zustimmung des Landes moglich. Unter nachstehenden Bedingungen kann
natlirlichen Personen im Zuge einer Schenkung oder beim Kauf eines geforderten Eigenheimes die Zustimmung
ein Wohnbauférderungsdarlehen zu Gibernehmen erteilt werden:

1. In die Bestimmungen der Zusicherung und des Darlehensvertrages ist im Falle einer Darlehensiiber-
nahme vollinhaltlich einzutreten.

2. Alle fur die Prifung der Forderwiirdigkeit erforderlichen Unterlagen (z.B. Einkommensnachweise,
Nachweis Gber den dringenden Wohnbedarf, etc) sind der Férderstelle in einer angemessenen Frist
gescannt oder in Kopie zu ibermitteln.

3. Allenfalls bestehende Zahlungsriickstande missen vor Vertragsdurchfiihrung beglichen sein.

4. Die Forderwirdigkeit der (ibernehmenden Personen muss gegeben sein. Die vorgeschriebenen Ein-
kommensgrenzen dirfen nicht iber- oder unterschritten werden und es muss der dringende Wohn-
bedarf gegeben sein. Die Bestimmungen der §§ 4,5 und 6 sind anzuwenden.

5. Ist bei Schenkungsvertragen zwischen nahestehenden Personen ein Wohnrecht der bisherigen Forde-
rungswerbenden vorgesehen, kann auf eine Uberpriifung der Férderwiirdigkeit bis zum Erldschen des
Wohnrechtes verzichtet werden. Die neuen Eigentlimer haben jedoch gegeniliber dem Land eine Ver-
pflichtungserklarung abzugeben, dass das Erldschen des Wohnrechts unverziiglich dem Land gemeldet
wird.

6. Auch wenn in den Schenkungsvertragen keine Schuldiibernahme vereinbart ist, hat die grundblicher-
liche Ubernehmerin und der grundbiicherliche Ubernehmer jedenfalls eine notariell beglaubigte
Schuldbeitrittserklarung zum Forderungsdarlehen abzugeben.

7. BeiDarlehensiibernahmen bei einer Ehescheidung (§ 98 EheG) verbleibt die oder der die Ehewohnung
verlassende Partnerin oder Partner zumindest Ausfallsbiirgin oder Ausfallsbiirge, sofern nicht einer
ganzlichen Haftungsentlassung seitens des Landes zugestimmt wird.

8. Der Hauptwohnsitz im geférderten Objekt ist innerhalb von sechs Monaten ab Zustimmung zur Darle-
hensiibernahme von den Ubernehmenden sowie ihnen nahestehenden Personen zu begriinden.
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(1)

(2)

§29
Ubernahme durch Erbschaft

Im Falle einer Rechtsnachfolge aufgrund eines Todesfalles ist eine Ubernahme des Férderungsdarle-
hens gemal den Bestimmungen des § 7 Bgld. WFG 2018 moglich. § 28 Zif 1 - 4 sind sinngemal} anzu-
wenden.

Personen, die im Zuge von Verlassenschaftsverfahren Eigentimer von geférderten Objekten werden
(und bisher nicht in den Darlehensvertragen aufgeschienen sind), wird eine Frist von zwei Jahren ab
Vorliegen eines rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsbeschlusses eingerdumt, um entweder
bei Vorliegen der Voraussetzungen das Darlehen zu tibernehmen, oder das geférderten Objekt an eine
begiinstigte Person zu verkaufen oder das laufende Wohnbaudarlehen zu tilgen, unabhangig davon ob
fir diese Personen ein laufendes Wohnbaudarlehen besteht.

Wahrend dieser Frist haben die Darlehensriickzahlungen vertragsgemaR zu erfolgen, diirfen mit dem
geforderten Objekt keine Gewinne erzielt werden und darf das geférderte Objekt nicht vermietet wer-
den. Werden diese Auflagen nicht eingehalten oder nach Ablauf der Frist das geférderte Objekt nicht
verkauft oder das Wohnbaudarlehen nicht getilgt wird, wird das Darlehen gekiindigt.

Bei Ubernahme des Wohnbaudarlehens sind innerhalb von sechs Monaten ab Abschluss des Verlas-
senschaftsverfahrens oder ab Vorliegen einer rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsurkunde
von den Erben und den mit ihnen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen alle Unterlagen vor-
zulegen, die fiir die Beurteilung der Férderwirdigkeit erforderlich sind.

Die aufgrund der Erbantrittserklarung grundblcherliche Eigentliimerin oder der grundbiicherliche Ei-
gentlimer des geforderten Objektes hat eine notariell beglaubigte Schuldbeitrittserklarung zum For-
derungsdarlehen zu iibermitteln, sofern eine Ubernahme des Darlehens gewiinscht ist.

Sind laut Einantwortungsbeschluss mehrere Personen erbberechtigt, jedoch nur ein Erbe Gibernimmt
das Wohnbauférderungsdarlehen, ist ein Schuldbeitritt der restlichen Erben (Liegenschaftseigenti-
mer) nicht erforderlich.

Der Hauptwohnsitz im geférderten Objekt ist innerhalb von sechs Monaten ab Zustimmung zur Darle-
hensiibernahme von den Ubernehmenden sowie ihnen nahestehenden Personen zu begriinden.

§30
Entlassung aus der Haftung von Wohnbaudarlehen

Haftungsentlassungen im Zuge von Darlehensiibernahmen durch Schenkung oder Kauf sind grundsatz-
lich méglich. Im Falle der Zustimmung des Landes zur Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen
treten die Ubernehmenden zur Ginze in den laufenden Férderungsvertrag ein und tibernehmen die-
sen mit allen Rechten und Pflichten. Die bisherigen Forderungswerbenden gelten als aus der Haftung
zur Ganze entlassen.

Wenn im Zuge einer Ehescheidung der nach der zum Wohnbauférderdarlehn im Scheidungs- oder Auf-
teilungsverfahren getroffenen Entscheidung in der Haftung verbleibende Férderungswerbende wei-
terhin im geforderten Objekt den Hauptwohnsitz begriindet hat kann die geschiedene Ehegattin bzw.
der geschiedene Ehegatte aus der Haftung entlassen werden. Voraussetzung dafir ist, dass der aus
der Haftung zu Entlassende nicht mehr Eigentlimer des geforderten Objektes ist. Weiters diirfen keine
Zahlungsriickstande bestehen und muss die Riickzahlung des Wohnbauférderungsdarlehns aufgrund
der Einkommens- und Vermaogenssituation der in der Haftung verbleibenden Person gesichert sein
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(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

(3)

(1)

(2)

(3)

(4)

Eine ganzliche Haftungsentlassung kann friihestens zwei Jahre nach Erlassung des Scheidungsbe-
schlusses bzw. bei Auflosung der Lebensgemeinschaft nach Vorliegen einer schriftlichen Erklarung be-
antragt werden.

Bei einer Scheidung nach § 55a EheG ist eine Haftungsentlassung nur dann méglich, wenn eine Ver-
einbarung hinsichtlich der Kreditverbindlichkeiten im Zuge des Aufteilungsverfahrens geschlossen
wurde.

Bei Auflésung der eingetragenen Partnerschaft oder Lebensgemeinschaft sind die Bestimmungen des
Abs. 2 bis 4 sinngemal anzuwenden.

Eine sofortige Haftungsentlassung ist nur durch Beibringen eines Birgen moglich.

IX. Schlussbestimmungen

§31
Sonstige Bestimmungen

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist gemaR dem Bgld. WFG 2018 ermachtigt, alle im Férde-
rungsantrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Forderung sowie bei allfalli-
gen Rickforderungen anfallenden, die Férderungswerbenden betreffenden personenbezogenen Da-
ten zu verarbeiten.

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist weiters befugt, Daten gemaR § 10 Abs. 1 Bgld. WFG 2018
im notwendigen AusmaR zur Erflllung von Berichtspflichten, fir Kontrollzwecke oder zur statistischen
Auswertung an Dritte, die zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, zu Gibermitteln.

Das Land Burgenland als Férderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Férderungsabwicklung die ermit-
telten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 - TDBG
2012 zu Ubermitteln und Daten, wenn sie zur Gewahrung, Einstellung oder Riickforderung des Darle-
hensbetrages erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank abzufragen.

§32
Duldungs- und Mitwirkungspflichten

Den Organen des Amtes der Landesregierung, im folgenden Priiforgane genannt, ist das Betreten des
Grundstickes, auf dem sich das geforderte Objekt befindet, zu gestatten.

Die Priiforgane sind ermachtigt in Unterlagen, die fiir die Priifung des zu férdernden Objektes als not-
wendig erachtet werden, Einsicht zu nehmen.

Die Priiforgane kénnen die zeitweilige Uberlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen verlangen
und haben in diesem Fall deren Aushandigung der beglinstigten Person(en) zu bestatigen.

Bei der Priifung hat eine geeignete und informierte Person anwesend zu sein, um Auskiinfte zu erteilen
und die erforderliche Unterstiitzung zu leisten.

§33
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit 1. Janner 2022 in Kraft.

Die Bestimmungen lber die Energiekennzahl (§ 3 Z. 15, § 9 und §11 Abs.3 dieser Richtlinie) sind in der vor-
liegenden Form insoweit anzuwenden, als diese bereits in den baurechtlichen Bestimmungen (Bgld. BauVO) in
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Kraft gesetzt sind. Fir den Fall, dass diese Bestimmungen noch nicht in Kraft gesetzt sind gelten in diesen Punk-
ten die Bestimmungen der Richtlinie 2020 fort.

Diese Richtlinie wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 (iber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der techni-
schen Vorschriften und der Vorschriften flr die Dienste der Informationsgesellschaft notifiziert.

Flr die Landesregierung:
Der Landesrat:
Mag. Dorner

Zahl: A9/WBF.A2-10001-2-2021

436. Burgenlandisches Wohnbauforderungsgesetz 2018;
Richtlinie 2022 fiir die Gewdhrung von Wohnbeihilfen
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I. Allgemeines

§1
Forderziel

Ziel dieser Richtlinie ist die Sicherung von qualitativ hochwertigem und leistbarem Wohnraum unter Bertick-
sichtigung raumordnungspolitischer, klimarelevanter und 6kologischer Gesichtspunkte sowie sozialer, wirt-
schaftlicher und 6kologischer Nachhaltigkeit. Die Wohnbauforderung ist eine soziale Einrichtung, deren Ziel es
ist, den Sozial- und Einkommensschwacheren die Moglichkeit zu eréffnen, ihren Wohnbedarf zu decken.

(1)

(2)

(3)

(4)
(5)
(6)

§2
Gegenstand der Férderung

Im Rahmen dieser Richtlinie werden vom Land Burgenland nach MaRgabe der im jeweiligen Landes-
haushalt zur Verfligung stehenden Mittel Wohnbeihilfen fir Mietobjekte bei unzumutbarer Belastung
durch den nachgewiesenen Wohnungsaufwand gewahrt.

Bei geférderten und nicht geforderten Mietobjekten, auf die die Bestimmungen des Mietrechtsgeset-
zes - MRG, BGBI. Nr. 520/1981, zuletzt gedndert durch das Gesetz BGBI. | Nr. 58/2018, anzuwenden
sind, ist fir die Gewahrung einer Wohnbeihilfe grundsatzlich Voraussetzung, dass der vereinbarte
Hauptmietzins den fiir das Land Burgenland festgesetzten Richtwert nicht (ibersteigt. Ubersteigt der
vereinbarte Hauptmietzins den fiir das Burgenland festgesetzten Richtwert, kann dennoch Wohnbei-
hilfe gewahrt werden. Bei der Berechnung der Wohnbeihilfe bleibt jedoch der den Burgenlandischen
Richtwert Ubersteigende Teil unberiicksichtigt.

Die Aufschliisselung der Mietzinsbestandteile (Hauptmietzins, Betriebskosten etc.) gemall § 15 MRG
ist erforderlich.

Die Forderung besteht in der Gewahrung eines nicht riickzahlbaren Zuschusses.
Auf die Gewadhrung der Férdermittel besteht kein Rechtsanspruch.

Soweit es Bedarf und zur Verfligung stehende Férdermittel erforderlich machen, wird eine Reihung
der Forderungsantrage nach dem Datum des Einlangens vorgenommen und kann die FérderungsmaR-
nahme und damit die Moglichkeit der Einreichung von Férderungsantragen nach dieser Richtlinie vor-
zeitig beendet werden.

§3

Begriffsbestimmungen

Reihenhduser: héchstens zweigeschossige, mit Keller dreigeschossige Wohnhauser mit mindestens
drei unabhangig voneinander und nur von auflen begehbaren Wohnungen, die als Gesamtanlage ge-
plant, eingereicht und errichtet werden, wobei die Begriindung von Eigentum moglich sein muss;
Wohnhaus: ein Gebdude, dessen Gesamtnutzflache mindestens zur Halfte Wohnzwecken dient oder
nach Abschluss der Sanierungsarbeiten dienen wird und dessen Wohnungen den Voraussetzungen
gemal Z 3 entsprechen;

Wohnung: eine zur ganzjahrigen Beniitzung durch Menschen geeignete, baulich in sich abgeschlos-
sene Einheit, die mindestens aus Zimmer, Kiiche (Kochnische), WC und Bade- oder Duschgelegenheit
besteht und deren Ausstattung zeitgemalRen Wohnbediirfnissen entspricht. Die Wohnnutzflache muss
zumindest 30 m? betragen;

Gefordertes Objekt: ein Gebdaude oder eine Wohnung, welches oder welche mit Mitteln der Wohn-
bauforderung gefordert wird und zur Abdeckung des dringenden Wohnbedarfs der Férderungswerbe-
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10.

11.

12.

13.

(1)

(2)

rin oder des Férderungswerbers oder der Mieterin (Nutzungsberechtigte) oder des Mieters (Nutzungs-
berechtigten) und ihr oder ihm nahestehender Personen dient und woflr das Forderungsdarlehen
noch nicht vollstandig zuriickgezahlt ist oder woflir noch Annuitdten- oder Zinsenzuschiisse geleistet
werden;

Forderbare Nutzflache (Wohnnutzflache): die gesamte Bodenflache einer Wohnung einschlieflich ei-
nes Wintergartens abziglich der Wandstarken und der im Verlauf der Wande befindlichen Durchbre-
chungen (Ausnehmungen); Treppen, offene Balkone, Terrassen, Loggien, sowie fir berufliche Zwecke
spezifisch ausgestattete Raume innerhalb einer Wohnung und Keller- und Dachbodenrdaume, welche
nicht fiir Wohnzwecke geeignet sind, sind bei der Berechnung der forderbaren Nutzflache (Wohnnutz-
flache) nicht zu berticksichtigen (Ausnahme: bei Heimen);

Forderungswiirdige Personen: natiirliche Personen gemaR § 13 Bgld. WFG 2018, die sich verpflichten
am Ort des geforderten Objektes ihren Hauptwohnsitz zu begriinden und in deren Allein- oder tber-
wiegendem Miteigentum sich aulBer dem geforderten kein weiteres aus Mitteln der Wohnbaufoérde-
rung eines Bundeslandes geférdertes Objekt befindet und die die Férdervoraussetzungen der gegen-
standlichen Richtlinie erfillen;

Nahestehende Personen: die Ehegattin oder der Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der ein-
getragene Partner gemaR dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz - EPG, Verwandte in gerader Linie
einschlieBlich der Adoptiv- und Pflege- und Stiefkinder, Verwandte bis zum zweiten Grad der Seitenli-
nie und Verschwagerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Inhaberin (Mieterin) oder dem
Inhaber (Mieter) des geférderten Objektes in einer in wirtschaftlicher Hinsicht gleich einer Ehe einge-
richteten Haushaltsgemeinschaft lebt (Lebensgefahrtin, Lebensgefahrte) und deren eigene Kinder so-
wie Adoptiv- und Pflegekinder;

Haushaltseinkommen: Die Summe der Einkommen (gemaR § 5) der Forderungswerberin und des For-
derungswerbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfiihrung oder Pflege beschaftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstandigen, wobei jedoch Kinder, die lber ein eigenes Einkommen verfiigen, ih-
ren Lebensmittelpunkt jedoch auBerhalb des Haushaltes haben oder in absehbarer Zeit einen eigenen
Haushalt griinden werden (Nebenwohnsitz) beim Haushaltseinkommen im Rahmen dieser Richtlinie
zu berlcksichtigen sind.

Mietvertrag: auch der genossenschaftliche Nutzungsvertrag;

Mietobjekt: eine aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsvertrages oder Mietvertrags beniitzte
Wohnung, ein Reihenhaus oder ein Wohnhaus

Mieterin oder Mieter: auch die oder der aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsvertrages Nut-
zungsberechtigte;

Mietzins: auch das aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsvertrages zu entrichtende Nut-
zungsentgelt.

Nutzungsberechtigte: eine natirliche Person, die aufgrund eines Nutzungsvertrages berechtigt ist,
eine Wohnung oder ein Reihenhaus zur Deckung des dringenden Wohnbedarfs zu nutzen.

Il. Fordervoraussetzungen

§4
Forderungswerberinnen und Férderungswerber

Wohnbeihilfe darf nur dsterreichischen Staatsbiirgerinnen und Staatsbiirgern oder diesen gemaf® § 13
Bgld. WFG 2018 Gleichgestellten gewahrt werden.

Die Férderungswerberin oder der Férderungswerber muss unmittelbar vor Einbringung des Ansuchens
um Gewadhrung einer Forderung mindestens zwei Jahre ununterbrochen und rechtmaRig den Haupt-
wohnsitz in Osterreich begriindet haben und Einkiinfte beziehen, die der Einkommensteuer in Oster-
reich unterliegen oder aufgrund der Ausiibung einer Erwerbstatigkeit Beitrage an die gesetzliche Sozi-
alversicherung in Osterreich entrichtet haben und nunmehr Leistungen aus dieser erhalten. Einkiinfte
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(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

auf Grundlage anderer landes- oder bundesgesetzlicher Regelungen gelten diesen Einkiinften als
gleichgestellt.

Der Regelung in Abs. 2 gleichgestellt gilt auch, wenn die Férderungswerberin oder der Forderungswer-
ber rechtméRig seit zumindest fiinf Jahren Einkiinfte bezogen hat, die der Einkommensteuer in Oster-
reich unterliegen.

Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber ist verpflichtet, dem Land samtliche Tatsachen,
die den Verlust des Anspruchs zur Folge haben kénnen, innerhalb eines Monats nach deren Eintritt
unter Anschluss der erforderlichen Nachweise anzuzeigen.

Die Férderungswerberin oder der Férderungswerber muss sich verpflichten im geférderten Objekt den
Hauptwohnsitz zu begriinden. Ebenso ist der Hauptwohnsitz von nahestehenden Personen im gefor-
derten Objekt nachzuweisen.

Natirlichen Personen darf eine Férderung nur gewahrt werden, wenn sie jedenfalls zum Zeitpunkt der
Erbringung des Ansuchens férderungswirdige Personen sind.

§5

Einkommen

Forderungswirdige Personen haben zum Zeitpunkt der Antragstellung folgendes Einkommen nachzu-
weisen:

bei nicht zur Einkommensteuer veranlagten Personen die Einklinfte aus nichtselbstandiger Arbeit ge-
maRk § 25 EStG 1988 in Hohe der Bruttobeziige des dem Ansuchen vorangegangenen Kalenderjahres,
in begrindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei oder drei Kalenderjahre (It. Lohn-
zettel), vermindert um die insgesamt einbehaltenen SV-Beitrage, Kammerumlage, Wohnbauférde-
rung, um die Werbungskosten, die freiwilligen Betrdge, um die Pendlerpauschale gem. § 16 Abs. 1726
EStG 1988 (unter Berlicksichtigung des Pendlereuros gem. § 33 Abs.5 Z 4 EStG 1988), um die sonstigen
Beziige gemaR § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, um die Freibetrdge gemaf §§ 35 und 105 EStG 1988
sowie um die einbehaltene Lohnsteuer. Die einbehaltene Lohnsteuer vermindert sich um einen Erstat-
tungsbetrag aus einer Arbeitnehmerinnen- oder Arbeitnehmerveranlagung bzw. um den gewahrten
Familienbonus;

bei zur Einkommensteuer veranlagten Personen das Einkommen laut Einkommensteuerbescheid des
letztveranlagten Kalenderjahres, in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei
oder drei Kalenderjahre, vermehrt um die steuerfreien Einkiinfte und um die abgezogenen Betrage
nach §§ 10, 18, 24 Abs. 4, 27 Abs. 3, 31 Abs. 3, 34 und 41 Abs. 3 EStG 1988 sowie vermindert um die
festgesetzte Einkommensteuer. Soweit im Einkommen Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit ent-
halten sind, sind die Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit um die Beziige gemal §§ 67 und 68 EStG
1988 (laut Lohnzettel), ausgenommen die Bezlige gemaR § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, zu erhdhen.
Negativeinkommen und negative Einkiinfte aus der steuerschonenden Veranlagung und sich daraus
ergebende Verlustvortrage werden nicht einkommensmindernd berlcksichtigt.

bei pauschalierten Land- und Forstwirtinnen oder Land- und Forstwirten 40 % des zuletzt festgestell-
ten Einheitswertes;

Weiters zdhlen zum Einkommen:

e eine gerichtlich oder vertraglich festgesetzte, in Geld bezogene Unterhaltsleistung; unter gleichen
Voraussetzungen ist eine solche Unterhaltsleistung beim Zahlungspflichtigen einkommensmin-
dernd zu beriicksichtigen. In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen kann von einer Heran-
ziehung der Unterhaltsleistung abgesehen werden;

e  Arbeitslosengeld und Notstandshilfe;

e  Krankengeld;

e  Wochen- und Kinderbetreuungsgeld;
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(2)

3)

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)
(3)

(4)

e  Pensionsleistungen, ausgenommen Waisenpensionen (bis zur Volljahrigkeit);

° Einkommen aus anderen Lindern als Osterreich;

e  ein angemessener Anteil sonstiger Einnahmen (z.B. Mindestsicherung);

e  Einkinfte aus Vermietung und Verpachtung von land- und forstwirtschaftlichen Flachen;
e  Einkinfte aus Vermietungen von Wohnungen und Eigenheimen.

Nicht als Einkommen gelten jedenfalls: Familienbeihilfen, Kinderabsetzbetrage, Zuwendungen der Fa-
milienforderung des Landes, Pflegegeld auf Grund des Bundes- oder eines Landespflegegesetzes und
Waisenpensionen (bis zur Volljahrigkeit). Leistungen aus dem Grund der Behinderung, Heilungskosten,
Schmerzensgeld, Abfertigungen, Jubildumsgelder, einmalige Pramien, Belohnungen. Einkiinfte aus
Studienbeihilfen, Ferialbeschaftigungen und Einklinfte aus Praktika, die im Rahmen der schulischen
Ausbildung oder des Studiums absolviert werden, der im Rahmen eines Familienbonus gewdahrte Be-
trag einer Steuergutschrift bzw. eines Absetzbetrages, Alimentations-, oder Unterhaltszahlungen ab
der Vollendung des 18. Lebensjahres des Kindes, Lehrlingsentschadigungen oder diesen gleichzuhal-
tenden Einkiinften auf Grund einer Ausbildung oder sonstigen regelmaRigen Beschaftigung (auch im
Rahmen des Zivil- oder Wehrdienstes), sind dann zu beriicksichtigen, wenn die Bezieherin oder der
Bezieher selbst Forderungswerberin oder Forderungswerber ist.

Als Haushaltseinkommen gilt die Summe der Einkommen der Forderungswerberin und des Forde-
rungswerbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfihrung oder Pflege beschaftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstandigen.

Bei der Priifung und Ermittlung des malRgebenden Einkommens kénnen weitere Nachweise oder Er-
klarungen (insbesondere Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, mit Einlaufstempel des Finanzamtes
versehene Kopie der Einkommensteuererklarung samt Beilagen, Vorauszahlungsbescheid, Einheits-
wertbescheid) abverlangt werden und sind von der Forderungswerberin oder dem Forderungswerber
beizubringen.

Unbeschadet der Bestimmung des Abs. 1 und 2 ist bei der Ermittlung des Haushaltseinkommens je-
denfalls dann das Durchschnittseinkommen der letzten drei Monate vor Antragsstellung heranzuzie-
hen, wenn dies zur Feststellung der tatsdchlichen Einkommensverhaltnisse notwendig erscheint.

Liegen gesetzliche Griinde fiir das Erldschen des Anspruches auf Wohnbeihilfe vor ist diese zuriick zu
fordern.

§6
Hohe der Wohnbeihilfe

Wohnbeihilfe wird unter Festlegung von Obergrenzen in der Héhe gewahrt, die sich aus dem Unter-
schied zwischen zumutbarem und maRgeblichem (anrechenbaren) Wohnungsaufwand je Monat
ergibt. Letzterer verringert sich jedenfalls um alle sonstigen Zuschiisse, die zu seiner Minderung ge-
wahrt werden.

Wohnbeihilfe, die eine Hohe von zehn Euro je Monat nicht Ubersteigt, ist nicht zu gewahren.

Wohnbeihilfe gelangt grundsatzlich nur bis zu einem Betrag von drei Euro pro m? ermittelter Nutzfla-
che gemal § 7 Abs. 4 zur Anweisung.

Die Tabelle im Anhang 1 ,,Zumutbarer Wohnungsaufwand in Euro ist fiir die Berechnung heranzuzie-
hen.
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(1)

(2)

3)

(4)

(5)

(1)

§7
Grundsatze fur die Gewahrung einer Wohnbeihilfe

Wird die Hauptmieterin bzw. der Hauptmieter oder die Wohnungsinhaberin (Nutzungsberechtigte)
bzw. der Wohnungsinhaber (Nutzungsberechtigte) eines Mietobjekts durch den Wohnungsaufwand
unzumutbar belastet, kann Gber gesondertes Ansuchen Wohnbeihilfe gewahrt werden, sofern dieses
Mietobjekt zur Abdeckung eines dringenden Wohnbedarfs von der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller und von ihr oder ihm nahestehenden Personen stindig verwendet wird. Die Begriindung des
Hauptwohnsitzes ist nachzuweisen.

Die Gewahrung einer Wohnbeihilfe ist unzulassig, wenn die Forderungswerberin oder der Férderungs-
werber

eine Einliegerwohnung, eine Dienstnehmerwohnung beniitzt,

eine Eigentumswohnung beniitzt, deren Errichtung oder Sanierung aus Mitteln der Wohnbauférde-
rung des Landes gefordert wurde und das Forderungsdarlehen oder das Fremddarlehen gemaR den
Bestimmungen des Bgld. WFG 2018 und den entsprechenden Richtlinien, des Bgld. WFG 2005 und des
BWFG 1991 noch nicht zur Ganze getilgt ist,

eine Forderung fur die Errichtung, Sanierung, Fertigstellung oder den Ankauf von Eigenheimen, Rei-
henhdusern, Wohnungen und Wohnraumen erhalten hat,

das Mietverhaltnis mit einer ihr oder ihm nahestehenden Personen abgeschlossen hat oder
unterhaltsberechtigt und das Wohnen im Haushalt der oder des Unterhaltsverpflichteten zumutbar
ist. Das Wohnen im Haushalt der Unterhaltsverpflichteten ist insbesondere dann nicht zumutbar,
wenn der Arbeitsplatz bzw. Ausbildungsort oder der Studienort mehr als 70 km vom Wohnort der
Unterhaltsverpflichteten entfernt liegt und bei Studierenden kein Heimplatz zur Verfligung steht.

Eine unzumutbare Belastung liegt dann vor, wenn der maligebliche (anrechenbare) Wohnungsauf-
wand den zumutbaren Wohnungsaufwand Uibersteigt.

Die Wohnbeihilfe fir eine erwachsene Person wird bis héchstens 50m? Nutzfliche und bei zwei er-
wachsenen Personen bis hochstens 70m? Nutzflache (max. bis zur tatsidchlichen WohnungsgréRe), an-
hand der Tabelle laut Anhang 1 gewahrt. Leben im gemeinsamen Haushalt der Wohnbeihilfenwerberin
oder des Wohnbeihilfenwerbers minderjahrige Kinder, so erhoht sich die férderbare Nutzflaiche um 10
m2 pro Kind (héchstens jedoch bis zur tatsdchlichen WohnungsgréRe). Uberdies sind Einkommen von
im gemeinsamen Haushalt lebenden Kindern bei der Ermittlung des Haushaltseinkommens, unbescha-
det der Bestimmungen des § 5, zur Ganze zu berlicksichtigen, wenn ein Betrag von 500 Euro im Monat
(Jahreseinkommen geteilt durch zwo6lf) tGberschritten wird.

Wohnbeihilfe ist nur insoweit zu gewahren, als kein Anspruch auf Mietzinsbeihilfe gemal} § 107 EStG
1988 oder auf Bedarfsorientierte Mindestsicherung gemaR § 4 Bgld. MSG, LGBI. Nr. 76/2010, in der
jeweils geltenden Fassung besteht.

§8
MaRgeblicher (anrechenbarer) Wohnungsaufwand

Als maRgeblicher (anrechenbarer) Wohnungsaufwand fiir geférderte Mietobjekte, auf die die Bestim-
mungen des WGG anzuwenden sind, gilt jener Teil des Wohnungsaufwandes oder des zu entrichten-
den Mietzinses, welcher

der Tilgung und Verzinsung von Darlehen, die aufgrund des Bundesgesetzes betreffend die Ausgestal-
tung des Staatlichen Wohnungsfiirsorgefonds zu einem Bundes-, Wohn- und Siedlungsfonds oder dem
Wohnhaus - Wiederaufbaugesetz, des Wohnbauforderungsgesetzes 1954, des Wohnbaufdrderungs-
gesetzes 1968, des Wohnbauférderungsgesetzes 1984, des Wohnbauférderungsgesetzes 2005, des
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(2)

(1)

(2)

(1)

(2)

w

Wohnungsverbesserungsgesetzes, des Wohnhaussanierungsgesetzes, des Burgenldandischen Wohn-
bauforderungsgesetzes 1991- BWFG 1991, des Burgenlandischen Wohnbaufoérderungsfonds, des Bur-
genldandischen Wohnbauférderungsgesetzes 2005 - Bgld. WFG 2005 und des Burgenldandischen Wohn-
bauférderungsgesetzes 2018 - Bgld. WFG 2018 gewdahrt worden sind;

der Tilgung und Verzinsung von Darlehen gemaR § 22 Abs. 2 Bgld. Wohnbauforderungsgesetz 1991 -
BWFG 1991 oder § 21 Abs. 2 Bgld. WFG 2005, abziglich gewahrter Zinsenzuschisse;

der Tilgung der eingesetzten Eigenmittel der Vermieterin oder des Vermieters;

der Verzinsung der eingesetzten Eigenmittel der Vermieterin oder des Vermieters gemaR § 14 Abs. 1
7 3 WGG, und

der Deckung der Kosten der Erhaltung gemaR § 14 Abs. 1 Z 5 WGG dient.

Als maRgeblicher (anrechenbarer) Wohnungsaufwand fiir geférderte und nicht geférderte Mietob-
jekte, auf die die Bestimmungen des MRG anzuwenden sind, gilt der vereinbarte bzw. gesetzlich zu-
lassige (erhohte) Hauptmietzins (einschliefllich eines Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrags) gemafld
dem MRG, jedoch ohne Mehrwertsteuer. Die Bestimmungen des Abs. 1 Z 1 und 2 sind sinngemaR
anzuwenden.

§9
Zumutbarer Wohnungsaufwand

Als zumutbarer Wohnungsaufwand fiir die Berechnung der Wohnbeihilfe gilt jener Betrag, der sich auf
Grund der Ermittlung der HaushaltsgrofRe und des Haushaltseinkommens gemal3 § 5 bezogen auf ei-
nen Monat aus Anlage 1 ergibt.

Der gemaR Abs. 1 ermittelte Betrag vermindert sich um 30 % fiir:

Familien mit mindestens 3 Kindern, fiir die Familienbeihilfe bezogen wird;

Familien mit einem behinderten Kind im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr.
376/1967, zuletzt gedndert durch das Gesetz BGBI. | Nr. 77/2018;

Familien, bei denen ein Familienmitglied eine Minderung der Erwerbsfdhigkeit von mindestens
55 % im Sinne des § 35 Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBI. Nr. 400, zuletzt gedndert
durch das Gesetz BGBI. | Nr. 16/2018 aufweist;

Alleinstehende, die eine Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 55 % im Sinne des § 35 EStG
1988 aufweisen.

lll. Férderungsverfahren

§10
Ansuchen

Das Ansuchen um Gewahrung einer Wohnbeihilfe ist unter Verwendung des dafiir bestimmten Form-
blattes samt gescannter Unterlagen an das Amt der Landesregierung per Email an: post.a9-
wbf@bgld.gv.at zu richten und gilt mit dem Tag des Einlangens als eingebracht. Eine Einbringung per
Post oder durch personliche Ubergabe ist in begriindeten Ausnahmefillen méglich.

Dem Ansuchen auf Gewahrung einer Wohnbeihilfe sind in Kopie insbesondere anzuschliel3en:

Staatsbirgerschaftsnachweis oder sonstige Unterlagen, um die Gleichstellung gemaR § 13 Bgld. WFG
2018 feststellen zu kdnnen;

Nachweis liber die Hohe und Leistung des Wohnungsaufwandes;

Nachweis des Einkommens (Haushaltseinkommen gemaR § 5);

Erklarung Gber die Anzahl der im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen;
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3)

(2)

(3)

(4)

(5)

(1)

(2)

(1)

(2)

Erklarung, dass die Wohnung von der Férderungswerberin oder vom Forderungswerber und den mit
ihr oder ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen zur Abdeckung eines dringenden Wohn-
bedarfes standig verwendet wird, und dass keine weiteren Wohnmoglichkeiten bestehen;

Kopie des unbefristeten Nutzungs- oder eines fiir zumindest drei Jahre abgeschlossenen Mietvertrages
und

Geburtsurkunden der Kinder.

Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber ist verpflichtet, dem Land samtliche Tatsachen,
die den Verlust des Anspruchs zu Folge haben kdénnen, innerhalb eines Monats nach deren Eintritt
unter Anschluss der erforderlichen Nachweise anzuzeigen. Eine Einstellung der Wohnbeihilfe wird mit
dem auf den Zeitpunkt des Wegfalls des Anspruchsgrundes folgenden Monat wirksam.

§11
Forderungsabwicklung

Die Forderantrage samt Beilagen werden auf Vollstandigkeit, Schlissigkeit und Férderungswirdigkeit
gemal den Bestimmungen des Bgld. WFG 2018 und dieser Richtlinie Giberprift.

Werden vom Amt der Burgenlandischen Landesregierung zusatzliche oder fehlende Unterlagen ange-
fordert und diese nicht binnen der angegebenen Frist (langstens jedoch innerhalb von 3 Monaten ab
Einreichung) nachgereicht, gilt der Forderungsantrag als zuriickgezogen, sofern die Verzogerung im
alleinigen Einflussbereich der Férderungswerberin oder des Férderungswerbers liegt.

Der Férderantrag kann von der Férderungswerberin und/oder dem Férderungswerber schriftlich zu-
rickgezogen werden.

Im Falle der Nichtgenehmigung der Wohnbeihilfe wird der Férderungswerberin und/oder dem Forde-
rungswerber eine kurze begriindete schriftliche Abweisung des Ansuchens ibermittelt.

Werden von der Férderungswerberin und/oder dem Férderungswerber bei der Antragstellung unrich-
tige Angaben gemacht, wird das Forderansuchen abgewiesen.

§12
Zusicherung

Im Falle der Erledigung im Sinne des Ansuchens ist der Forderungswerberin oder dem Férderungswer-
ber eine schriftliche Zusicherung gemaR § 5 Abs. 2 des Burgenlandischen Wohnbauférderungsgesetzes
2018 auszustellen.

In der Zusicherung kénnen Bedingungen und Auflagen vorgesehen werden, die der Sicherung und Ein-
haltung der Bestimmungen dieser Richtlinie und des diesem zugrundeliegenden Férderungszweckes
dienen.

§13
Auszahlungsmodalitaten

Die Wohnbeihilfe wird monatlich ausbezahlt. Die Wohnbeihilfe wird friihestens ab jenem Monatsers-
ten gewahrt, der auf den Tag des Einlangens des Ansuchens folgt und setzt die Eignung und Benutz-
barkeit des Mietobjekts nach den baurechtlichen Bestimmungen voraus.

Die Wohnbeihilfe wird grundsatzlich auf ein Jahr gewéahrt und an die Férderungswerberin oder den
Forderungswerber nur ausbezahlt, wenn zum Zeitpunkt des Einlangens des Ansuchens samtliche Zah-
lungen in Hohe des Wohnungsaufwandes geleistet worden sind und somit kein Mietriickstand besteht.
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Handelt es sich um eine aus Mitteln der Wohnbauforderung des Landes geférderte Mietobjekte, die
dem WGG oder MRG unterliegt, kann die Zuzahlung der Wohnbeihilfe an die Empfangerin oder den
Empfanger des Forderungsdarlehens des Landes oder eines Fremddarlehens nach § 19 Bgld. WFG 2018
bzw. an den Vermieter erfolgen.

§14
Erléschen des Anspruchs auf Wohnbeihilfe

In der Zusicherung lber die Gewahrung der Wohnbeihilfe ist festzulegen, dass der Anspruch auf Wohnbei-
hilfe bei Wegfall der gesetzlichen Voraussetzungen erlischt, insbesondere aber, wenn

1.
2.
3.

der Miet(Nutzungs-)vertrag aufgelost wird;

die Wohnung unter- bzw. weitervermietet wird;

die Forderungswerberin bzw. der Férderungswerber und die sonstigen bei der HaushaltgrofRe berlick-
sichtigten Personen nicht ausschliefRlich Giber diese Wohnung verfiigen und diese nicht zur Abdeckung
ihres dringenden Wohnbedarfs standig verwenden;

der maRgebliche (anrechenbare) Wohnungsaufwand fir die Wohnbeihilfenbezieherin oder den
Wohnbeihilfenbezieher zumutbar wird.

§15
Riickforderung der Wohnbeihilfe

In der Zusicherung Uber die Gewdhrung der Wohnbeihilfe ist festzulegen, dass zu Unrecht empfangene
Wohnbeihilfen zuriickzuzahlen sind, wobei die zu erstattenden Betrdage ab dem Zeitpunkt des Erléschens des
Anspruchs auf Wohnbeihilfe mit 6 % pro Jahr verzinst werden. In sozialen Hartefdllen kann eine Ratenverein-
barung getroffen oder in besonders gelagerten Fallen von einer Riickforderung ganzlich abgesehen werden.

(1)

(2)

(1)

(2)

§16
Sonstige Férderungsbedingungen

Die Forderwerberin oder der Forderwerber ist verpflichtet, alle Ereignisse, die eine Abanderung ge-
genlber dem Forderungsantrag oder den vereinbarten Auflagen oder Bedingungen oder eine Riick-
forderung des Forderungsbetrages erfordern wiirden, dem Amt der Burgenlandischen Landesregie-
rung unverziiglich bekannt zu geben.

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder Ver-
pfandung noch auf irgendeine Weise unter Lebenden verfligt werden. Dieser Anspruch kann auch
nicht von Dritten in Exekution gezogen werden.

IV. Schlussbestimmungen

§17
Sonstige Bestimmungen

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist gemaR dem Bgld. WFG 2018 ermachtigt, alle im Férde-
rungsantrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Forderung sowie bei allfalli-
gen Rickforderungen anfallenden, die Férderungswerbenden betreffenden personenbezogenen Da-
ten zu verarbeiten.

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist weiters befugt, Daten gemaf § 10 Abs. 1 Bgld. WFG 2018
im notwendigen Ausmald zur Erfillung von Berichtspflichten, fiir Kontrollzwecke oder zur statistischen
Auswertung an Dritte, die zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, zu (ibermitteln.
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(3)

(1)

(2)

(3)

(4)

Das Land Burgenland als Férderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Férderungsabwicklung die ermit-
telten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 - TDBG
2012 zu Ubermitteln und Daten, wenn sie zur Gewahrung, Einstellung oder Riickforderung des Darle-
hensbetrages erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank abzufragen.

§18
Duldungs- und Mitwirkungspflichten

Den Organen des Amtes der Landesregierung, im folgenden Priiforgane genannt, ist das Betreten des
Grundstickes, auf dem sich das geforderte Objekt befindet, zu gestatten.

Die Priforgane sind ermachtigt in Unterlagen, die fir die Priifung des zu férdernden Objektes als not-
wendig erachtet werden, Einsicht zu nehmen.

Die Priiforgane kénnen die zeitweilige Uberlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen verlangen
und haben in diesem Fall deren Aushandigung der beglinstigten Person(en) zu bestatigen.

Bei der Priifung hat eine geeignete und informierte Person anwesend zu sein, um Auskiinfte zu erteilen
und die erforderliche Unterstiitzung zu leisten.

§19
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit 1. Janner 2022 in Kraft.

Fir die Landesregierung:
Der Landesrat:
Mag. Dorner
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Anhang 1

Zumutbarer Wohnungsaufwand in Euro (€) gemaR § 9

Anzahl der in der Wohnung lebenden Personen

monatliches

Haushalts-

einkommen

in € (netto) 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 **

ab 978 3 - - - - - - - - - -
1014 4 - - - - - - - - - -
1050 6 3 - - - - - - - - -
1086 9 4 - - - - - - - - -
1122 14 6 2 - - - - - - - -
1158 20 10 4 - - - - - - - -
1194 28 15 6 2 - - - - - - -
1230 38 22 10 3 - - - - - - -
1266 50 30 16 6 1 - - - - - -
1302 65 41 23 10 2 - - - - - -
1338 82 55 33 16 5 - - - - - -
1374 103 71 45 24 10 1 - - - - -
1410 126 90 59 35 16 4 - - - - -
1446 153 111 76 47 25 9 1 - - - -
1482 183 137 96 63 36 16 5 - - - -
1518 218 165 120 81 50 26 10 1 - - -
1554 * 198 147 103 67 38 18 5 - - -
1590 * 234 177 128 86 52 28 11 1 - -
1626 * * 211 156 109 70 41 19 5 - -
1662 * * 250 189 136 91 56 30 12 2 -
1698 * * * 225 166 115 75 44 21 6 -
1734 * * * 265 200 143 98 61 32 13 -
1770 * * * * 238 175 123 81 47 22 -
1806 * * * * 281 211 153 104 65 34 -
1842 * * * * * 251 187 131 86 50 -
1878 * * * * * 296 224 163 111 69 -
1914 * * * * * * 267 198 139 91 -
1950 * * * * * * 313 238 172 117 -

ab 1986 * * * * * * * * * * _

Diese Betrdge vermindern sich bei dem im § 9 Abs. 2 angefiihrten Personenkreis um 30%

- Kein Aufwand zum Wohnen zumutbar

* bei den bezeichneten Einkommenshdhen sind jeweils 25% des Familieneinkommens zum Wohnen zumutbar

o ab jeder weiteren Person setzt der zumutbare Aufwand zum Wohnen bei einem um 73 Euro niedrigeren

Haushaltseinkommen ein (Grundlage: der zumutbare Aufwand bei 10 Personen)
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Zahl:

§1
§2
§3

§4
§5
§6
§7
§8
§9
§10

§11
§12
§13
§14
§15
§16
§17

§18

A9/WBF.A2-10001-2-2021

437. Burgenlandisches Wohnbauforderungsgesetz 2018;
Richtlinie 2022 zur Férderung der Sanierung von
Eigenheimen fiir den privaten Wohnbau

Inhaltsverzeichnis
I. Aligemeines

Forderziel
Fordergegenstand
Begriffsbestimmungen

Il. Férdervoraussetzungen

Forderungswerberin oder Férderungswerber
Einkommen

Einkommensgrenzen

Finanzierung des Bauvorhabens
Energieausweis

Energiekennzahlen

Hocheffiziente alternative Systeme

I1l. Férderbare SanierungsmafBnahmen

SanierungsmaBnahmen

Einzelbauteilsanierung

Einbau von Heizungssystemen mit fossilen Energietragern
Umfassende energetische Sanierung

Energetische Sanierung (Deltaférderung)
Behindertengerechte Anpassung des Wohnraumes
Sanierungskonzept

IV. Berechnung der Forderhohe

Forderhohe

§ 18a Okobonus

§19
§20
§21
§22
§23

§24
§25
§26
§27

V. Darlehenskonditionen

Grundbiucherliche Sicherstellung
Vorrangeinraumung

Loschung

Tilgungsplan

Einhebung Verwaltungskostenbeitrage

VI. Forderverfahren

Antragstellung

Forderabwicklung / Férderpriifung
Zusicherung und Schuldschein
Auszahlungsmodalitaten
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§28

VII. Weitere Férderungsbedingungen

Nachweis Uber die Fertigstellung

§ 29 Sonstige Forderungsbedingungen

§30
§31
§32
§33

§34
§35
§36

§37
§38
§39

VIIl. Kiindigungsbestimmungen
Kindigung
Falligstellung
Widerruf
Konkurs und Versteigerung

IX. Ubernahme von Férderungsdarlehen
Ubernahme durch Schenkung oder Kauf
Ubernahme durch Erbschaft
Entlassung aus der Haftung von Wohnbaudarlehen
X. Schlussbestimmungen
Sonstige Bestimmungen

Duldungs- und Mitwirkungspflichten
Inkrafttreten

I. Allgemeines

§1
Forderziel

Ziel dieser Richtlinie ist die Sicherung von qualitativ hochwertigem und leistbarem Wohnraum unter Berick-
sichtigung raumordnungspolitischer, klimarelevanter und 6kologischer Gesichtspunkte sowie sozialer, wirt-
schaftlicher und 6kologischer Nachhaltigkeit. Besonderes Augenmerk soll auf die Erreichung der Klimaschutz-
ziele, Energieeffizienz sowie den schonenden Umgang mit Ressourcen gelegt werden.

§2

Foérdergegenstand

Im Rahmen dieser Richtlinie werden vom Land Burgenland nach MaRgabe der im jeweiligen Landes-
haushalt zur Verfligung stehenden Mittel die Sanierung an oder in Eigenheimen, deren Baubewilligung
zum Zeitpunkt des Einlangens des Ansuchens mindestens 20 Jahre zurlickliegt, auRer es handelt sich
um MaRnahmen, die den Bediirfnissen von Menschen mit Behinderung und gebrechlichen Menschen
dienen, gefordert. Bei einem bereits bestehenden Forderungsdarlehen (Neubau oder Sanierung) kann
ein weiteres Darlehen nach dieser Richtlinie friihestens nach 20 Jahren ab Erteilung der Zusicherung
der noch laufenden Férderung gewahrt werden.

Weiters werden nach dieser Richtlinie die Schaffung von Wohnraum durch Zubau oder Ausbau bei
einem nicht geforderten Objekt bzw. die Fertigstellung eines nicht geférderten Rohbaues unter Dach
gefordert.

Die Forderung besteht in der Gewahrung eines Darlehens. Die Hohe des Férderungsdarlehens ist ab-
hingig von den durchgefiihrten SanierungsmaRnahmen sowie der Okokennzahl und errechnet sich
aufgrund der maximal férderbaren Gesamtbaukosten.
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(4)

(5)
(6)

In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen, wie z.B. wirtschaftlichen Schwierigkeiten, Katastro-
phenfillen, kann die Burgenlandische Landesregierung unter Beachtung der persénlichen Verhaltnisse
im Sinne dieser Richtlinie ein angemessenes Darlehen von maximal 45.000 Euro gewahren, wenn ein-
zelne Voraussetzungen fir die Zuerkennung einer Férderung nach dieser Richtlinie nicht gegeben sind.

Auf die Gewahrung der Fordermittel besteht kein Rechtsanspruch.

Soweit es Bedarf und zur Verfligung stehende Férdermittel erforderlich machen, wird eine Reihung
der Férderungsantrage nach dem Datum des Einlangens vorgenommen und kann die FérderungsmaR-
nahme und damit die Moglichkeit der Einreichung von Forderungsantragen nach dieser Richtlinie vor-
zeitig beendet werden.

§3
Begriffsbestimmungen

Eigenheime: Wohnhaduser mit hochstens zwei Wohnungen, von denen eine zur Beniitzung durch die
Eigentimerin oder den Eigentimer bestimmt ist; bei Eigenheimen mit zwei Wohnungen muss die
selbststandige Benlitzbarkeit gegeben sein, wobei die Wohnungen (iber einen gemeinsamen Vorraum
zuganglich sein kénnen; mit Zustimmung des Landes kann ein Eigenheim aus besonders bericksichti-
gungswirdigen Griinden eine weitere Wohnung fiir nahestehende Personen umfassen;

Wohnung: eine zur ganzjahrigen Beniitzung durch Menschen geeignete, baulich in sich abgeschlos-
sene Einheit, die mindestens aus Zimmer, Kiiche (Kochnische), WC und Bade- oder Duschgelegenheit
besteht und deren Ausstattung zeitgemalRen Wohnbediirfnissen entspricht. Die Wohnnutzflache muss
zumindest 35 m? betragen;

Gefordertes Objekt: ein Gebdude oder eine Wohnung, welches oder welche mit Mitteln der Wohn-
bauforderung gefordert wird und zur Abdeckung des standigen, dringenden Wohnbedarfs der Forde-
rungswerberin oder des Forderungswerbers oder der Mieterin (Nutzungsberechtigte) oder des Mie-
ters (Nutzungsberechtigten) und ihr oder ihm nahestehender Personen dient und wofir das Forde-
rungsdarlehen noch nicht vollstandig zuriickgezahlt ist oder wofiir noch Annuitdten- oder Zinsenzu-
schisse geleistet werden;

Forderbare Nutzflache (Wohnnutzfldche): die gesamte Bodenflache einer Wohnung einschlieBlich ei-
nes Wintergartens abziglich der Wandstarken und der im Verlauf der Wande befindlichen Durchbre-
chungen (Ausnehmungen); Treppen, offene Balkone, Terrassen, Loggien, sowie fir berufliche Zwecke
spezifisch ausgestattete Rdume innerhalb einer Wohnung und Keller- und Dachbodenrdaume, welche
nicht fiir Wohnzwecke geeignet sind, sind bei der Berechnung der forderbaren Nutzflache (Wohnnutz-
flache) nicht zu berticksichtigen;

Gesamtsanierungskosten: die Summe jener Betrdge, die zur Sanierung des zu férdernden Objektes
aufgewendet werden;

Anerkannte Sanierungskosten: Fiir die Berechnung der Forderhéhe werden nur jene Kosten aner-
kannt, welche auf MalRnahmen entfallen, die in § 11 angefiihrt sind. Dabei werden nur Rechnungen
von gewerblich befugten Unternehmen sowie Materialrechnungen unter Vorlage der Zahlungsbelege
beriicksichtigt. Eigenleistungen werden nicht anerkannt, ebenso Rechnungen, die mehr als 12 Monate
vor Antragstellung ausgestellt wurden;

Férderungswiirdige Personen: natiirliche Personen gemal § 13 Bgld. WFG 2018, die sich verpflichten
am Ort des geforderten Objektes ihren Hauptwohnsitz zu begriinden und in deren Allein- oder tber-
wiegendem Miteigentum sich auBBer dem geférderten kein weiteres aus Mitteln der Wohnbauforde-
rung eines Bundeslandes gefordertes Objekt befindet und die die Férderkriterien der jeweiligen For-
derrichtlinien erfillen;

Nahestehende Personen: die Ehegattin oder der Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der ein-
getragene Partner gemald dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz - EPG, Verwandte in gerader Linie
einschlieRlich der Adoptiv- Pflege- und Stiefkinder, Verwandte bis zum zweiten Grad der Seitenlinie
und Verschwaégerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Inhaberin (Mieterin) oder dem Inha-
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

(1)

(2)

ber (Mieter) des geférderten Objektes in einer in wirtschaftlicher Hinsicht gleich einer Ehe eingerich-
teten Haushaltsgemeinschaft lebt (Lebensgefahrtin, Lebensgefahrte) und deren eigene Kinder sowie
Adoptiv- und Pflegekinder;

Biirgin/Biirge: eine Gsterreichische Staatsbiirgerin oder ein Gsterreichischer Staatsbirger, die oder der
sich verpflichtet, als Blirge und Zahler fuir den zugesicherten Darlehensbetrag zu haften;
Haushaltseinkommen: Die Summe der Einkommen (gemaR § 5) der Férderungswerberin und des For-
derungswerbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfihrung oder Pflege beschiftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar liber ein eigenes Einkom-
men verfligen, ihren Lebensmittelpunkt jedoch aulRerhalb des Haushaltes haben oder in absehbarer
Zeit einen eigenen Haushalt griinden werden (Nebenwohnsitz);

Ausbau: Ausbau ist die Umgestaltung bisher nicht fiir Wohnzwecke genutzte Flachen in Wohnraum
(Wohnnutzflache);

Aufbau: Aufbau ist die Erweiterung eines Objektes oder die Anhebung des Dachstuhls, um Wohnraum
(Wohnnutzflache) zu schaffen;

Zubau: Zubau ist jede VergroRerung eines Gebaudes in der Hohe, Breite und Lange. Dazu bedarf es
jedenfalls einer Verbindung des bestehenden Gebdudes mit dem Zubau (z.B. durch eine Verbindungs-
tlir), sodass der Eindruck eines Gesamtbauwerkes (bauliche Einheit) entsteht;

Energieausweis: Fir das zu fordernde Objekt ist ein Energieausweis vorzulegen, aus dem auch die
Okokennzahl (013BG1) nach Bilanzgrenze 1 hervorgeht. Der Energieausweis ist von qualifizierten und
befugten Personen auszustellen und in die Energieausweisdatenbank einzugeben und zu registrieren.
Die Bestimmungen des § 34a und b der Burgenldandischen Bauverordnung 2008 - Bgld. BauVO 2008
sind anzuwenden;

Energiekennzahl: Die Energiekennzahl (EKZ) ist der HWBRef, RK, zul gemaR OIB-Richtlinie 6 (Ausgabe
April 2019). Die Berechnung hat gemal OIB-Leitfaden ,Energietechnisches Verhalten von Gebduden”
zu erfolgen. Der Nachweis der Anforderung an Energiekennzahlen kann wahlweise entweder tiber den
Endenergiebedarf (HWBRef, RK, zul) oder Gber den Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fGEE, RK, zul) ge-
fihrt werden;

Gesamtenergieeffizienz-Faktor: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fGEE, RK, zul) ist ein MaR fir die
Energieeffizienz des gesamten Gebaudes bezliglich Dammung, Heiz- und Haustechniksystem;
Okoindex Ol: Der Ol-Index bewertet die 6kologischen Belastungen von Rohstoffgewinnung bis zur
Herstellung eines fertigen Produktes. Im Wohnbau werden die thermische Gebaudehdille (inkl. Kon-
struktion) und die Zwischendecken bewertet. Dies entspricht der Bilanzgrenze 1 gemaR IBO-Leitfaden
zur Berechnung von Okokennzahlen fiir Gebiude, Stand Mai 2018, Version 4.0.

Il. Fordervoraussetzungen

&4

Férderungswerberin oder Férderungswerber

Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber muss eine forderungswiirdige Person gemaR §
13 Bgld. WFG 2018 sein und die geforderte Wohneinheit zur Deckung des standigen, dringenden
Wohnbedarfs bendtigen.

Die Férderungswerberin oder der Férderungswerber muss unmittelbar vor Einbringung des Ansuchens
um Gewadhrung einer Forderung mindestens zwei Jahre ununterbrochen und rechtmafig den Haupt-
wohnsitz in Osterreich begriindet haben und Einkiinfte beziehen, die der Einkommensteuer in Oster-
reich unterliegen oder aufgrund der Ausiibung einer Erwerbstatigkeit Beitrage an die gesetzliche Sozi-
alversicherung in Osterreich entrichtet haben und nunmehr Leistungen aus dieser erhalten. Einkiinfte
auf Grundlage anderer landes- oder bundesgesetzlicher Regelungen gelten diesen Einkiinften als
gleichgestellt.
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(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

(9)

(1)

Der Regelung in Abs. 2 gleichgestellt gilt auch, wenn die Férderungswerberin und / oder der Férde-
rungswerber rechtmaRig seit zumindest fiinf Jahren Einkilinfte bezogen hat, die der Einkommensteuer
in Osterreich unterliegen.

Ist die Forderungswerberin oder der Forderungswerber nicht Eigentlimerin oder Eigentimer, so hat
sie oder er die Zustimmung der Eigentlimerin oder des Eigentlimers und der Vermieterin oder des
Vermieters nachzuweisen. Miteigentum ist nicht erforderlich.

Die Férderungswerberin und/oder der Férderungswerber muss sich verpflichten im geférderten Ob-
jekt den standigen Hauptwohnsitz zu begriinden. Ebenso ist der Hauptwohnsitz von nahestehenden
Personen im geférderten Objekt nachzuweisen. Die Begriindung des Hauptwohnsitzes hat langstens 6
Monate nach Fertigstellung der SanierungsmaBnahmen zu erfolgen.

Die Férderungswerberin und / oder der Férderungswerber darf nicht Allein- oder Gberwiegender Mit-
eigentiimer eines aus weiteren Bundes- oder Landesmittel geférderten Objekts sein.

Die Férderungswerberin und / oder der Férderungswerber darf nicht Allein- oder Uberwiegender Mit-
eigentlimer eines Eigenheimes, Reihenhauses oder einer Wohnung sein, deren Benitzungsbewilligung
oder Beniitzungsfreigabe weniger als 20 Jahre zurickliegt.

Natirlichen Personen darf eine Férderung nur gewahrt werden, wenn sie jedenfalls zum Zeitpunkt der
Erbringung des Ansuchens forderungswiirdige Personen sind.

Das geforderte Objekt darf nicht vermietet werden.

§5

Einkommen

Zum Zeitpunkt des Férderungsansuchens ist folgendes Einkommen nachzuweisen:

bei nicht zur Einkommensteuer veranlagten Personen die Einkiinfte aus nichtselbstandiger Arbeit gemal
§ 25 EStG 1988 in Hohe der Bruttobeziige des dem Ansuchen vorangegangenen Kalenderjahres, in be-
griindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei oder drei Kalenderjahre (It. Lohnzettel),
vermindert um die insgesamt einbehaltenen SV-Beitrage, Kammerumlage, Wohnbauférderung, um die
Werbungskosten, die freiwilligen Betrdage, um die Pendlerpauschale gem. § 16 Abs. 1 Z 6 EStG 1988 (un-
ter Beriicksichtigung des Pendlereuros gem. § 33 Abs.5 Z 4 EStG 1988), um die sonstigen Bezlige gemaR
§ 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, um die Freibetrage gemaR §§ 35 und 105 EStG 1988 sowie um die einbe-
haltene Lohnsteuer. Die einbehaltene Lohnsteuer vermindert sich um einen Erstattungsbetrag aus einer
Arbeitnehmerinnen- oder Arbeitnehmerveranlagung

bei zur Einkommensteuer veranlagten Personen das Einkommen laut Einkommensteuerbescheid des
letztveranlagten Kalenderjahres, in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei
oder drei Kalenderjahre, vermehrt um die steuerfreien Einkiinfte und um die abgezogenen Betrage
nach §§ 10, 18, 24 Abs. 4, 27 Abs. 3, 31 Abs. 3, 34 und 41 Abs. 3 EStG 1988 sowie vermindert um die
festgesetzte Einkommensteuer. Soweit im Einkommen Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit ent-
halten sind, sind die Einkilinfte aus nichtselbststandiger Arbeit um die Beziige gemaR §§ 67 und 68 EStG
1988 (laut Lohnzettel), ausgenommen die Bezlige gemaR § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, zu erhdhen.
Negativeinkommen und negative Einkiinfte aus der steuerschonenden Veranlagung und sich daraus
ergebende Verlustvortrage werden nicht einkommensmindernd beriicksichtigt;

bei pauschalierten Land- und Forstwirtinnen oder Land- und Forstwirten 40 % des zuletzt festgestell-
ten Einheitswertes;
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(2)

(3)

(4)

(1)

Weiters zahlen zum Einkommen:

e  eine gerichtlich oder vertraglich festgesetzte, in Geld bezogene Unterhaltsleistung; unter gleichen
Voraussetzungen ist eine solche Unterhaltsleistung beim Zahlungspflichtigen einkommensmin-
dernd zu beriicksichtigen. In besonders berticksichtigungswirdigen Fallen kann von einer Heran-
ziehung der Unterhaltsleistung abgesehen werden;

e  Arbeitslosengeld und Notstandshilfe;

Krankengeld;

Wochen- und Kinderbetreuungsgeld;

Pensionsleistungen, ausgenommen Waisenpensionen;

Einkommen aus anderen Lindern als Osterreich;

ein angemessener Anteil sonstiger Einnahmen (z.B. Mindestsicherung);

e  Einkinfte aus Vermietung und Verpachtung von land- und forstwirtschaftlichen Flachen;

e  Einkinfte aus Vermietungen von Wohnungen und Eigenheimen.

Nicht als Einkommen gelten jedenfalls: Einkommen von volljahrigen Kindern bis zur Vollendung des
27. Lebensjahres, Familienbeihilfen, Kinderabsetzbetrage, Zuwendungen der Familienforderung des
Landes, Pflegegeld auf Grund des Bundes- oder eines Landespflegegesetzes und Waisenpensionen.
Leistungen aus dem Grund der Behinderung, Heilungskosten, Schmerzensgeld, Abfertigungen, Jubila-
umsgelder, einmalige Pramien, Belohnungen. Einkiinfte aus Studienbeihilfen, Ferialbeschaftigungen
und Einklinfte aus Praktika, die im Rahmen der schulischen Ausbildung oder des Studiums absolviert
werden, der im Rahmen eines Familienbonus gewahrte Betrag einer Steuergutschrift bzw. eines Ab-
setzbetrages, Alimentations-, oder Unterhaltszahlungen ab der Vollendung des 18. Lebensjahres des
Kindes, Lehrlingsentschadigungen oder diesen gleichzuhaltenden Einkinften auf Grund einer Ausbil-
dung oder sonstigen regelmaRigen Beschaftigung (auch im Rahmen des Zivil- oder Wehrdienstes), sind
dann zu beriicksichtigen, wenn die Bezieherin oder der Bezieher selbst Férderungswerberin oder For-
derungswerber ist.

Als Haushaltseinkommen gilt die Summe der Einkommen der Forderungswerberin und des Forde-
rungswerbers und der mit ihr oder ihm im geforderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfihrung oder Pflege beschaftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar Uber ein eigenes Einkom-
men verfligen, ihren Lebensmittelpunkt jedoch aufRerhalb des Haushaltes haben (Nebenwohnsitz) o-
der in absehbarer Zeit einen eigenen Haushalt griinden werden.

Bei der Prifung und Ermittlung des malRgebenden Einkommens konnen weitere Nachweise oder Er-
klarungen (insbesondere Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, mit Einlaufstempel des Finanzamtes
versehene Kopie der Einkommensteuererklarung samt Beilagen, Vorauszahlungsbescheid, Einheits-
wertbescheid) abverlangt werden und sind von der Forderungswerberin oder dem Forderungswerber
beizubringen.

§6
Einkommensgrenzen

Das hochstzuldssige Jahreseinkommen (Haushaltseinkommen) betragt bei einer HaushaltsgréRRe von

einer Person 38.000 Euro
zwei Personen 65.000 Euro
drei Personen 66.500 Euro
vier Personen 68.000 Euro
flinf Personen und mehr 70.000 Euro
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(2)

3)

(1)
(2)

Personen, deren Einkommen zum Zeitpunkt des Einbringens des Ansuchens das Mindesteinkommen
nicht erreichen bzw. Personen, die keine Einkommensnachweise erbringen kénnen, haben, um den-
noch in den Genuss einer Forderung zu gelangen, zusatzliche Sicherheiten (z.B. zusatzliche Sicherstel-
lung auf einem Ersatzgrundstiick, rechtsverbindliche Schuldbeitrittserklarungen von dritter Seite,
Biirgschaften) beizubringen. Als Ersatzgrundstiicke werden nur Grundstiicke in Osterreich akzeptiert,
deren Wert mindestens 50% der moglichen Férderung entspricht (Erhebung des dzt. ortstiblichen
Quadratmeterpreises). Birgschaften kdnnen nur von Osterreichischen Staatsbirgerinnen und 6ster-
reichischen Staatsbiirgern ilbernommen werden.

Das erforderliche monatliche Mindesteinkommen hat zu betragen bei einer HaushaltsgrofRe von

einer Person 870 Euro
zwei Personen 1.200 Euro
drei Personen 1.350 Euro
vier Personen und mehr 1.500 Euro
§7

Finanzierung des Bauvorhabens

Die Finanzierung des Bauvorhabens muss gesichert sein.

Die Finanzierung der Gesamtsanierungskosten ist der Forderstelle nachzuweisen, wobei zumindest
10% der Gesamtsanierungskosten aus Eigenmittel aufzubringen sind und maximal 10% als Eigenleis-
tung erbracht werden kénnen.

§8

Energieausweis

Bei jeder Sanierung ist ein Energieausweis vor Sanierung (Bestand) und ein Energieausweis auf Basis der
beantragten Sanierungsmafinahmen (Planung) zu erstellen. Diese Energieausweise sind nicht erforderlich,
wenn die geplanten Sanierungsmafinahmen nicht die thermische Gebaudehiille betreffen oder lediglich ge-
ringe thermische Sanierungen (z.B. ein Fenster) durchgefiihrt werden. U-Werte, Materialien und die Bauteil-
flachen des sanierten Bauteils sind in diesem Fall mit den Angeboten und Rechnungen zu belegen.

(1)

(2)

§9
Energiekennzahlen

Die energiebezogenen Mindestanforderungen (HWBRef, RK zul , EEBRk, zul bzw. fGEE, RK,zul) gemal
den Bestimmungen der OIB-Richtlinie 6, Energieeinsparung und Warmeschutz, Ausgabe April 2019
sind einzuhalten. Der Nachweis der Anforderung an Energiekennzahlen kann wahlweise entweder
Uber den Heizwarmebedarf oder Gber den Gesamtenergieeffizienz- Faktor geflihrt werden. In begriin-
deten Fallen (z.B. historische oder denkmalgeschitzte Gebaude) kann von der Einhaltung der Anfor-
derung an die Energiekennzahlen Abstand genommen werden.

Die Forderung kann nur gewahrt werden, wenn nachstehend angefiihrte warmetechnische Mindest-
anforderungen erfillt werden. Bei der Ermittlung der erforderlichen Raumwarme-Energiekennzahl
sind die einer Heizgradtagzahl von 3.400 (K.d/a) entsprechenden Monatsmitteltemperaturen heran-
zuziehen. Bei der Berechnung der solaren Warmegewinne die entsprechenden Monatswerte der so-
laren Energieeinstrahlung. Bezlglich des A/V-Verhaltnisses ist zwischen den Werten linear zu interpo-
lieren.
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Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fiir Wohngeb&ude (iber den Endenergiebedarf ge-
fihrt, gelten folgende Hochstwerte:

HWB Ref, RK zul 17 x (1+2,9/Ic)
in [kWh/m?2a]

EEB RK,zul EEBWGsan,RK,zuI
in [kWh/m?a]

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fir Wohngeb&ude Gber den Gesamtenergieeffizienz-
Faktor gefiihrt, gelten folgende Hochstwerte:

HWB Ref, RK zul 25 x (1 +2,5/|C)
in [kWh/m?a]

fGEE,RK,zuI

0,95

§10
Hocheffiziente alternative Systeme

Folgende Heizungs- und Warmwasserbereitungssysteme gelten als hocheffiziente alternative Systeme:

a) Dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus erneuerbaren Quellen
wobei Heizungssysteme auf Basis emissionsarmer, biogener Brennstoffe nach Moglichkeit mit So-
laranlagen (thermisch oder Photovoltaik) zu kombinieren sind;

b) Fern-/Nahwérme oder Fern-/Nahkélte mit einem Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen von
zumindest 80 v.H.;

c) Fern-/Nahwdrme oder Fern-/Nahkilte aus hocheffizienten Kraft-Warme-Kopplungsanlagen im
Sinne der Richtlinie 2004/8/EG Uber die Férderung einer am Nutzwarmebedarf orientierten Kraft-
Warme-Kopplung im Energiebinnenmarkt, ABI. Nr. L 52 vom 21.2.2004 S. 50, sowie sonstige Ab-
warme, die andernfalls ungenutzt bleibt;

d) Warmepumpen, die nach den EU-Umweltzeichenkriterien gemaR Richtlinie 2014/314/EU zertifiziert
sind (EU Ecolabel) bzw. vollinhaltlich den in dieser Richtlinie festgelegten Mindestanforderungen
entsprechen, soweit die Vorlauftemperatur des Warmeabgabesystems (Wand-/FuBbodenheizung)
maximal 40°C betragt wobei Warmepumpen nach Moglichkeit mit Solaranlagen (thermisch oder
Photovoltaik) zu kombinieren sind;

e) Andere Technologien und Energieversorgungssysteme, soweit diese im Vergleich zu den in lit. b, ¢
bzw. d angefiihrten Systemen zu geringeren Treibhausgasemissionen fiihren.

I1l. Férderbare SanierungsmafBnahmen

§11
SanierungsmafBnahmen

(1)  Eine Forderung wird insbesondere fiir folgende SanierungsmalRnahmen gewdahrt:
a) Erhaltung des Daches (Dachdeckung, Spenglerarbeiten, erforderliche Zimmermannsarbeiten);

b) Einbau einer Sanitdrausstattung (Bad, Toilette, Dusche) sowie der Elektroinstallationen;
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(2)

(3)

c) MaBBnahmen zur Erhéhung des Schall, Warme- und Feuchtigkeitsschutzes von Fenstern,
AuRentiiren, AuBenwéanden, Déachern, Kellerdecken, Decken (ber Durchfahrten oder oberste
Geschossdecken;

d) MalRnahmen zur Verminderung des Energieverlustes, des Energieverbrauches und des Schadstoff-
ausstolSes von Heizungen und von Warmwasseraufbereitungsanlagen, der Einbau von energiespa-
renden Heizungen sowie die Errichtung und Sanierung von Kaminen;

e) MaBBnahmen zur Erhaltung des Geb&udes, wie z.B. die Instandsetzung der Fassaden, Auswechseln
von Geschossdecken;

f) Der Anschluss an Fernwarmeanlagen;
g) Umweltfreundliche MalRnahmen;

h) Die Vereinigung, die Trennung oder die VergréRerung von Wohnraum sowie die Anderung von sons-
tigen nicht fir Wohnzwecke genutzte Flachen in Wohnraum;

i) Die Anderung der Grundrissgestaltung innerhalb einer Wohnung, jedoch nur in Verbindung mit an-
deren geforderten Arbeiten;

j) FuBboden sowie Bad- und WC-Verfliesung, wenn diese aufgrund der Erneuerung der
Sanitarinstallation bzw. eines wassergefiihrten Heizungsverteilungssystems erforderlich werden;

k) Behebung von Warmebricken, welche im Energieausweis nicht abgebildet sind (z.B. Dammung von
Rollladenkasten, Unterzligen, Lichtkuppeln und sonstige Dachaufbauten, Tiiren gegen Kaltrdume,
Dachboden);

[) Die Fertigstellung eines nicht geférderten Rohbaues unter Dach;

m) MaBnahmen, die den besonderen Wohnbediirfnissen von behinderten oder gebrechlichen Men-
schen dienen;

n) Passive MaRBnahmen zur Vermeidung von sommerlicher Uberwarmung (auRenliegende, bewegliche
Sonnenschutzeinrichtungen).

Jedenfalls nicht férderbar sind

a) Samtliche Verbauten, Schranke, Kasten, Handtuchhalter, Spiegel, Seifenschalen etc.;

b) Beleuchtungskorper;

c) Offene Kamine;

d) Ol- und Gasheizungssysteme auRer sie sind als behindertengerechte MaRnahme erforderlich;
e) Tausch einer bestehenden Heizungsanlage auf Elektroheizung;

f) Festbrennstoffkessel (Allesbrenner);

g) Investitionskosten fur Kiihlanlagen, die nicht ausschlieRlich mit erneuerbarer Energie oder mit Fern-
kalte aus Abwarme betrieben werden.

Gefordert werden nur jene SanierungsmaBnahmen, die die férderbare Nutzflache betreffen. Sanie-
rungsmalnahmen im AuRenbereich (Zaun, Garten, Garage, etc.) und Eigenleistungen kénnen nicht
gefordert werden.
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

§12
Einzelbauteilsanierung

Gefordert werden MaRnahmen gemaR § 11 fiir Sanierungen zum Zweck der allgemeinen Verbesserung
von Wohn- und Gebdudestandards an oder in Eigenheimen, die keinen unmittelbaren Einfluss auf den
Energieverbrauch des Gebaudes haben.

Fiir die Forderung von Sanierungen eines Gebdudeteiles sowie der Erneuerungen eines Bauteiles an
der thermischen Gebdudehiille sind folgende Warmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) einzuhalten:

Fenster bei Tausch des ganzen Elements (Rahmen und Glas) 1,05 W/m2K
Fenster bei Tausch nur des Glases 0,90 W/m?3K
Dammung AuBenwand 0,25 W/m?2K
Dammung Oberste GeschoBRdecke, Dach (Dachdammung) 0,15 W/m?3K
Kellerdecke, FuRboden gegen Erdreich 0,30 W/m?3K

Die in der Tabelle angefiihrten MaBnahmen werden nur geférdert, wenn der gesamte Bauteil saniert
wird. Eine Forderung fiir noch nicht zur Ganze sanierte Bauteile ist nur dann moglich, wenn sicherge-
stellt ist, dass nach Durchflihrung der Sanierungsarbeiten der gesamte Bauteil den oben angefiihrten
U-Werten entspricht.

In begriindeten Fallen (historische oder denkmalgeschiitzte Gebaude) kann von der Einhaltung der U-
Werte Abstand genommen werden. Ein begriindeter Fall liegt dann vor, wenn die Einhaltung dieser
Mindestanforderungen an den Warmeschutz technisch oder funktionell nicht realisierbar ist.

Fur die Dammung der AuRenwande ist ein Renovierungsausweis (vom Bestand zum Zeitpunkt der An-
tragstellung), der einen langfristigen Fahrplan fir die schrittweise Renovierung des Gebdudes auf
Grundlage von Qualitatskriterien enthalt, in dem relevante MaRnahmen und Renovierungen zur Ver-
besserung der Energieeffizienz beschrieben werden, die zur Erfillung der Anforderungen an die gro-
Rere Renovierung flihren, berechnet nach den Bestimmungen der OIB-Richtlinie 6, Energieeinsparung
und Warmeschutz, Ausgabe April 2019, erforderlich.

Die oben angefiihrten U-Werte werden im Regelfall erreicht, wenn fir AuBenwande eine Ddmmung
von 14 cm, fir die oberste GescholRdecke eine Dammung von 24 cm und fiir die unterste GescholRde-
cke eine Dammung von 10 cm vorgesehen wird.

§13
Einbau von Heizungssystemen mit fossilen Energietragern

Gefordert wird der Einsatz hocheffizienter alternativer Systeme bei Sanierung oder Austausch der Hei-
zungsanlagen bzw. des Warmebereitstellungssystems.

Abweichend vom Grundsatz des Einsatzes hocheffizienter alternativer Systeme stellt der Austausch
alter Heizungsanlagen oder Kessel auf Basis fossiler Brennstoffe gegen Erdgas-Brennwertsysteme eine
forderbare MalRnahme dar, wenn

a) eine Kombination mit einer Solaranlage zur Warmwasserbereitstellung (thermisch oder
Photovoltaik) erfolgt,

b) fiir Gebaude, die noch nicht thermisch saniert wurden, ein Energieausweis vorgelegt wird, der den
Anforderungen des Mindestmalles von Energie aus erneuerbaren Quellen laut OIB Richtlinie 6
Ausgabe Marz 2015 erfiillt,
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(3)

(1)

(2)

3)

(4)

(5)

c) keine Moglichkeit fur einen Anschluss an ein Fernwadrmenetz besteht (auf Basis erneuerbarer
Energie 80 v.H.) und

d) der Einsatz biogener Brennstoffe aus Griinden der Luftreinhaltung oder aufgrund mangelnder Zu-
lieferungs- und/oder Lagerungsmoglichkeiten nicht moglich ist.

Die Erfullung der Voraussetzungen ist von der Forderungswerberin oder dem Forderungswerber nach-
zuweisen. Sollte lagebedingt die Errichtung einer Solaranlage nicht moglich oder wirtschaftlich nicht
zumutbar sein, kann darauf verzichtet werden.

§14
Umfassende energetische Sanierung

Umfassende energetische Sanierungsmalinahmen sind zeitlich zusammenhangende Renovierungsar-
beiten an der Gebadudehille und/oder den haustechnischen Anlagen eines Gebiudes, soweit zumin-
dest drei der folgenden Teile der Gebaudehiille und haustechnischen Gewerke gemeinsam erneuert
oder zum Uberwiegenden Teil in Stand gesetzt werden: Fensterflichen, Dach oder oberste GeschoR-
decke, Fassadenflache, Kellerdecke, energetisch relevantes Haustechniksystem.

Als energetisch relevantes Haustechniksystem gelten: Solaranlage zur Warmwasserbereitung, Solar-
anlagen zur Heizungseinbindung, Photovoltaikanlage, Anschluss Fernwarme, Holzvergaserheizung mit
Pufferspeicher, Hackschnitzelheizung, Pelletsheizung, Heizungsanlage mit Biomasse, Warmepumpen-
heizung, Kontrollierte Wohnraumliftung.

Gefordert werden die Sanierungsmafnahmen nur unter der Voraussetzung, dass in dem zu sanieren-
den Objekt keine Heizungssysteme auf fossiler Basis (Kohle, Heizol) verwendet werden oder diese im
Rahmen der SanierungsmalRnahmen ausgetauscht werden.

Die energetischen Mindestanforderungen gemaR § 9 sind einzuhalten. Der Nachweis der Anforderung
an die Energiekennzahl kann wahlweise entweder {iber den Heizwarmebedarf oder iber den Gesam-
tenergieeffizienz-Faktor gefiihrt werden.

Werden bei der umfassenden energetischen Sanierung sonstige Verbesserungs- und Erhaltungsarbei-
ten durchgefiihrt, kdnnen diese bis max. 50% der anerkannten Kosten der umfassenden energetischen
Sanierung mitgeférdert werden.

§15
Energetische Sanierung (Deltaférderung)

Forderungen im Rahmen der energetischen Sanierung kdnnen gewahrt werden,

1.

wenn im Rahmen der umfassenden energetischen Sanierung die Zielwerte gemaR § 9 nicht erreicht
werden und der Heizwdarmebedarf des bestehenden Objektes nach Abschluss der durchgefiihrten
Sanierungsmafinahmen um mindestens 40% verbessert wird;

wenn weniger als drei Teile an der Geb&udehiille und/oder am energetisch relevanten Haustechnik-
system hergestellt oder saniert werden und der Heizwarmebedarf des bestehenden Objektes nach
Abschluss der durchgefiihrten SanierungsmaRnahmen um mindestens 40% verbessert wird;

bei Fertigstellung eines nicht geférderten Rohbaues unter Dach, wobei der nicht geférderte Rohbau
vor zumindest funf Jahren errichtet wurde und keine Fenster, Fassade oder haustechnischen Anlagen
aufweist, oder
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(1)

(2)
3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(1)

(2)

(1)

bei Schaffung von Wohnraum durch Zu-, Um-, Aus- oder Aufbau in bestehenden Gebauden (z.B. in das
Dachgeschoss, angrenzende Wirtschaftsgebdude, in Garagen, Biro- oder Geschaftsgebdude). Der
Zubau einer kompletten Wohneinheit ist im Rahmen dieser Richtlinie nicht forderbar.

Bei den MaRnahmen in Ziffer 3 und 4 sind die Warmedurchgangskoeffizienten (U-Werte)
gemal § 12 Abs. 2 einzuhalten.

§16
Behindertengerechte Anpassung des Wohnraumes

Wird bei der Sanierung des férderungswiirdigen Objektes auf die besonderen Wohnbediirfnisse und
Erfordernisse von Menschen mit Behinderung oder gebrechliche Menschen Bedacht genommen, wer-
den diese MaRnahmen im AusmaR der anfallenden Kosten, jedoch bis max. EUR 30.000 geférdert.

Darunter fallen insbesondere im AuRRenbereich die barrierefreie ErschlieRung zum Hauseingang.

Zu den férderbaren MalRnahmen innerhalb der Wohnung zéhlen u.a. die Tir mit einer Breite von mehr
als 90 cm und die Tir zum Sanitarraum (Bad, WC) mit mind. 80 cm lichte Breite. Wohn-, Schlaf- und
Essraume missen barrierefrei erreichbar sein und eine ausreichende Bewegungsflache aufweisen.

Gefordert wird der barrierefreie Umbau der Sanitarraume, wobei insbesondere zu beachten ist, dass
die Tiiren eine Durchgangsbreite von mindestens 80 cm aufweisen, der Sanitarraum einen unverbau-
ten Wendekreis von 150 cm Durchmesser aufweist, unterfahrbare Waschbecken installiert werden
und bodengleiche Duschen ohne Schwellen eingebaut werden. Aufgrund baulicher Gegebenheiten
kdnnen Zugestandnisse gemacht werden.

Gefordert werden Treppenlifte, Einbau von Aufziigen oder sonstige erforderliche MaRnahmen, die
zum Abbau von Barrieren dienen und ein behindertengerechtes Wohnen ermdglichen.

Die Forderung fir die behindertengerechte Anpassung des Wohnraumes kann unabhangig vom Alter
des Objektes sowie von ev. bereits bestehenden Wohnbaudarlehen beantragt werden.

Der Nachweis hat durch Vorlage von saldierten Rechnungen zu erfolgen.

§17
Sanierungskonzept

Werden die maximalen U-Wert-Anforderungen gemaf® § 12 Abs. 2 nicht eingehalten, ist ein Sanie-
rungskonzept vorzulegen, welches etappenweise umzusetzen ist. Bei vollstandiger Umsetzung des Sa-
nierungskonzeptes sind die Anforderungen des § 9 zu erreichen.

Ein Sanierungskonzept umfasst alle erforderlichen Erhebungen, Plane, Bestandsaufnahmen und Ener-
gieausweis samt Empfehlung von MaRnahmen, welche die Erreichung zumindest der energetischen
Anforderungen vorsieht.

IV. Berechnung der Férderh6he

§18
Forderhohe

Fir SanierungsmaBnahmen kann vom Land fir férderungswiirdige Objekte im Sinne dieser Richtlinie
ein Forderungsdarlehen gewahrt werden. Die Forderhohe errechnet sich aus den durch die Sanierung
erwachsenden Gesamtsanierungskosten, wobei das HochstausmaR abhangig von den durchgefiihrten
Sanierungsmalinahmen und anerkannten Sanierungskosten ist:
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(2)

3)

bei der Einzelbauteilsanierung sowie beim Einbau fossiler Haustechnikanlagen 30 % der anerkannten
Sanierungskosten, max. EUR 30.000,

bei der energetischen Sanierung (Deltaférderung) 50 % der anerkannten Sanierungskosten, max.
45.000 Euro und

bei der umfassenden energetischen Sanierung

a) 60 % der anerkannten Sanierungskosten, max. 60.000 Euro bei Erreichen der erforderlichen Ener-
giekennzahl,

b) 70 % der anerkannten Sanierungskosten, max. 70.000 Euro bei Unterschreitung der erforderlichen
Energiekennzahl um 25 %,

¢) 80 % der anerkannten Sanierungskosten, max. 80.000 Euro bei Unterschreitung der erforderlichen
Energiekennzahl um 50 %.

Wenn aufgrund der historischen Bausubstanz Mehrkosten bei der Sanierung entstehen so kann
unabhangig vom HochstausmaB der anerkannten Sanierungskosten ein Zuschlag von 25 % der
gewahrten Basisforderung zur ermittelten Darlehenssumme gemalR Abs. 1 gewahrt werden.

Malnahmen fiir die behindertengerechte Anpassung des Wohnraumes werden unabhangig vom Alter
des zu férdernden Objektes im Ausmald von 100 % der anrechenbaren Sanierungskosten, jedoch bis
zum maximalen Hochstbetrag gefordert.

§ 18a Okokennzahl

Die auf Grundlage von § 11 unter Beriicksichtigung des Haushaltseinkommens und der Wohnnutzfla-
che sowie der Energiekennzahl berechnete Hohe des Basisdarlehns der Wohnbauférderung wird unter
Heranziehung des Anpassungsfaktors fiir die Okokennzahl nach nachstehender Tabelle angepasst.

Okokennzahl (OI3 ger 3 - Wert) Anpassungsfaktor
>120 0,9
120 -100 1
99 - 80 1,1
79 - 60 1,2
59 - 40 1,3
<40 1,4

§ 18b Bonusbetrage

Zusatzlich zu den Forderbetrdagen nach §§ 18 und 18a gibt es folgende Bonusbetrage als Steigerungsbetrage
zu den Sanierungsdarlehen:

1.

Erfolgt ein nach dieser Richtlinie forderbare Sanierung in einer Gemeinde die im Beobachtungszeit-
raum der letzten 5 Jahre fir die Werte gemaR Statistik Austria vorliegen (2013 -2018) einen Bevolke-
rungsriickgang von 2,00 bis 4,99% vorliegen wird ein Bonusbetrag zum Darlehn von 7.500 Euro ge-
wahrt. Betragt der Bevolkerungsriickgang im Beobachtungszeitraum > 5,00 % so wird ein Bonusbetrag
zum Darlehn von 15.000 Euro gewahrt.

Erfolgt eine Dachbegriinung nach ONORM L1131 werden folgende Bonusbetrédge zum Darlehen ge-
wahrt:

Extensive Dachbegriinung 3.000 Euro
Intensive Dachbegriinung 4.000 Euro
888
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Erfolgt eine vertikale AuRenbegriinung der Fassade gemaR ONORM L 1136 so wird ein Bonusbetrag
zum Darlehen in Hohe von 5.000 Euro gewahrt.

V. Darlehenskonditionen

§19
Grundbiicherliche Sicherstellung

Das zugesicherte Forderungsdarlehen ist im Grundbuch erstrangig sicherzustellen, wobei im Eigen-
heimbereich das Pfandrecht immer auf der gesamten Einlagezahl einzutragen ist. Eine Sicherstellung
auf einzelnen Anteilen ist im Eigenheimbereich nicht méglich. Wurde das zu fordernde Objekt (Woh-
nung) urspringlich als Gesamtwohnhausanlage (dh im mehrgeschossigen Wohnungsbau) geplant, er-
richtet und/oder geférdert so ist eine Sicherstellung auch auf den entsprechenden Anteilen moglich.

Ist die sofortige Einverleibung des Pfandrechts nicht méglich oder zweckmaRig, kann vom Land eine
Treuhanderklarung gemaR den Bestimmungen des § 8 Abs. 2 Bgld. WFG 2018 angenommen werden.

Wurde eine Férderung zugesichert und grundbiicherlich sichergestellt, so ist auf der Liegenschaft im
Rang vor Belastungen fiir andere Glaubiger fir das Land Burgenland ein VerduRerungsverbot zuguns-
ten des Landes einzuverleiben.

Ist das VerduRerungsverbot einverleibt, kann das Eigentum (Baurecht) an der Liegenschaft durch
Rechtsgeschafte unter Lebenden nur mit schriftlicher Zustimmung des Landes {ibertragen werden.

§20
Vorrangeinrdumung

Die Zustimmung des Landes zur ausnahmsweisen vorrangigen grundbiicherlichen Sicherstellung ge-
maRk § 19 fiir ein Wohnrecht, Ausgedinge, Fruchtgenussrecht, Vorkaufsrecht oder Baurecht darf nur
dann erteilt werden, wenn weiterhin die ausreichende Besicherung des Forderungsdarlehens gewahr-
leistet ist.

Von der grundsatzlich erforderlichen erstrangigen grundbiicherlichen Sicherstellung von Wohnbau-
darlehen kann bei grundbiicherlich sichergestellten Wohnrechten von zumindest 80-jahrigen Angeho-
rigen Abstand genommen werden. Bei Vorliegen besonders berlicksichtigungswirdiger Griinde (z.B.
Demenzerkrankung) ist unabhangig vom Alter eine nachrangige Sicherstellung moglich.

§21
Loschung

Das Land hat die Einwilligung zur Loschung des Pfandrechtes und etwaiger weiterer Eigentumsbeschrankun-
gen (insbesondere eines Belastungs- oder VerauBerungsverbotes) zu erteilen, wenn das Forderungsdarlehen
zur Ganze zurlickbezahlt worden ist. Die Ausstellung einer Loschungserklarung vor Darlehenstilgung ist bei
Vorliegen einer Treuhanderkldarung einer offentlichen Notarin oder eines 6ffentlichen Notars oder einer
Rechtsanwaltin oder eines Rechtsanwaltes moglich. Eine SchlieBungsdifferenz von + € 15 bis - € 15 im Zuge der
finalen Darlehnsriickzahlung und KontoschlieBung ist unbeachtlich. Es erfolgt diesbezliglich keine Riickzahlung
bzw. Nachforderung.

(1)

§22
Tilgungsplan

In den Tilgungsplanen sind die Darlehensbedingungen festzulegen, wobei eine Darlehenslaufzeit von
30 Jahren, eine halbjahrlich dekursive Verzinsung von 0,9% pro Jahr vom 1. bis zum 30. Jahr vorzuse-

889

Landesamtsblatt 52. Stlick vom 30. Dezember 2021



(2)
(3)
(4)

(5)

(6)

(7)

hen ist. Die Zinsberechnung erfolgt kalenderm&Rig/360 Tage jeweils vom aushaftenden Darlehenska-
pital. Die halbjadhrlich dekursiv zu leistenden Annuitatszahlungen kann zwischen folgenden Varianten
gewahlt werden. Die halbjahrlich dekursiv zu leistenden Annuitatszahlungen betragen fiir die 1. bis 60.
Halbjahresrate des Tilgungszeitraumes 1,91% des Darlehensbetrages, wobei die Annuitdtsberechnung
jeweils vom Darlehensnominale erfolgt.

Die Aussetzung der Annuitat auf bestimmte Zeit ist gemaR § 17 Abs. 3 Bgld. WFG 2018 moglich.
Die Verzinsung beginnt mit der ersten Auszahlung des Darlehensbetrages oder Darlehensteilbetrages.

Die Tilgung beginnt am Monatsersten, welcher der Endzuzahlung folgt, erstmalig sechs Monate ab
Auszahlung. Teilrickzahlungen sind ab dem der Auszahlung nachfolgenden Monatsersten moglich.

Bei Nichteinhaltung der in Abs. 4 genannten Tilgungstermine sind die in der Zusicherung festgelegten
Verzugszinsen zu verrechnen. In begriindeten Fallen kénnen auf Antrag der oder des Zahlungspflichti-
gen die Fristen verlangert werden. In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen kann fir die Zeit
der Stundung oder Teilzahlung die Vorschreibung von Verzugszinsen entfallen.

In besonders begriindeten Fillen (z.B. wirtschaftliche, gesundheitliche, familidre Griinde) kénnen auf
Antrag Verlangerungen der Darlehenslaufzeit gewahrt werden.

Die Bestimmungen des § 17 Bgld. WFG 2018 sind anzuwenden.

§23
Einhebung Verwaltungskostenbeitrage

Im Rahmen der Forderungsabwicklung kénnen Gebiihren und Spesen dem Darlehenskonto angelastet wer-
den (z.B. Portospesen, Mahngebiihren, Falligstellungsgebiihren, etc.). Ebenso werden Kosten und Spesen an-
derer Banken, die durch das Verschulden der Férderungswerberin oder des Forderungswerbers verursacht
werden, dem Darlehenskonto angerechnet.

(1)

(2)

(3)

VI. Forderungsverfahren

§24
Antragstellung

Ansuchen um Gewahrung einer Férderung sind entsprechend des § 5 Abs. 1 Bgld. WFG 2018 beim Amt
der Burgenlandischen Landesregierung, Abteilung 9 - Hauptreferat Wohnbauférderung per Email an
post.a9-wbf@bgld.gv.at einzubringen und die aus den Formblattern zu den jeweiligen Férderungsar-
ten ersichtlichen Unterlagen gescannt anzuschliefen. Ansuchen gelten erst dann als eingebracht,
wenn jedenfalls alle zur Beurteilung und technischen Uberpriifung erforderlichen Unterlagen (Abs. 5
und 6) angeschlossen sind. Ansuchen kénnen auch auf elektronischem Weg direkt beim Amt der Bur-
genlandischen Landesregierung erfasst bzw. durch das zustiandige Gemeindeamt libermittelt werden.

Ansuchen um Gewadhrung einer Forderung kdnnen bis langstens 24 Monate ab Erteilung der Baube-
willigung bzw. Baufreigabe eingebracht werden. Es konnen nur Rechnungen anerkannt werden, deren
Ausstellungsdatum nicht langer als 12 Monate (rlickwirkend ab Einreichdatum) zuriickliegt. Rechnun-
gen, die nicht auf den Namen der Férderungswerberin oder des Forderungswerbers ausgestellt sind,
kdnnen nicht anerkannt werden.

Bei SanierungsmaBnahmen an zwei Wohneinheiten ist fiir jede Wohneinheit ein eigenes Ansuchen
einzubringen.
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Forderansuchen sind von den Ehegatten, den eingetragenen Partnerinnen oder Partnern oder den Le-
bensgefahrtinnen und Lebensgefdahrten gemeinsam einzubringen, wobei die Bestimmungen des § 5
Abs. 3 Bgld. WFG 2018 einzuhalten sind.

Dem Foérderansuchen sind alle zur Beurteilung des Forderantrages erforderlichen Unterlagen und
Formblatter in Kopie anzuschliefRen, insbesondere

. Baubewilligung, Baufreigabe

e  baubehordlich bewilligter Bauplan bzw. gemeindeamtlich bestatigter Bestandsplan und
Baubeschreibung

e Angaben Uber die persénlichen Verhaltnisse (Antragsformular)

e Einkommensnachweise der Antragstellenden sowie aller im gemeinsamen Haushalt lebenden
Personen (z.B. Lohnzettel, Einkommensteuerbescheid, Pensionsbezug, AMS-Bezugsbestatigung,
Leistungsanspruch aus der Krankenkasse, Bestadtigung Karenzgeld, Bestadtigung Notstandshilfe,
Studiennachweise, Nachweise Gber Unterhaltszahlungen, etc.)

e  Scheidungsurteil, Scheidungsvergleich

e  Bestadtigung der Gemeinde

e ,ZEUS“-Formblatt flr Energieausweis (Bestands- und Planungsenergieausweis) mit Eingangs-
vermerk der Baubehorde 1. Instanz;

e  Bestatigung der erreichten Warmedurchgangskoeffizienten bei warmetibertragenden Bauteilen
(U-Wert in W/m2K) nach Abschluss der SanierungsmaRnahmen

e  detaillierte Kostenvoranschldage oder saldierte Rechnung mit entsprechenden Zahlungsbelegen
von dazu befugten Gewerbebetrieben

e  Sanierungskonzept

Ein nach baurechtlichen Vorschriften erstellter Energieausweis ist in elektronischer Form vollstandig
in die online - Datenbank ZEUS Burgenland (www.bgld.energieausweise.net) fiir Energieausweise zu
Ubermitteln und im Foérderantrag die ZEUS-Projektnummer bekannt zu geben. Die Energieausweise
werden stichprobenartig lGberprift. Mogliche Beanstandungen sind zu berichtigen.

§25
Forderabwicklung / Férderpriifung

Die Forderantrage samt Beilagen werden auf Vollstandigkeit, Schliissigkeit und Forderungswirdigkeit
gemal den Bestimmungen des Bgld. WFG 2018 und dieser Richtlinie Gberpruft.

Werden vom Amt der Burgenlandischen Landesregierung zusatzliche oder fehlende Unterlagen ange-
fordert und diese nicht binnen der angegebenen Frist (langstens jedoch innerhalb von 6 Monaten ab
Einreichung) nachgereicht, gilt der Forderungsantrag als zurlickgezogen, sofern die Verzégerung im
alleinigen Einflussbereich der Forderungswerberin oder des Forderungswerbers liegt.

Der Foérderantrag kann von der Forderungswerberin und/oder dem Férderungswerber schriftlich zu-
rickgezogen werden.

Im Falle der Nichtgenehmigung des Férderungsdarlehens wird der Férderungswerberin und/oder dem
Forderungswerber eine kurze begriindete schriftliche Abweisung des Ansuchens libermittelt.

Werden von der Férderungswerberin und/oder dem Forderungswerber bei der Antragstellung unrich-
tige Angaben gemacht, wird das Férderansuchen abgewiesen.

891

Landesamtsblatt 52. Stlick vom 30. Dezember 2021


https://bgld.energieausweise.net/

(1)

(2)

(3)

o

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

§ 26
Zusicherung und Schuldschein

Im Falle der Erledigung im Sinne des Ansuchens ist der Férderungswerberin oder dem Férderungswer-
ber eine schriftliche Zusicherung gemaR § 5 Abs. 2 des Burgenlandischen Wohnbauférderungsgesetzes
2018 sowie ein Schuldschein (Darlehensvertrag) auszustellen. In der Zusicherung und im Schuldschein
(Darlehensvertrag) konnen Bedingungen und Auflagen vorgesehen werden, die der Sicherung und Ein-
haltung der Bestimmungen dieser Richtlinie und des diesem zugrundeliegenden Férderungszweckes
dienen.

Der in der Zusicherung genannte Darlehensbetrag ist ein vorlaufiger Maximalbetrag. Die Festlegung
der endgultigen Férderungshohe erfolgt auf Basis der Forderungsvoraussetzungen (z.B. tatsachliche
Bauausfiihrung).

Die Zusicherung hat insbesondere zu enthalten:

Finanzierungsplan;

Fertigstellungstermin des Bauvorhabens;

Zinsen, Darlehenslaufzeit und Darlehenskonditionen gemal § 22;

In der Zusicherung sind des Weiteren Bedingungen und Auflagen hinsichtlich der voriibergehenden
Einstellung der Forderungszahlungen festzulegen, wenn die Férderungswerberin oder der Férderungs-
werber ihre bzw. seine in der Zusicherung und im Darlehensvertrag vereinbarten Verpflichtungen
nicht erfillt oder einhalt.

§27
Auszahlungsmodalitaten

Das in einem Gesamtbetrag zugesicherte Férderungsdarlehen wird in Teilbetragen nach MaRgabe des
Baufortschrittes an die Férderungswerberin oder den Férderungswerber ausbezahlt. Die Anweisung
erfolgt erst nach Vorliegen des Original Schuldscheines, des Gerichtsbeschlusses liber die erstrangige
grundbiicherlicher Sicherstellung des Forderungsdarlehens.

Die zu fordernden Sanierungsmafnahmen sind durch Vorlage von saldierten Rechnungen von der For-
derungswerberin oder dem Férderungswerber nachzuweisen. Es werden nur Rechnungen anerkannt,
die von befugten Personen ausgestellt werden. Die ordnungsgemalle Ausfihrung der zu fordernden
SanierungsmaBnahmen ist von einer befugten Firma zu bestatigen.

Rechnungen sind so aufzuschliisseln und die Einzelpositionen so zu kennzeichnen, dass die Kosten den
SanierungsmaRnahmen zugeordnet werden kénnen.

Die Auszahlung der einzelnen Teilbetrdge des bewilligten Forderungsdarlehens kann davon abhéangig
gemacht werden, dass das durchgefiihrte Vorhaben an Ort und Stelle von einer oder einem Priiforgan
(§ 38) tiberpriift und die Ubereinstimmung der Ausfiihrung mit den genehmigten Unterlagen festge-
stellt wird.

Die Auszahlung des zugesicherten Férderungsbetrages erfolgt

a) AnteilsmaRig aufgrund der Vorlage von saldierten Rechnungen. Die MaBnahmen gemaR § 14 Abs.
5 kommen nach Abrechnung der durchgefiihrten energetischen Sanierungsmafnahmen zur Anwei-
sung.

b) 10 % bei Vorlage einer Bestatigung Uber die antragskonforme Durchfiihrung des Bauvorhabens
(Formblatt) und / oder Nachweis tiber die Erfiillung aller behordlichen Voraussetzungen fiir die Be-
nltzung des geférderten Objektes.
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Eine Kirzung des zugesicherten Darlehensbetrages im Zuge der Endabrechnung ist moglich, wenn die
der Zusicherung zugrundeliegenden Voraussetzungen geandert wurden.

VII. Weitere Férderungsbedingungen

§28
Nachweis iiber die Fertigstellung

Das Bauvorhaben ist innerhalb von drei Jahren ab Darlehenszusicherung fertig zu stellen. Eine Uber-
schreitung der Frist ist nur auf Antrag in begriindeten Ausnahmefillen (z.B. grobe finanzielle Probleme,
Krankheit) moglich.

Der Nachweis des Heizwarmebedarfs nach Durchfiihrung der SanierungsmaBnahmen ist mit dem
Formblatt , Technischer Nachweis” zu erbringen. Von der oder dem Sachverstandigen ist zu bestatigen,
dass die Ausfiihrung der SanierungsmalRinahmen mit dem HWB-Berechnungssatz Gibereinstimmt.

§29
Sonstige Forderungsbedingungen

Die Forderwerberin oder der Férderwerber ist verpflichtet, alle Ereignisse, die eine Abanderung ge-
genlber dem Forderungsantrag oder den vereinbarten Auflagen oder Bedingungen oder eine Riick-
forderung des Forderungsbetrages erfordern wiirden, dem Amt der Burgenlandischen Landesregie-
rung unverziglich bekannt zu geben.

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder Ver-
pfandung noch auf irgendeine Weise unter Lebenden verfligt werden. Dieser Anspruch kann auch
nicht von Dritten in Exekution gezogen werden.

Wird ein Antrag von getrenntlebenden Personen eingebracht und eine Scheidung ist nicht beabsich-
tigt, so ist jedenfalls der Nachweis Uiber die getrennten Wohnsitze sowie eine Erklarung (Formblatt),
die von beiden Ehepartnern unterzeichnet ist, vorzulegen.

Ist eine Scheidung beabsichtigt, ist vorerst der Nachweis Uber die eingereichte Scheidung vorzulegen.
Bei Vorliegen der Scheidungsurkunde (Scheidungsurteil) ist dieses der Forderstelle unverziiglich zu
Ubermitteln.

Wird im Zuge einer Uberpriifung festgestellt, dass ein Ehepartner nach Zusicherung des Férderungs-
darlehens den Hauptwohnsitz im geforderten Objekt begriindet hat und die Trennung somit aufgeho-
ben ist (s. Abs. 3), hat dieser dem aufrechten Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Erklarung
beizutreten, ansonsten das Darlehen gekiindigt wird.

Andern sich die im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen oder die Anzahl der Personen im Ver-
gleich zur Antragstellung (z.B. durch Heirat) haben diese jedenfalls den Hauptwohnsitz im geforderten
Objekt zu begriinden. Handelt es sich dabei um Ehepartner oder Ehepartnerinnen, eingetragene Part-
nerinnen oder Partner gemall EPG oder um eine Lebensgefahrtin oder einen Lebensgefahrten, so ha-
ben diese dem aufrechten Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Erklarung beizutreten, wenn
eine Eigentumsiibertragung von ihnen am geforderten Objekt Eigentum begriindet wurde. erfolgt.
Ebenso haben diese Personen im geférderten Objekt den Hauptwohnsitz zu begriinden. Auf die For-
derung besteht kein Rechtsanspruch.

Aufgrund begrenzter Budgetmittel kann bei Ausschopfen der Férderungsmittel vor Ende der Einreich-
frist die FérderungsmaBnahme und damit die Einreichmoglichkeit nach dieser Richtlinie vorzeitig be-
endet werden.
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Die Auszahlung der Férderung kann nur nach MaRgabe der budgetdren Mittel erfolgen. Aus budget-
bedingten Verzégerungen der Auszahlung kénnen keine Anspriiche abgeleitet werden.

Die Gewahrung eines Darlehens nach dieser Richtlinie schlieBt eine Forderung fiir den Ankauf von Ei-
genheimen, Wohnungen und Reihenhdusern nicht aus, wobei die maximale Forderhdhe in Kombina-
tion mit der Férderung von EinzelsanierungsmalRnahmen oder energetischen SanierungsmalRnahmen
50.000 Euro und in Kombination mit umfassenden Sanierungsmalnahmen 80.000 Euro nicht {iberstei-
gen darf.

Samtliche Eingaben haben digital per Email an die Adresse post.a9-wbf@bgld.gv.at oder
anbringen@bgld.gv.at zu erfolgen. Unterlagen sind digital zu Ubermitteln. Ist eine digitale
Ubermittlung nicht moglich kénnen in Ausnahmefillen Eingaben und Unterlagen (in Kopie) physisch
per Post libermittelt werden. Ubermittelte Unterlagen werden nicht riickiibermittelt und nach Ende
der Aufbewahrungsfrist vernichtet.

VIII. Kiindigungsbestimmungen

§30
Kiindigung

Im Darlehensvertrag sind die Bedingungen und Auflagen festzulegen. Unter Einhaltung einer Kiindi-
gungsfrist von mindestens sechs Monaten wird das zugesicherte Férderungsdarlehen gemal3 § 6 Bgld.
WFG 2018 gekiindigt, wenn die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner nach schriftlicher
Mahnung trotz Gewahrung einer angemessenen Frist

ohne Vorliegen wichtiger Griinde seinen Zahlungsverpflichtungen aus den Vertragen liber das Férde-
rungsdarlehen oder Uber sonstige zur Finanzierung des Bauvorhabens aufgenommenen Darlehen
nicht nachkommt, oder

ihre oder seine Verpflichtungen oder Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung oder des Schuld-
scheines (Darlehensvertrages) nicht erfillt, oder

das geforderte Objekt untergeht, oder

die Erhaltung des geférderten Wohnraumes unterlasst, oder

ohne Zustimmung des Landes den geforderten Wohnraum zur Ganze oder zum Teil in Raume anderer
Art umwandelt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt, am geférderten Wohnraum
erhebliche wertmindernde Anderungen vornimmt oder zul3sst, oder

bei Einverleibung eines VerauRerungsverbotes zugunsten des Landes das Eigentum am geforderten
Objekt ohne Zustimmung des Landes durch ein Rechtsgeschaft unter Lebenden Gbertragt, oder

die zur Benlitzung durch die Eigentiimerin oder den Eigentliimer bestimmte Wohnung weder von die-
ser oder diesem, noch von ihr oder ihm nahestehenden Personen zur Deckung des stdandigen, dringen-
den Wohnbedarfes verwendet wird, es sei denn, die Wohnungsinhaberin oder Wohnungsinhaber ist
wegen Krankheit oder Pflegebedirftigkeit, zu Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen
Griinden abwesend, oder

eine geforderte Wohnung ohne Zustimmung des Landes an Dritte weitergibt oder weitervermietet,
oder

eine forderungswiirdige oder eine ihr oder ihm nahestehende Person die Begriindung des Hauptwohn-
sitzes im geforderten Objekt nicht nachweist, oder

die Ehepartnerin oder der Ehepartner, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner ge-
maRk EPG oder die Lebensgefdhrten oder der Lebensgefahrte den geforderten Schuldbeitritt nicht vor-
legt, oder

mehrere geforderte Objekte besitzt, oder

ein geférdertes Eigenheim zur Ganze oder zum Teil vermietet, oder
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13. nichtinnerhalb von sechs Monaten nach Vorliegen aller gesetzlichen und vertraglichen Voraussetzungen
die zur Einverleibung des Eigentums erforderlichen Antrage stellt und die hierfiir notwendigen Urkunden
errichtet, oder

14. bei Rechtsnachfolge die fiir die Priifung der Moglichkeit der Darlehensiibernahme erforderlichen Un-
terlagen nicht vorlegt, oder

15. den geférderten Wohnraum nicht innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss der Sanierungsarbei-
ten oder nach Raumung durch die Vorbeniitzerin oder den Vorbenitzer in Benlitzung genommen hat.
Bei Vorliegen wichtiger Griinde ist eine Erstreckung der Frist moglich.

(2) Bei einem gekiindigten Darlehen kann der noch aushaftende Darlehensbetrag Gber gesonderten An-
trag und nach MaRgabe einer abzuschliefenden Ratenzahlungsvereinbarung zuriickgezahlt werden:

1. In bis zu 15 Halbjahresraten oder 90 Monatsraten aufgrund darzulegender wirtschaftlicher Notlage
oder

2. fir einen dartberhinausgehenden Zeitraum, wenn Uberdies gesundheitliche, soziale oder familidre
Griinde geltend gemacht werden.

(3) Eine Kindigung des Darlehens kann im Todesfall der Férderungswerberin oder des Férderungswerbers
aufgrund des Ansuchens der Erbinnen oder Erben in sozialen Hartefallen unterbleiben, sofern mit dem
freiwerdenden Objekt kein Gewinn erzielt wird oder dieses von einer nahestehenden Person weiterhin
benutzt wird.

§31
Falligstellung

(1) DasForderungsdarlehen kann ohne vorangegangene Kiindigung sofort fallig gestellt und riickgefordert
werden, wenn

1. hinsichtlich der verpfandeten Liegenschaft oder eines Teiles der Liegenschaft die Zwangs-verwaltung
oder die Zwangsversteigerung bewilligt wird, oder

2. Uber das Vermogen der Darlehensschuldnerin oder des Darlehensschuldners der Konkurs oder das
Ausgleichsverfahren eréffnet wird oder die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner die
Zahlung einstellt und schutzwiirdige Interessen von Wohnungsinhaberinnen bzw. Wohnungsinhabern
oder kiinftigen Wohnungsinhaberinnen bzw. Wohnungsinhabern durch die Falligstellung nicht gefahr-
det werden.

(2)  Forderungsdarlehen sind sofort fallig zu stellen und zuriickzufordern, wenn die Férderung aufgrund
unrichtiger Angaben erwirkt oder sonst wie erschlichen wurde.

§32
Widerruf

Vor Zuzahlung des Darlehensbetrages kann die Zusicherung widerrufen werden, wenn die Férderungswer-
berin oder der Férderungswerber nicht alle flir die Auszahlung vorgesehenen Bedingungen erfillt.

§33
Konkurs und Versteigerung

Wird eine gefoérderte Wohnung oder ein geférdertes Eigenheim im Rahmen einer (Zwangs-) Versteigerung
fir den Eigenbedarf iibernommen, kann unter den Voraussetzungen des § 34 das Forderungsdarlehen lber-
nommen werden, sofern der gesamte aushaftende Betrag im Meistbot Deckung findet. Diese Schuldiiber-
nahme muss in Abstimmung mit der Forderstelle im Rahmen der gerichtlichen Versteigerung angemeldet wer-
den.
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IX. Ubernahme von Férderungsdarlehen

§34
Ubernahme durch Schenkung oder Kauf

Die Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen von natiirlichen Personen zum aushaftenden Betrag ist
gemal § 7 Bgld. WFG 2018 mit Zustimmung des Landes moglich. Unter nachstehenden Bedingungen kann
natlirlichen Personen im Zuge einer Schenkung oder beim Kauf eines geférderten Eigenheimes die Zustimmung
ein Wohnbauférderungsdarlehen zu (ibernehmen erteilt werden:

1.

w

(1)

(2)

(3)

(4)

In die Bestimmungen der Zusicherung und des Darlehensvertrages ist im Falle einer Darlehensiber-
nahme vollinhaltlich einzutreten.

Alle fur die Priifung der Forderwiirdigkeit erforderlichen Unterlagen (z.B. Einkommensnachweise,
Nachweis Uber den dringenden Wohnbedarf, etc.) sind der Forderstelle in einer angemessenen Frist
vorzulegen.

Allenfalls bestehende Zahlungsriickstande miissen vor Vertragsdurchfiihrung beglichen sein.

Die Forderwirdigkeit der Ubernehmenden Personen muss gegeben sein. Die vorgeschriebenen Ein-
kommensgrenzen dirfen nicht iber- oder unterschritten werden und es muss der dringende Wohn-
bedarf gegeben sein. Die Bestimmungen der §§ 4,5 und 6 sind anzuwenden.

Ist bei Schenkungsvertragen zwischen nahestehenden Personen ein Wohnrecht der bisherigen Forde-
rungswerbenden vorgesehen, kann auf eine Uberpriifung der Férderwiirdigkeit bis zum Erldschen des
Wohnrechtes verzichtet werden. Die neuen Eigentiimer haben jedoch gegeniiber dem Land eine Ver-
pflichtungserklarung abzugeben, dass das Erldschen des Wohnrechts unverziiglich dem Land gemeldet
wird.

Auch wenn in den Schenkungsvertragen keine Schuldiibernahme vereinbart ist, hat die grundblicher-
liche Ubernehmerin und der grundbiicherliche Ubernehmer jedenfalls eine notariell beglaubigte
Schuldbeitrittserklarung zum Forderungsdarlehen abzugeben.

Bei Darlehenslibernahmen bei einer Ehescheidung (§ 98 EheG) verbleibt die oder der die Ehewohnung
verlassende Partnerin oder Partner zumindest Ausfallsbiirgin oder Ausfallsbiirge, sofern nicht einer
ganzlichen Haftungsentlassung seitens des Landes zugestimmt wird.

§35
Ubernahme durch Erbschaft

Im Falle einer Rechtsnachfolge aufgrund eines Todesfalles ist eine Ubernahme des Férderungsdarle-
hens gemaR den Bestimmungen des § 7 Bgld. WFG 2018 mdoglich. § 34 Zif 1 - 4 Bgld. WFG 2018 sind
sinngemal} anzuwenden.

Personen, die im Zuge von Verlassenschaftsverfahren Eigentiimer von geférderten Objekten werden
(und bisher nicht in den Darlehensvertragen aufgeschienen sind), wird eine Frist von zwei Jahren ab
Vorliegen eines rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsbeschluss eingerdaumt, um entweder das
geforderten Objekt an eine beglinstigte Person zu verkaufen oder das laufende Wohnbaudarlehen zu
tilgen, unabhangig davon ob fiir diese Personen ein laufendes Wohnbaudarlehen besteht.

Wahrend dieser Frist haben die Darlehensriickzahlungen vertragsgemaR zu erfolgen, diirfen mit dem
geforderten Objekt keine Gewinne erzielt werden und darf das geférderte Objekt nicht vermietet wer-
den. Werden diese Auflagen nicht eingehalten oder nach Ablauf der Frist das geférderte Objekt nicht
verkauft oder das Wohnbaudarlehen nicht getilgt wird, wird das Darlehen gekiindigt.

Bei Ubernahme des Wohnbaudarlehens sind innerhalb von sechs Monaten ab Abschluss des Verlas-
senschaftsverfahrens oder ab Vorliegen einer rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsurkunde
von den Erben und den mit ihnen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen alle Unterlagen vor-
zulegen, die fiir die Beurteilung der Férderwirdigkeit erforderlich sind.
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(5)

(6)

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

Die aufgrund der Erbantrittserklarung grundbiicherliche Eigentliimerin oder der grundbiicherliche Ei-
gentlimer des geforderten Objektes hat eine notariell beglaubigte Schuldbeitrittserklarung zum For-
derungsdarlehen zu (ibermitteln, sofern eine Ubernahme des Darlehens gewiinscht ist.

Sind laut Einantwortungsbeschluss mehrere Personen erbberechtigt, jedoch nur ein Erbe tGbernimmt
das Wohnbauférderungsdarlehen, ist ein Schuldbeitritt der restlichen Erben (Liegenschaftseigenti-
mer) nicht erforderlich.

§36
Entlassung aus der Haftung von Wohnbaudarlehen

Haftungsentlassungen im Zuge von Darlehensiibernahmen durch Schenkung oder Kauf sind grundsatz-
lich méglich. Im Falle der Zustimmung des Landes zur Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen
treten die Ubernehmenden zur Ginze in den laufenden Férderungsvertrag ein und ibernehmen die-
sen mit allen Rechten und Pflichten. Die bisherigen Férderungswerbenden gelten als aus der Haftung
zur Ganze entlassen.

Wenn im Zuge einer Ehescheidung der nach der zum Wohnbauférderdarlehn im Scheidungs- oder Auf-
teilungsverfahren getroffenen Entscheidung in der Haftung verbleibende Férderungswerbende wei-
terhin im geforderten Objekt den Hauptwohnsitz begriindet hat kann die geschiedene Ehegattin bzw.
der geschiedene Ehegatte aus der Haftung entlassen werden. Voraussetzung dafir ist, dass der aus
der Haftung zu Entlassende nicht mehr Eigentiimer des geforderten Objektes ist. Weiters diirfen keine
Zahlungsriickstande bestehen und muss die Riickzahlung des Wohnbauférderungsdarlehns aufgrund
der Einkommens- und Vermaogenssituation der in der Haftung verbleibenden Person gesichert sein.

Eine génzliche Haftungsentlassung kann frilhestens zwei Jahre nach Erlassung des Scheidungsbe-
schlusses bzw. bei Auflésung der Lebensgemeinschaft nach Vorliegen einer schriftlichen Erklarung be-
antragt werden.

Bei einer Scheidung nach § 55a EheG ist eine Haftungsentlassung nur dann méglich, wenn eine Ver-
einbarung hinsichtlich der Kreditverbindlichkeiten im Zuge des Aufteilungsverfahrens geschlossen
wurde.

Bei Auflosung der eingetragenen Partnerschaft oder Lebensgemeinschaft sind die Bestimmungen des
Abs. 2 bis 4 sinngemals anzuwenden.

Eine sofortige Haftungsentlassung ist nur durch Beibringen eines Bilirgen moglich.

X. Schlussbestimmungen

§37
Sonstige Bestimmungen

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist gemall dem Bgld. WFG 2018 ermachtigt, alle im Forde-
rungsantrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Férderung sowie bei allfalli-
gen Riickforderungen anfallenden, die Forderungswerbenden betreffenden personenbezogenen Da-
ten zu verarbeiten.

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist weiters befugt, Daten gemaR § 10 Abs. 1 Bgld. WFG 2018
im notwendigen Ausmal? zur Erfillung von Berichtspflichten, fiir Kontrollzwecke oder zur statistischen
Auswertung an Dritte, die zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, zu Gbermitteln.
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(3)

(1)

(2)

(3)

(4)

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Forderungsabwicklung die ermit-
telten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 - TDBG
2012 zu Ubermitteln und Daten, wenn sie zur Gewahrung, Einstellung oder Riickforderung des Darle-
hensbetrages erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank abzufragen.

§38
Duldungs- und Mitwirkungspflichten

Den Organen des Amtes der Landesregierung, im folgenden Priiforgane genannt, ist das Betreten des
Grundstickes, auf dem sich das geforderte Objekt befindet, zu gestatten.

Die Priforgane sind ermachtigt in Unterlagen, die fir die Priifung des zu férdernden Objektes als not-
wendig erachtet werden, Einsicht zu nehmen.

Die Priiforgane kénnen die zeitweilige Uberlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen verlangen
und haben in diesem Fall deren Aushandigung der beglinstigten Person(en) zu bestatigen.

Bei der Priifung hat eine geeignete und informierte Person anwesend zu sein, um Auskiinfte zu erteilen
und die erforderliche Unterstiitzung zu leisten.

§39
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit 1. Janner 2022 in Kraft.

Diese Richtlinie wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 (iber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der techni-
schen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft notifiziert.

Fiir die Landesregierung:
Der Landesrat:
Mag. Dorner

Zahl: A9/WBF.A2-10001-2-2021

438. Burgenlandisches Wohnbauforderungsgesetz 2018;
Richtlinie 2022 zur Férderung der Sanierung
von Gruppenwohnbauten, Reihenhdusern und Wohnungen
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X. Weitere Darlehensbedingungen

§ 39 Nachweis lber die Fertigstellung
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§ 42 Sonstige Férderungsbedingungen
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§ 45 Inkrafttreten

I. Aligemeines

§1
Forderziel

Ziel dieser Richtlinie ist die Sicherung von qualitativ hochwertigem und leistbarem Wohnraum unter Ber{ick-
sichtigung raumordnungspolitischer, klimarelevanter und 6kologischer Gesichtspunkte sowie sozialer, wirt-
schaftlicher und 6kologischer Nachhaltigkeit. Besonderes Augenmerk soll auf die Erreichung der Klimaschutz-
ziele, Energieeffizienz sowie den schonenden Umgang mit Ressourcen gelegt werden.

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

§2
Fordergegenstand

Im Rahmen dieser Richtlinie werden vom Land Burgenland nach MaRgabe der im jeweiligen Landes-
haushalt zur Verfligung stehenden Mittel die Sanierung von Gruppenwohnbauten, Reihenhdusern,
Wohnungen und Wohnheimen, deren Baubewilligung im Zeitpunkt des Einlangens des Ansuchens
mindestens 20 Jahre zurlickliegt, aufer es handelt sich um MaBnahmen, die den Bediirfnissen von
Menschen mit Behinderung und gebrechlichen Menschen dienen.

Weiters wird nach dieser Richtlinie der Einbau von Wohneinheiten in bereits bestehende, nicht fir
Wohnzwecke genlitzte Gebdude gefordert (Revitalisierungsforderung).

Gefordert werden kann weiters die Schaffung von Wohnraum durch Zu-, Auf-, Um- und Ausbau in
Gebdauden, die die Voraussetzungen gemaR Abs. 1 erfillen.

Die Forderung besteht in der Gewahrung eines Darlehens. Die Hohe des Forderungsdarlehens errech-
net sich aus einer Basisférderung je m? forderbarer Nutzfliche (Wohnnutzfliche), abhdngig von der
vorgelegten Energiekennzahl, und kann durch Bonusbetrage (Steigerungsbetrage) erhéht werden. Bo-
nusbetrage (Steigerungsbetrdge) ohne Zuerkennung einer Basisforderung konnen nicht gewahrt wer-
den, Nachférderungen sind moglich.

In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen, wie z.B. wirtschaftliche Schwierigkeiten, Katastro-
phenfallen, kann die Burgenlandische Landesregierung unter Beachtung der personlichen Verhaltnisse
im Sinne dieser Richtlinie ein angemessenes Darlehen von maximal 45.000 Euro gewdhren, wenn ein-
zelne Voraussetzungen fiir die Zuerkennung einer Férderung nach dieser Richtlinie nicht gegeben sind.
Bonusbetrage (Steigerungsbetrage) sind jedoch nicht moglich.

Auf die Gewahrung der Fordermittel besteht kein Rechtsanspruch.
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(7)

10.

11.

12.

Soweit es Bedarf und zur Verfligung stehende Férdermittel erforderlich machen, wird eine Reihung
der Férderungsantrdage nach dem Datum des Einlangens vorgenommen und kann die Férderungsmaf-
nahme und damit die Moglichkeit der Einreichung von Forderungsantragen nach dieser Richtlinie vor-
zeitig beendet werden.

§3
Begriffsbestimmungen

Reihenhduser: héchstens zweigeschossige, mit Keller dreigeschossige Wohnhduser mit mindestens
drei unabhéngig voneinander und nur von auflen begehbaren Wohnungen, die als Gesamtanlage ge-
plant, eingereicht und errichtet werden, wobei die Begriindung von Eigentum moglich sein muss;
Gruppenwohnbau: mindestens drei Eigenheime, die als Gesamtanlage geplant, eingereicht und in ge-
kuppelter oder in geschlossener Bauweise auf einem Grundstlick errichtet werden;

Wohnhaus: ein Gebdude, dessen Gesamtnutzfliche mindestens zur Halfte Wohnzwecken dient oder
nach Abschluss der Sanierungsarbeiten dienen wird und dessen Wohnungen den Voraussetzungen
gemaR Z 4 entsprechen;

Wohnung: eine zur ganzjdhrigen Benlitzung durch Menschen geeignete, baulich in sich abgeschlos-
sene Einheit, die mindestens aus Zimmer, Kiiche (Kochnische), WC und Bade- oder Duschgelegenheit
besteht und deren Ausstattung zeitgemalRen Wohnbediirfnissen entspricht. Die Wohnnutzflache muss
zumindest 35 m? betragen;

Gefordertes Objekt: ein Gebdaude oder eine Wohnung, welches oder welche mit Mitteln der Wohn-
bauférderung geférdert wird und zur Abdeckung des standigen, dringenden Wohnbedarfs der Férde-
rungswerberin oder des Forderungswerbers oder der Mieterin (Nutzungsberechtigte) oder des Mie-
ters (Nutzungsberechtigten) und ihr oder ihm nahestehender Personen dient und wofir das Forde-
rungsdarlehen noch nicht vollstandig zuriickgezahlt ist oder wofiir noch Annuitaten- oder Zinsenzu-
schisse geleistet werden;

Betreubares Wohnen: Die maximal férderbare Nutzfliche (Wohnnutzflache) darf eine festgelegte
GroRe nicht Gberschreiten. Ab 10 Wohneinheiten ist verpflichtend ein Gemeinschaftsraum (45 m?)
einzurichten.

Forderbare Nutzflache (Wohnnutzflache): die gesamte Bodenflache einer Wohnung einschlieBlich ei-
nes Winter-gartens abziglich der Wandstarken und der im Verlauf der Wande befindlichen Durchbre-
chungen (Ausnehmungen); Treppen, offene Balkone, Terrassen, Loggien, sowie fir berufliche Zwecke
spezifisch ausgestattete Rdume innerhalb einer Wohnung und Keller- und Dachbodenraume, welche
nicht fiir Wohnzwecke geeignet sind, sind bei der Berechnung der forderbaren Nutzflache (Wohnnutz-
flache) nicht zu bertcksichtigen (Ausnahme: bei Heimen);

Sanierungskosten einer Wohnung: der Anteil an den Gesamtsanierungskosten, der nach dem bei der
Endabrechnung angewendeten Berechnungsschliissel auf die Wohnung entfallt;
Gesamtsanierungskosten: die Summe jener Betrdge, die zur Sanierung des zu férdernden Objektes
aufgewendet werden;

Férderungswiirdige Personen: natiirliche Personen gemal} § 13 Bgld. WFG 2018, die sich verpflichten
am Ort des geforderten Objektes ihren Hauptwohnsitz zu begriinden und in deren Allein- oder Gber-
wiegendem Miteigentum sich auBer dem geforderten kein weiteres aus Mitteln der Wohnbauférde-
rung eines Bundeslandes gefordertes Objekt befindet und die die Férderkriterien der jeweiligen For-
derrichtlinien erfillen;

Nahestehende Personen: die Ehegattin oder der Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der ein-
getragene Partner gemall dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz - EPG, Verwandte in gerader Linie
einschlieBlich der Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder, Verwandte bis zum zweiten Grad der Seitenlinie
und Verschwagerte in gerader Linie und eine Person, die mit der Inhaberin (Mieterin) oder dem Inha-
ber (Mieter) des geférderten Objektes in einer in wirtschaftlicher Hinsicht gleich einer Ehe eingerich-
teten Haushaltsgemeinschaft lebt (Lebensgefahrtin, Lebensgefahrte) und deren eigene Kinder, Adop-
tiv- und Pflegekinder;

Nutzungsberechtigte: eine natiirliche Person, die aufgrund eines Nutzungsvertrages berechtigt ist,
eine Wohnung oder ein Reihenhaus zur Deckung des dringenden Wohnbedarfs zu nutzen.
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13.

14.

15.
16.
17.
18.
19.
20.

21.

22.

23.

24.

25.

(1)

(2)

Biirgin/Biirge: eine Gsterreichische Staatsbiirgerin oder ein Gsterreichischer Staatsbirger, die oder der
sich verpflichtet, als Blirge und Zahler fir den zugesicherten Darlehensbetrag zu haften.
Haushaltseinkommen: Die Summe der Einkommen (gemaR § 7) der Férderungswerberin und des For-
derungswerbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfiihrung oder Pflege beschéaftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar (iber ein eigenes Einkom-
men verfligen, ihren Lebensmittelpunkt jedoch aulRerhalb des Haushaltes haben oder in absehbarer
Zeit einen eigenen Haushalt griinden werden (Nebenwohnsitz).

Mietvertrag: auch der genossenschaftliche Nutzungsvertrag;

Mietwohnung: auch eine aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsvertrages benitzte Wohnung;
Mieterin oder Mieter: auch die oder der aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsvertrages Nut-
zungsberechtigte;

Mietzins: auch das aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsvertrages zu entrichtende Nut-
zungsentgelt.

Ausbau: Ausbau ist die Umgestaltung bisher nicht fir Wohnzwecke genutzter Flachen in Wohnraum
(Wohnnutzflache).

Aufbau: Aufbau ist die Erweiterung eines Objektes um ein ganzes Stockwerk oder die Anhebung des
Dachstuhls, um Wohnraum (Wohnnutzflache) zu schaffen.

Zubau: Zubau ist jede VergroRerung eines Gebaudes in der Hohe, Breite und Lange. Dazu bedarf es
jedenfalls einer Verbindung des bestehenden Gebdudes mit dem Zubau (z.B. durch eine Verbindungs-
tir), sodass der Eindruck eines Gesamtbauwerkes (bauliche Einheit) entsteht.

Energieausweis: Fir das zu fordernde Objekt ist ein Energieausweis vorzulegen, aus dem auch die
Okokennzahl (OI3BG1) nach Bilanzgrenze 1 hervorgeht. Der Energieausweis ist von qualifizierten und
befugten Personen auszustellen und in die Energieausweisdatenbank einzugeben und zu registrieren.
Die Bestimmungen des § 34a und b der Burgenldandischen Bauverordnung 2008 - Bgld. BauVO 2008
sind anzuwenden;

Energiekennzahl: Die Energiekennzahl (EKZ) ist der HWBRef, RK, zul gemaR OIB-Richtlinie 6 (Ausgabe
April 2019). Die Berechnung hat gemal OIB-Leitfaden , Energietechnisches Verhalten von Gebduden”
zu erfolgen. Der Nachweis der Anforderung an Energiekennzahlen kann wahlweise entweder Giber den
Endenergiebedarf (HWBRef, RK, zul) oder Gber den Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fGEE, RK, zul) ge-
flhrt werden;

Gesamtenergieeffizienz-Faktor: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor (fGEE, RK, zul) ist ein Mal fir die
Energieeffizienz des gesamten Gebaudes beziiglich Dammung, Heiz- und Haustechniksystem;
Okoindex Ol: Der Ol-Index bewertet die 6kologischen Belastungen von Rohstoffgewinnung bis zur
Herstellung eines fertigen Produktes. Im Wohnbau werden die thermische Gebaudehille (inkl. Kon-
struktion) und die Zwischendecken bewertet. Dies entspricht der Bilanzgrenze 1 gemaR IBO-Leitfaden
zur Berechnung von Okokennzahlen fiir Gebiude, Stand Mai 2018, Version 4.0.

Il. Forderungsvoraussetzungen

84
Férderungswerberin, Forderungswerber oder forderungswiirdige Personen

Forderungswerberin oder Férderungswerber kénnen gemals § 13 Bgld. WFG 2018 Gemeinden, juristi-
sche Personen im Eigentum von burgenlandischen Gebietskérperschaften und nach dem Wohnungs-
gemeinnitzigkeitsgesetz (WGG) anerkannte gemeinnttzige Bauvereinigungen sein fiir die Sanierung
von Wohnungen und Reihenhdusern

Forderungswerberin oder Férderungswerber kdnnen natirliche Personen gemaR § 13 Abs. 1 Bgld.
WFG 2018 sein fir die Sanierung von Gruppenwohnbauten.
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(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

(9)

(10)

(11)

(1)

Forderungswerberin oder Férderungswerber kdnnen gemal § 13 Abs. 1 Z 2 Bgld. WFG 2018 Interes-
sengemeinschaften sein zur Sanierung von Wohnhausern und Wohnungen, die im Eigentum stehen.

Bei der Gewahrung von Gruppenwohnbauten muss die Antragstellerin oder der Antragsteller eine for-
derungswiirdige Person gemal § 13 Bgld. WFG 2018 sein und die geférderte Wohneinheit zur Deckung
des standigen, dringenden Wohnbedarfs benoétigen. Das vorgeschriebene Mindesteinkommen muss
erreicht werden.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber (Abs. 4) muss unmittelbar vor Einbringung des
Ansuchens um Gewahrung einer Forderung mindestens zwei Jahre ununterbrochen und rechtmaRig
den Hauptwohnsitz in Osterreich begriindet haben und Einkiinfte beziehen, die der Einkommensteuer
in Osterreich unterliegen oder aufgrund der Ausiibung einer Erwerbstatigkeit Beitrdge an die gesetzli-
che Sozialversicherung in Osterreich entrichtet haben und nunmehr Leistungen aus dieser erhalten.
Einklinfte auf Grundlage anderer landes- oder bundesgesetzlicher Regelungen gelten diesen Einkiinf-
ten als gleichgestellt.

Der Regelung in Abs. 4 gleichgestellt gilt auch, wenn die Férderungswerberin und / oder der Forde-
rungswerber rechtmaRig seit zumindest fiinf Jahren Einklinfte bezogen hat, die der Einkommensteuer
in Osterreich unterliegen.

Die Férderungswerberin und/oder der Férderungswerber (Abs. 4) muss sich verpflichten im geférder-
ten Objekt den Hauptwohnsitz zu begriinden. Ebenso ist der Hauptwohnsitz von nahestehenden Per-
sonen im geférderten Objekt nachzuweisen. Die Begriindung des Hauptwohnsitzes hat langstens 6
Monate nach Vorliegen der fiir die Benutzung erforderlichen Voraussetzungen zu erfolgen.

Die Forderungswerberin und / oder der Férderungswerber (Abs. 4) darf nicht Allein- oder Giberwiegen-
der Miteigentiimer eines aus weiteren Bundes- oder Landesmittel geférderten Objekts sein.

Die Forderungswerberin und / oder der Férderungswerber (Abs. 4) darf nicht Allein- oder Giberwiegen-
der Miteigentlimer eines Eigenheimes, Reihenhauses oder einer Wohnung sein, deren Beniitzungsbe-
willigung oder Beniitzungsfreigabe weniger als 20 Jahre zuriickliegt.

Natirlichen Personen darf eine Forderung nur gewahrt werden, wenn sie jedenfalls zum Zeitpunkt der
Erbringung des Ansuchens forderungswirdige Personen sind.

Forderungswerberin oder Forderungswerber bei der Sanierung von Wohnungen, Wohnhausern und
Reihenhdusern kénnen die Eigentiimerin oder der Eigentlimer der Gebaude, die Bauberechtigten, die
gemal § 6 Abs. 2 des Mietrechtsgesetzes oder § 14c Abs. 2 WGG bestellten Verwalterinnen und Ver-
walter sowie Mieterinnen und Mieter oder Pachterinnen und Pachter sein.

§5
Grundsatze fiir die Gewahrung einer Férderung

Forderungen dirfen nur dann zuerkannt werden, wenn folgende Grundsatze eingehalten werden:

Die Finanzierung des Bauvorhabens muss gesichert sein.

Bei der Sanierung von Bauvorhaben (ausgenommen Reihenhausern) ist auf die besonderen Wohnbe-
dirfnisse und Erfordernisse fiir Menschen mit Behinderung oder gebrechliche Menschen Bedacht zu
nehmen und missen bauliche Barrieren innerhalb und auRerhalb des Gebdudes vermieden werden.
Jedenfalls sind die im Anhang 1 aufgelisteten MaRBnahmen zu beriicksichtigen.

Wird ein Personenaufzug eingebaut, muss dieser stufenlos erreichbar sein, einen stufenlosen Zugang
zu allen Geschossen ermoglichen, eine fiir einen Rollstuhl samt Begleitperson ausreichend bemessene
KabinengroRe aufweisen und aus einer sitzenden Stellung bedient werden kénnen.
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(2)

N

(3)

(4)

Das geforderte Objekt muss nach Vollendung der SanierungsmalRnahmen von férderungswirdigen
Personen im Sinne des § 13 Bgld. WFG 2018 verwendet werden, wobei das Mindesteinkommen nicht
erreicht werden muss.

Die Férderungswerberin oder der Férderungswerber hat Eigenmittel in der Hohe von zumindest 10%
der Gesamtsanierungskosten aufzubringen.

Nachforderungen aus Griinden der Nutzflaichenerweiterung kénnen beantragt werden.

Fiir die Zuerkennung einer Revitalierungsforderung ist es erforderlich, dass neben der Erflllung aller
technischen Voraussetzungen bei Bauvorhaben

bis zu fiinf Wohnungen oder Reihenhauser zumindest drei,

bis zu sieben Wohnungen oder Reihenh&user zumindest finf,

mit mehr als sieben Wohnungen oder Reihenhdusern zumindest drei Viertel der sanierten Wohnungen
oder Reihenhduser Bewerberinnen oder Bewerber vorhanden sind, die als férderungswiirdige
Personen im Sinne des § 13 Bgld. WFG 2018 anzusehen sind.

Geforderte Objekte dirfen nur von férderungswiirdigen Personen und ihnen nahestehenden Perso-
nen bewohnt werden.

Bei Bauvorhaben von gemeinniitzigen Bauvereinigungen im Sinne des § 13 Abs. 1 Z 3 Bgld. WFG 2018
hat die Priifung der Férderungswiirdigkeit von Personen durch die Bauvereinigung zu erfolgen. Stich-
probenartige Uberpriifungen werden durch die Burgenlindische Landesregierung durchgefiihrt.

§6
Voraussetzungen beim Vermieten von geférderten Wohnungen und Reihenhdusern

Geforderte Wohnungen und Reihenhduser diirfen vermietet werden

1.

An férderungswiirdige Personen im Sinne des § 13 Bgld. WFG 2018, wobei ein Mindesteinkommen
nicht erforderlich ist;

An Personen, die die dsterreichische Staatsbirgerschaft nicht besitzen, oder 6sterreichischen Staats-
blrginnen oder Staatsbilirgern nicht gleichgestellt sind, sofern diese sonst forderungswirdige
Personen gemafl Z 1 sind;

Durch gemeinnitzige Bauvereinigungen oder Gemeinden an natiirliche oder juristische Personen zur
unentgeltlichen Weitergabe an ihre Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer. Von der Beschrankung
der Weitergabe von Wohnungen an Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer kann mit Zustimmung
des Landes abgesehen werden;

Durch gemeinniitzige Bauvereinigungen oder Gemeinden an Kérperschaften, Personenvereinigungen
und Vermdgensmassen im Sinne des § 13 Abs. 1 Z 6 Bgld. WFG 2018 zur Weitergabe an Dritte, welche
forderungswiirdige Personen gemaR Z 1 sein miissen;

Mit Zustimmung des Landes an férderungswiirdige Personen gemaR Z 1 durch die Wohnungsinhaberin
oder den Wohnungsinhaber und die Nutzungsberechtigte oder den Nutzungsberechtigten, sofern
diese oder dieser aus zwingenden beruflichen Griinden voriibergehend bis hochstens drei Jahre ab-
wesend ist. Das fir die Uberlassung der Wohnung zu entrichtende Entgelt darf das im Sinne der Best-
immungen des WGG zu bildende Entgelt nicht Gibersteigen;

In sozial begriindeten Fallen (z.B. bei Ehescheidung) an nicht férderungswiirdige Personen gemaR Z 1
fiir die Dauer von hochstens 12 Monaten mit vorheriger Zustimmung des Landes.

Das fiir die Nutzungsberechtige oder den Nutzungsberechtigen gegebenenfalls erforderliche
Pflegepersonal ist berechtigt, in der geforderten Wohnung den Nebenwohnsitz zu begriinden. Die
Bestimmungen des § 13 Bgld. WFG 2018 sind nicht anzuwenden.
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(1)

(2)

§7
Einkommen

Forderungswirdige Personen haben zum Zeitpunkt der Antragstellung folgendes Einkommen nachzu-
weisen:

bei nicht zur Einkommensteuer veranlagten Personen die Einklinfte aus nichtselbstandiger Arbeit ge-
maRk § 25 EStG 1988 in Hohe der Bruttobezlige des dem Ansuchen vorangegangenen Kalenderjahres,
in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei oder drei Kalenderjahre (It. Lohn-
zettel), vermindert um die insgesamt einbehaltenen SV-Beitrdage, Kammerumlage, Wohnbauférde-
rung, um die Werbungskosten, die freiwilligen Betrage, um die Pendlerpauschale gem. § 16 Abs. 1726
EStG 1988 (unter Berlicksichtigung des Pendlereuros gem. § 33 Abs.5 Z 4 EStG 1988), um die sonstigen
Bezlige gemal § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, um die Freibetrage gemaR §§ 35 und 105 EStG 1988
sowie um die einbehaltene Lohnsteuer. Die einbehaltene Lohnsteuer vermindert sich um einen Erstat-
tungsbetrag aus einer Arbeitnehmerinnen- oder Arbeitnehmerveranlagung;

bei zur Einkommensteuer veranlagten Personen das Einkommen laut Einkommensteuerbescheid des
letztveranlagten Kalenderjahres, in begriindeten Fallen das Durchschnittseinkommen der letzten zwei
oder drei Kalenderjahre, vermehrt um die steuerfreien Einklinfte und um die abgezogenen Betrage
nach §§ 10, 18, 24 Abs. 4, 27 Abs. 3, 31 Abs. 3, 34 und 41 Abs. 3 EStG 1988 sowie vermindert um die
festgesetzte Einkommensteuer. Soweit im Einkommen Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit ent-
halten sind, sind die Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit um die Beziige gemalR §§ 67 und 68 EStG
1988 (laut Lohnzettel), ausgenommen die Bezlige gemaR § 67 Abs. 3, 4 und 6 EStG 1988, zu erhdhen.
Negativeinkommen und negative Einkiinfte aus der steuerschonenden Veranlagung und sich daraus
ergebende Verlustvortrage werden nicht einkommensmindernd berlcksichtigt.

bei pauschalierten Land- und Forstwirtinnen oder Land- und Forstwirten 40% des zuletzt festgestellten
Einheitswertes;

Weiters zdhlen zum Einkommen:

e  eine gerichtlich oder vertraglich festgesetzte, in Geld bezogene Unterhaltsleistung; unter gleichen
Voraussetzungen ist eine solche Unterhaltsleistung beim Zahlungspflichtigen einkommensmin-
dernd zu beriicksichtigen. In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen kann von einer Heran-
ziehung der Unterhaltsleistung abgesehen werden;

Arbeitslosengeld und Notstandshilfe

Krankengeld;

Wochen- und Kinderbetreuungsgeld;

Pensionsleistungen, ausgenommen Waisenpensionen;

Einkommen aus anderen Landern als Osterreich;

ein angemessener Anteil sonstiger Einnahmen (z.B. Mindestsicherung)

Einklinfte aus Vermietung und Verpachtung von land- und forstwirtschaftlichen Flachen;
Einklinfte aus Vermietungen von Wohnungen und Eigenheimen;

Nicht als Einkommen gelten jedenfalls: Einkommen von volljahrigen Kindern bis zur Vollendung des
27. Lebensjahres, Familienbeihilfen, Kinderabsetzbetrage, Zuwendungen der Familienforderung des
Landes, Pflegegeld auf Grund des Bundes- oder eines Landespflegegesetzes und Waisenpensionen.
Leistungen aus dem Grund der Behinderung, Heilungskosten, Schmerzensgeld, Abfertigungen, Jubila-
umsgelder, einmalige Pramien, Belohnungen. Einkiinfte aus Studienbeihilfen, Ferialbeschaftigungen
und Einklinfte aus Praktika, die im Rahmen der schulischen Ausbildung oder des Studiums absolviert
werden, der im Rahmen eines Familienbonus gewdhrte Betrag einer Steuergutschrift bzw. eines Ab-
setzbetrages, Alimentations-, oder Unterhaltszahlungen ab der Vollendung des 18. Lebensjahres des
Kindes, Lehrlingsentschadigungen oder diesen gleichzuhaltenden Einkiinften auf Grund einer Ausbil-
dung oder sonstigen regelmalRigen Beschaftigung (auch im Rahmen des Zivil- oder Wehrdienstes), sind
dann zu beriicksichtigen, wenn die Bezieherin oder der Bezieher selbst Forderungswerberin oder For-
derungswerber ist.
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(3)

(4)

(1)

(2)

(3)

Als Haushaltseinkommen gilt die Summe der Einkommen der Forderungswerberin und des Forde-
rungswerbers und der mit ihr oder ihm im geférderten Objekt im gemeinsamen Haushalt lebenden
eigenberechtigten Personen, mit Ausnahme der zur Haushaltsfilhrung oder Pflege beschaftigten Ar-
beitnehmer oder Selbstandigen. Ausgenommen sind auch Kinder, die zwar Uber ein eigenes Einkom-
men verflgen, ihren Lebensmittelpunkt jedoch auRRerhalb des Haushaltes haben (Nebenwohnsitz) o-
der in absehbarer Zeit einen eigenen Haushalt griinden werden.

Bei der Priifung und Ermittlung des malRgebenden Einkommens konnen weitere Nachweise oder Er-
klarungen (insbesondere Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, mit Einlaufstempel des Finanzamtes
versehene Kopie der Einkommensteuererklarung samt Beilagen, Vorauszahlungsbescheid, Einheits-
wertbescheid) abverlangt werden und sind von der Férderungswerberin oder dem Férderungswerber
beizubringen.

§8

Einkommensgrenzen

Das hochstzuldssige Jahreseinkommen (Haushaltseinkommen) betragt bei einer HaushaltsgroRe von

einer Person 38.000 Euro
zwei Personen 65.000 Euro
drei Personen 66.500 Euro
vier Personen 68.000 Euro
fiinf Personen und mehr 70.000 Euro

Personen, deren Einkommen zum Zeitpunkt des Einbringens des Ansuchens das Mindesteinkommen
nicht erreicht bzw. Personen, die keine Einkommensnachweise erbringen kénnen, haben, um dennoch
in den Genuss einer Forderung zu gelangen, zusatzliche Sicherheiten (Birgschaften) beizubringen.
Biirgschaften kdnnen nur von 6sterreichischen Staatsbiirgerinnen und 6sterreichischen Staatsbiirgern
Ubernommen werden.

Das erforderliche Mindesteinkommen ist bei der Gewahrung von Eigenmittelersatzdarlehen und bei
Darlehensiibernahmen erforderlich und hat zu betragen bei einer HaushaltsgrofRe von

einer Person 870 Euro
zwei Personen 1.200 Euro
drei Personen 1.350 Euro
vier Personen 1.500 Euro
§9

Gesamtsanierungskosten

Zu den maligebenden Gesamtsanierungskosten, abhangig von der férderbaren Nutzflache (Wohnnutzflache)

zahlen:

1.

die Kosten der Sanierung von Gruppenwohnbauten, Reihenhdusern und Wohnungen unter
Einbeziehung von Hausbesorgerinnen- oder Hausbesorgerdienstwohnungen, jedoch unter Ausschluss
von fir berufliche Zwecke spezifisch ausgestatteten Raumen,

die Kosten der Sanierung von der gemeinsamen Benlitzung der Bewohnerinnen und Bewohner
dienenden Gebaudeteilen und Anlagen,

die Kosten der Sanierung von Einstell- und Abstellplatzen sowie Garagen fiir Kraftfahrzeuge, sofern sie
aufgrund behdrdlicher Vorschreibungen herzustellen sind,

die Kosten der Sanierung von dem Zivilschutz dienenden Anlagen, sofern besondere gesetzliche Vor-
schriften fiir solche Anlagen bestehen und diesen Vorschriften entsprochen wird,
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5.

die Sanierungsnebenkosten (Planungskosten, Anschlussgebiihren, AufschlieBungskosten innerhalb
der Baugrundstiicke, etc.).

Die Gesamtsanierungskosten beinhalten auch die Umsatzsteuer, soweit sie nicht als Vorsteuer gemal § 12
Umsatzsteuergesetz 1994 abgezogen werden kann.

§10
Energieausweis

Bei jeder Sanierung ist ein Energieausweis vor Sanierung (Bestand) und ein Energieausweis auf Basis der

beantragten Sanierungsmafnahmen (Planung) zu erstellen. Diese Energieausweise sind nicht erforderlich,

wenn die geplanten Sanierungsmafnahmen nicht die thermische Gebaudehille betreffen oder lediglich ge-

ringe thermische Sanierungen (z.B. ein Fenster) durchgefiihrt werden. U-Werte, Materialien und die Bauteil-
flachen des sanierten Bauteils sind in diesem Fall mit den Angeboten und Rechnungen zu belegen.

(1)

(2)

§11
Energiekennzahlen

Die energiebezogenen Mindestanforderungen (HWBRef, RK zul , EEBRk, zul bzw. fGEE, RK,zul) gemal
den Bestimmungen der OIB-Richtlinie 6, Energieeinsparung und Warmeschutz, Ausgabe April 2019
sind einzuhalten. Der Nachweis der Anforderung an Energiekennzahlen kann wahlweise entweder
Uber den Heizwarmebedarf oder Gber den Gesamtenergieeffizienz- Faktor geflihrt werden. In begriin-
deten Fallen (z.B. historische oder denkmalgeschiitzte Geb&dude) kann von der Einhaltung der Anfor-
derung an die Energiekennzahlen Abstand genommen werden.

Die Forderung kann nur gewdhrt werden, wenn nachstehend angefiihrte warmetechnische Mindest-
anforderungen erfillt werden. Bei der Ermittlung der erforderlichen Raumwéarme-Energiekennzahl
sind die einer Heizgradtagzahl von 3.400 (K.d/a) entsprechenden Monatsmitteltemperaturen heran-
zuziehen. Bei der Berechnung der solaren Warmegewinne die entsprechenden Monatswerte der so-
laren Energieeinstrahlung. Bezlglich des A/V-Verhaltnisses ist zwischen den Werten linear zu interpo-
lieren.

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fiir Wohngebaude (iber den Endenergiebedarf ge-
fihrt, gelten folgende Hochstwerte:

Tabelle 1:
HWB Ref, RK,zul 17 x (1+2,9/Ic)
in [kwWh/m?2a]
EEB RK,zul EEBWGsan,RK,zuI
in [kwWh/m?2a]

Wird der Nachweis der Einhaltung der Anforderungen fiir Wohngebaude Giber den Gesamtenergieeffizienz-
Faktor gefiihrt, gelten folgende Hochstwerte:

Tabelle 2:
HWB Ref, Rk zul 25 x (1+2,5/Ic)
in [kWh/m?2a]
fGEE RK zul 0,95
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§12
Hocheffiziente alternative Systeme

Folgende Heizungs- und Warmwasserbereitungssysteme gelten als hocheffiziente alternative Systeme:

a) Dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus erneuerbaren Quellen
wobei Heizungssysteme auf Basis emissionsarmer, biogener Brennstoffe nach Moglichkeit mit So-
laranlagen (thermisch oder Photovoltaik) zu kombinieren sind;

b) Fern-/Nahwirme oder Fern-/Nahkélte mit einem Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen von
zumindest 80 v.H.;

c) Fern-/Nahwdrme oder Fern-/Nahkilte aus hocheffizienten Kraft-Warme-Kopplungsanlagen im
Sinne der Richtlinie 2004/8/EG Uber die Férderung einer am Nutzwarmebedarf orientierten Kraft-
Warme-Kopplung im Energiebinnenmarkt, ABI. Nr. L 52 vom 21.2.2004 S. 50, sowie sonstige Ab-
warme, die andernfalls ungenutzt bleibt;

d) Warmepumpen, die nach den EU-Umweltzeichenkriterien gemaR Richtlinie 2014/314/EU zertifiziert
sind (EU Ecolabel) bzw. vollinhaltlich den in dieser Richtlinie festgelegten Mindestanforderungen
entsprechen, soweit die Vorlauftemperatur des Warmeabgabesystems (Wand-/FuBbodenheizung)
maximal 40°C betragt, wobei Warmepumpen nach Maglichkeit mit Solaranlagen (thermisch oder
Photovoltaik) zu kombinieren sind;

e) Andere Technologien und Energieversorgungssysteme, soweit diese im Vergleich zu den in lit. b, ¢
bzw. d angefiihrten Systemen zu geringeren Treibhausgasemissionen fiihren.

§13
Forderbare Nutzfliche (Wohnnutzflache)

(1)  Bei der Sanierung von Wohnungen ist die forderbare Nutzflaiche (Wohnnutzflache) bei bis zu einem
Vier-Personen-Haushalt mit 100 m? beschrénkt. Fiir jede weitere Person kdnnen zusatzlich bis zu 10
m? Nutzfliche geférdert werden.

(2)  Junges Wohnen (Starterwohnungen) diirfen eine férderbare Nutzfliche (Wohnnutzflache) von max.
55 m? je Wohneinheit haben.

(3) Bei der Wohnform betreubares Wohnen hat die forderbare Nutzflache bei Wohneinheiten fiir eine
Person zwischen 45 m? und 50 m? und bei Wohneinheiten fiir zwei Personen zwischen 51 m? und 65
m? zu betragen. Ab 10 Wohneinheiten ist ein Gemeinschaftsraum im AusmaR von 45 m? (férderbare
Nutzflache) verpflichtend zu errichten.

lil. Berechnung der Forderhdhe

§14
Forderhoéhe

(1) Bei der Durchfiihrung von umfassenden energetischen SanierungsmaRnahmen an férderungswiirdi-
gen Objekten gemaR § 2 Abs. 1 errechnet sich die Férderhohe aufgrund eines Fixbetrages je m? for-
derbarer Nutzflaiche (Wohnnutzflache), abhangig von der Unterschreitung der erforderlichen Energie-
kennzahl gemaR § 11 Abs. 2, wobei die maximale Férderhéhe mit 90% der foérderbaren Gesamtsanie-
rungskosten begrenzt ist.
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(2) Wird die gesetzlich vorgeschriebene Energiekennzahl HWB Ref, RK flir den Bonusbetrag von 75
kWh/mZ2a unterschritten, erhéht sich die Basisférderung. Bei einer Unterschreitung der vorgeschrie-
benen Energiekennzahl von zumindest 15% erfolgt die Berechnung der Férderhdhe entsprechend der
Tabelle 4.

(3) Beziglich des A/V-Verhiltnisses der Tabelle 3 ist zwischen den Werten linear zu interpolieren.

Tabelle 3:

A/V-Verhiltnis HWB get, ri
>0,8 75 kWh/m?Za
<0,2 35 kWh/m?a

Tabelle 4:
Unterschreitung der Férderhohe je m?

Energiekennzahl

Basis € 250
> 15% €300
> 30% €350
> 50% €400
> 70% €500

(4) Im Rahmen der Revitalisierungsférderung wird die Errichtung von Wohnungen mit einem Basisbetrag
von 680 Euro je m? férderbarer Nutzfliche gefordert. Wird die gesetzlich vorgeschriebene Energie-
kennzahl HWB Ref, RK fir den Bonusbetrag von 75 kWh/m?a unterschritten, erhoht sich die Basisfor-
derung. Bei einer Unterschreitung der vorgeschriebenen Energiekennzahl von zumindest 30% betragt
der Férderungsbetrag 710 Euro je m? férderbarer Nutzfliche, bei einer Unterschreitung der Energie-
kennzahl von zumindest 50% betragt der Férderungsbetrag 740 Euro je m? férderbarer Nutzflache.
(Tabelle6)

(5) Beziglich des A/V-Verhiltnisses der Tabelle 5 ist zwischen den Werten linear zu interpolieren.

Tabelle 5:
A/V-Verhiltnis HWB gef, ri
>0,8 75 kWh/m?a
<0,2 35 kWh/m?a

Tabelle 6:

Unterschreitung der
Energiekennzahl

Férderhohe je m?

(6)  Bei Durchfiihrung von energetischen Sanierungen betragt der férderbare Fixbetrag 200 Euro je m? for-

derbarer Nutzflache.

Basis €680
>30% €710
>50% €740
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§15
Bonusbetrage

Zur Sanierung kann eine zusatzliche Férderung in Form von Pauschalbetrdagen oder in Form eines prozent-
mafigen Bonusbetrages (Steigerungsbetrages) zur Basisforderung gewdhrt werden. Die Beantragung eines Bo-
nusbetrages ist nur in Zusammenhang mit der Zuerkennung eines Sanierungsdarlehens moglich.

(1)

(2)

(3)

Barrierefreies Bauen

Werden unabhéangig von den in § 5 Abs. 1 Z 2 vorgeschriebenen MaRnahmen weitere barrierefreie
MaRnahmen gesetzt, kann hierfiir ein Bonusbetrag im AusmaR 25 Euro je m? forderbarer Nutzflache
(Wohnnutzflache) gewahrt werden. Der Bonusbetrag kann jedenfalls beantragt werden, wenn der Zu-
gang zur Wohneinheit stufenlos und schwellenfrei ist, die Sanitarraume (WC und bodengleiche Dusche
oder Bad) einen unverbauten Wendekreis von 150 cm Durchmesser aufweisen, wobei folgende Zuge-
standnisse gemacht werden kénnen:

. Bei einer bodengleichen Dusche darf eine leicht entfernbare Duschtrennwand in den Wendekreis
ragen;

e  Waschmaschinen werden nicht beriicksichtigt, weil sie leicht entfernt werden kdnnen;

° in Nasszellen, die mit einer Dusche und einer Wanne ausgestattet sind, darf auch die Wanne in
den Wendekreis ragen, wenn sie leicht entfernbar gestaltet ist;

e eine Trennwand zwischen Nasszelle und WC wird akzeptiert, wenn diese in Leichtbauweise aus-
gefiihrt wird, keine Leitungen enthalt, und der Boden auch unterhalb durchgehend verlegt wurde;

e nachinnen 6ffnende Tlren sind zugelassen, wenn sie durch einfaches Wenden des Rahmens nach
auBen offnend umgestaltet werden kdnnen;

e  ein Waschbecken kann unterfahrbar ausgefiihrt werden;

e werden Bad und das WC baulich nicht nebeneinander ausgefiihrt, haben Bad und WC den Wen-
dekreis vorzuweisen. Es ist aber zuldssig, dass das separate WC den Wendekreis erst nach Entfer-
nen einer Leichtbauwand vorweist.

Behindertengerechte MalRnahmen

Wird bei der Errichtung des forderungswiirdigen Objektes auf die besonderen Wohnbeddirfnisse und
Erfordernisse von Menschen mit Behinderung oder gebrechliche Menschen Bedacht genommen, kann
(unabhangig von § 5 Abs. 1 Z 2) fur diese MaBnahmen ein Bonusbetrag gewahrt werden. Die Hohe des
Bonusbetrages betragt 65 Euro je m? forderbarer Nutzfliche (Wohnnutzflache). Geférdert werden
Treppenlifte, der Einbau von Aufziigen oder sonstige erforderliche MaRnahmen, die zum Abbau von
Barrieren fiihren und ein behindertengerechtes Wohnen erméglich.

Die OIB Richtlinie 4, Ausgabe Marz 2015 ist entsprechend einzuhalten.
Bonusbetrag fiir Liftanlage

Wird ein Personenaufzug eingebaut, kann dieser durch einen festgelegten Bonusbetrag je m? forder-
barer Nutzflache (Wohnnutzflache) geférdert werden, wobei die Hohe des Bonusbetrages von der An-
zahl der eingebauten Wohnungen (Wohneinheiten) abhangig ist. Bei bis zu 8 Wohneinheiten betragt
der Bonusbetrag 20 Euro je m? férderbarer Nutzflache, bis zu 15 Wohneinheiten 15 Euro je m? forder-
barer Nutzflache und ab der Errichtung von 16 Wohneinheiten 13 Euro je m? férderbarer Nutzfliche.
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IV. Forderbare SanierungsmaRnahmen

§16
Sanierungsmafnahmen

Eine Forderung wird insbesondere fiir folgende Sanierungsmafnahmen gewahrt:

a) Die Errichtung oder Umgestaltung von der gemeinsamen Benlitzung der Bewohnerinnen oder Be-
wohner dienenden Rdume oder Anlagen, Wasserleitungs-, Stromleitungs-, Gasleitungs- und Sani-
taranlagen, Zentralheizungsanlagen mit oder ohne Anschluss an Fernwarme, Personenaufziige so-
wie zentrale Waschkiichen;

b) Erhaltung des Daches (Dachdeckung, Spenglerarbeiten, erforderliche Zimmermannsarbeiten);
c) Einbau einer Sanitarausstattung (Bad, Toilette, Dusche) sowie der Elektroinstallationen;

d) MaRRnahmen zur Erhéhung des Schall-, Warme- und Feuchtigkeitsschutzes von Fenstern, AuRentiiren,
AuRenwanden, Dachern, Kellerdecken, Decken tiber Durchfahrten oder oberste Geschossdecken;

e) MalRnahmen zur Verminderung des Energieverlustes, des Energieverbrauches und des Schadstoff-
ausstoRes von Heizungen und von Warmwasseraufbereitungsanlagen, der Einbau von energiespa-
renden Heizungen sowie die Errichtung und Sanierung von Kaminen;

f) MaBnahmen zur Erhaltung des Gebaudes, wie z.B. die Instandsetzung der Fassaden, Auswechseln
von Geschossdecken;

g) Der Anschluss an Fernwarmeanlagen;
h) Umweltfreundliche MalRnahmen;

i) Die Vereinigung, die Trennung oder die VergréRerung von Wohnraum sowie die Anderung von sons-
tigen nicht fir Wohnzwecke genutzte Flachen in Wohnraum;

j) Die Anderung der Grundrissgestaltung innerhalb einer Wohnung, jedoch nur in Verbindung mit an-
deren geférderten Arbeiten;

k) FuBboden sowie Bad- und WC-Verfliesung, wenn diese aufgrund der Erneuerung der Sanitarinstal-
lation bzw. eines wassergefiihrten Heizungsverteilungssystems erforderlich werden;

[) Behebungvon Warmebriicken, welche im Energieausweis nicht abgebildet sind (z.B. DAmmung von
Rollladenkasten, Unterziigen, Lichtkuppeln und sonstige Dachaufbauten, Tiiren gegen Kaltraume,
Dachboden);

m) Die Fertigstellung eines nicht geférderten Rohbaues unter Dach;

n) MalBnahmen, die den besonderen Wohnbediirfnissen von behinderten oder gebrechlichen Men-
schen dienen;

o) Passive MaRnahmen zur Vermeidung von sommerlicher Uberwdrmung (auRenliegende, bewegliche
Sonnenschutzeinrichtungen).

Jedenfalls nicht forderbar sind

a) Samtliche Verbauten, Schranke, Kasten, Handtuchhalter, Spiegel, Seifenschalen etc.;
b) Beleuchtungskaorper;
c) Offene Kamine;

d) Ol- und Gasheizungssysteme, auRer sie sind als behindertengerechte Manahme erforderlich;
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e) Tausch einer bestehenden Heizungsanlage auf Elektroheizung;
f) Festbrennstoffkessel (Allesbrenner);

g) Investitionskosten fur Kihlanlagen die nicht ausschlieRlich mit erneuerbarer Energie oder mit
Fernkalte aus Abwarme betrieben werden.

Geférdert werden nur jene SanierungsmalRnahmen, die die forderbare Nutzflache (Wohnnutzflache)
betreffen. Sanierungsmafnahmen im AuBenbereich (Zaun, Garten, Garage, etc.) konnen nicht gefor-
dert werden.

§17
Erforderliche Warmedurchgangskoeffizienten

Fiir die Forderung von Sanierungen eines Gebdudeteiles sowie der Erneuerungen eines Bauteiles an
der thermischen Gebaudehiille sind folgende Warmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) einzuhalten:

Fenster bei Tausch des ganzen Elements (Rahmen und Glas) 1,05 W/m?2K
Fenster bei Tausch nur des Glases 0,90 W/m2K
Dammung AuRenwand 0,25 W/m2K
Dammung Oberste GeschoRRdecke, Dach (Dachdammung) 0,15 W/m2K
Kellerdecke, FuBboden gegen Erdreich 0,30 W/m2K

Die in der Tabelle angefiihrten MaBnahmen werden nur geférdert, wenn der gesamte Bauteil saniert
wird. Eine Forderung fiir noch nicht zur Ganze sanierte Bauteile ist nur dann moglich, wenn sicherge-
stellt ist, dass nach Durchflihrung der Sanierungsarbeiten der gesamte Bauteil den oben angefiihrten
U-Werten entspricht.

In begriindeten Fallen (historische oder denkmalgeschiitzte Gebaude) kann von der Einhaltung der U-
Werte Abstand genommen werden. Ein begriindeter Fall liegt dann vor, wenn die Einhaltung dieser
Mindestanforderungen an den Warmeschutz technisch oder funktionell nicht realisierbar ist.

Fir die Dammung der AufRenwande ist ein Renovierungsausweis (vom Bestand zum Zeitpunkt der An-
tragstellung), der einen langfristigen Fahrplan fur die schrittweise Renovierung des Gebdudes auf
Grundlage von Qualitatskriterien enthalt, in dem relevante MaRnahmen und Renovierungen zur Ver-
besserung der Energieeffizienz beschrieben werden, die zur Erfiillung der Anforderungen an die gro-
Bere Renovierung fiihren, berechnet nach den Bestimmungen der OIB-Richtlinie 6, Energieeinsparung
und Warmeschutz, Ausgabe April 2019, erforderlich.

Die oben angefiihrten U-Werte werden im Regelfall erreicht, wenn fiir AuBenwande eine Ddmmung
von 14 cm, fir die oberste GescholRdecke eine Dammung von 24 cm und fiir die unterste GescholRde-
cke eine Dammung von 10 cm vorgesehen wird.

§18
Einbau von Heizungssystemen mit fossilen Energietragern

Gefordert wird der Einsatz hocheffizienter alternativer Systeme bei Sanierung oder Austausch der Hei-
zungsanlagen bzw. des Warmebereitstellungssystems.

Abweichend vom Grundsatz des Einsatzes hocheffizienter alternativer Systeme stellt der Austausch
alter Heizungsanlagen oder Kessel auf Basis fossiler Brennstoffe gegen Erdgas-Brennwertsysteme eine
forderbare MalRnahme dar, wenn
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a) eine Kombination mit einer Solaranlage zur Warmwasserbereitstellung (thermisch oder
Photovoltaik) erfolgt,

b) fir Gebaude, die noch nicht thermisch saniert wurden, ein Energieausweis vorgelegt wird, der den
Anforderungen des MindestmaRes von Energie aus erneuerbaren Quellen laut OIB Richtlinie 6 Aus-
gabe Marz 2015 erfillt,

c) keine Moglichkeit fur einen Anschluss an ein Fernwarmenetz besteht (auf Basis erneuerbarer Ener-
gie 80 v.H.) und

d) der Einsatz biogener Brennstoffe aus Griinden der Luftreinhaltung oder aufgrund mangelnder Zu-
lieferungs- und/oder Lagerungsmdglichkeiten nicht méglich ist.

Die Erfillung der Voraussetzungen gemdl § 9 ist von der Férderungswerberin oder dem Férderungs-
werber nachzuweisen. Sollte lagebedingt die Errichtung einer Solaranlage nicht moglich oder wirt-
schaftlich nicht zumutbar sein, kann darauf verzichtet werden.

§19
Umfassende energetische Sanierung

Umfassende energetische SanierungsmaRnahmen sind zeitlich zusammenhadngende Renovierungsar-
beiten an der Gebiudehiille und/oder den haustechnischen Anlagen eines Geb&udes, soweit zumin-
dest drei der folgenden Teile der Gebaudehille und haustechnischen Gewerke gemeinsam erneuert
oder zum Uberwiegenden Teil in Stand gesetzt werden: Fensterflachen, Dach oder oberste GeschoR-
decke, Fassadenflache, Kellerdecke, energetisch relevantes Haustechniksystem.

Als energetisch relevantes Haustechniksystem gelten: Solaranlage zur Warmwasserbereitung, Solar-
anlagen zur Heizungseinbindung, Photovoltaikanlage, Anschluss Fernwarme, Holzvergaserheizung mit
Pufferspeicher, Hackschnitzelheizung, Pelletsheizung, Heizungsanlage mit Biomasse, Warmepumpen-
heizung, Kontrollierte Wohnraumliftung.

Gefordert werden die SanierungsmaBRnahmen nur unter der Voraussetzung, dass in dem zu sanieren-
den Objekt keine Heizungssysteme auf fossiler Basis (Kohle, Heizol) verwendet werden oder diese im
Rahmen der SanierungsmaRBnahmen ausgetauscht werden.

Die energetischen Mindestanforderungen gemaR § 11 sind einzuhalten. Der Nachweis der Anforde-
rung an die Energiekennzahl kann wahlweise entweder lGiber den Heizwarmebedarf oder Giber den Ge-
samtenergieeffizienz-Faktor gefiihrt werden.

Werden bei der umfassenden energetischen Sanierung sonstige Verbesserungs- und Erhaltungsarbei-
ten durchgefiihrt, kénnen diese bis max. 25% der anerkannten Kosten der umfassenden energetischen
Sanierung mitgefordert werden.

§20
Energetischen Sanierung (Deltaforderung)

Forderungen im Rahmen der energetischen Sanierung kénnen gewahrt werden,

1.

wenn im Rahmen der umfassenden energetischen Sanierung die Zielwerte gemaR § 11 nicht erreicht
werden und der Heizwarmebedarf des bestehenden Objektes nach Abschluss der durchgefiihrten Sa-
nierungsmafnahmen um mindestens 40% verbessert wird;

wenn weniger als drei Teile an der Gebdudehiille und/oder am energetisch relevanten Haustechnik-
system hergestellt oder saniert werden und der Heizwarmebedarf des bestehenden Objektes nach
Abschluss der durchgefiihrten SanierungsmalRnahmen um mindestens 40% verbessert wird;
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bei Schaffung von Wohnraum durch Zu-, Um-, Aus- oder Aufbau in bestehenden Gebauden (z.B. in das
Dachgeschoss, angrenzende Wirtschaftsgebaude, in Garagen, Biiro- oder Geschaftsgebaude). Der Zu-
bau einer kompletten Wohneinheit ist im Rahmen dieser Richtlinie nicht forderbar.

Bei den MaRnahmen in Ziffer 3 und 4 sind die Warmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) gemal § 19
einzuhalten.

§21
Sanierungskonzept

Werden die maximalen U-Wert-Anforderungen gemal § 19 nicht eingehalten, ist ein Sanierungskon-
zept vorzulegen, welches etappenweise umzusetzen ist. Bei vollstandiger Umsetzung des Sanierungs-
konzeptes sind die Anforderungen des § 11 zu erreichen.

Ein Sanierungskonzept umfasst alle erforderlichen Erhebungen, Plane, Bestandsaufnahmen und Ener-
gieausweis samt Empfehlung von MaRnahmen, welche die Erreichung zumindest der energetischen
Anforderungen vorsieht.

V. Darlehenskonditionen

§22
Grundbiicherliche Sicherstellung

Das zugesicherte Forderungsdarlehen ist im Grundbuch erstrangig sicherzustellen. Bei Wohnungsei-
gentum ist das Pfandrecht fur den auf die Nutzflache oder den Nutzwert der Wohnung im Verhaltnis
entfallenden Teil des Férderungsdarlehens auf den einzelnen Anteil einzuverleiben.

Sind auf einer Einlagezahl mehrere Objekte errichtet, hat die Sicherstellung des Sanierungsdarlehens
immer im Rang vor allen diesen Bauabschnitt betreffenden Darlehen zu erfolgen.

Ist die sofortige Einverleibung des Pfandrechts nicht sofort moéglich oder zweckmaRig, kann vom Land
eine Treuhanderklarung gemaR den Bestimmungen des § 8 Abs. 2 Bgld. WFG 2018 angenommen wer-
den.

Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber hat im Falle der Gewdhrung eines Forderungs-
darlehens ihr oder sein Eigentum an der zu verbauenden Liegenschaft nachzuweisen. Sofern der Nach-
weis des grundblicherlichen Eigentums aus besonderen Griinden nicht sofort erbracht werden kann,
kann vom Land die Treuhanderkldrung einer 6ffentlichen Notarin oder eines Notars oder einer Rechts-
anwaltin oder eines Rechtsanwalts, dass der Nachweis ehestens erbracht wird, als zwischenzeitiger
Nachweis der Forderungswerberin oder des Forderungswerbers anerkannt werden.

§23
Vorrangeinraumung

Die Zustimmung des Landes zur ausnahmsweisen vorrangigen grundblicherlichen Sicherstellung ge-
mal § 22 fiir ein Wohnrecht, Ausgedinge, Fruchtgenussrecht, Vorkaufsrecht oder Baurecht darf nur
dann erteilt werden, wenn weiterhin die ausreichende Besicherung des Férderungsdarlehens gewahr-
leistet ist.

Von der grundsatzlich erforderlichen erstrangigen grundbiicherlichen Sicherstellung von Wohnbau-
darlehen kann bei grundbticherlich sichergestellten Wohnrechten von zumindest 80-jdhrigen Angeho-
rigen Abstand genommen werden. Bei Vorliegen besonders beriicksichtigungswiirdiger Griinde (z.B.
Demenzerkrankung) ist unabhangig vom Alter eine nachrangige Sicherstellung moglich.
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§24
Léschung

Das Land hat die Einwilligung zur Loschung des Pfandrechtes und etwaiger weiterer Eigentumsbeschrankun-
gen (insbesondere eines Belastungs- oder VerauBerungsverbotes) zu erteilen, wenn das Forderungsdarlehen
zur Géanze zurlickbezahlt worden ist. Dies gilt auch in den Fallen einer Teiltilgung fir Reihenhauser und Woh-
nungen, bei denen allfallige Teilldschungen und Vorrangeinrdumungen erforderlich sind. Die Ausstellung einer
Loschungserklarung vor Darlehenstilgung ist bei Vorliegen einer Treuhanderkldrung einer 6ffentlichen Notarin
oder eines Notars oder einer Rechtsanwaltin oder eines Rechtsanwalts moglich. Eine SchlieBungsdifferenz von
+ € 15 bis - € 15 im Zuge der finalen Darlehnsriickzahlung und KontoschlieRung ist unbeachtlich. Es erfolgt
diesbeziglich keine Riickzahlung bzw. Nachforderung.

(1)

(2)
(3)
(4)

(5)

(6)

(7)

§25
Tilgungsplan

In den Tilgungsplanen sind die Darlehensbedingungen festzulegen, wobei eine Darlehenslaufzeit von
30 Jahren, eine halbjahrlich dekursive Verzinsung von 0,7% pro Jahr vom 1. bis zum 10. Jahr, von 1,0%
vom 10,5. bis zum 20. Jahr und von 2,0% pro Jahr vom 20,5. bis zum 30. Jahr vorzusehen ist. Die Zins-
berechnung erfolgt kalendermaRig/360 Tage jeweils vom aushaftenden Darlehenskapital. Die halb-
jahrlich dekursiv zu leistenden Annuitdtszahlungen betragen fiir die 1. bis 10. Halbjahresrate 0,8%, fiir
die 11. bis 20. Halbjahresrate 1,35%, fiir die 21. bis 40. Halbjahresrate 2,0% und fir die 41. bis 60.
Halbjahresrate des Tilgungszeitraumes 2,9% des Darlehensbetrages, wobei die Annuitatsberechnung
jeweils vom Darlehensnominale erfolgt.

Die Aussetzung der Annuitat auf bestimmte Zeit ist gemaR § 17 Abs. 3 Bgld. WFG 2018 moglich.
Die Verzinsung beginnt mit der ersten Auszahlung des Darlehensbetrages oder Darlehensteilbetrages.

Die Tilgung beginnt am Monatsersten, welcher der Endzuzahlung folgt, erstmalig sechs Monate ab
Auszahlung. Teilrickzahlungen sind ab dem der Auszahlung nachfolgenden Monatsersten moglich.

Bei Nichteinhaltung der in Abs. 4 genannten Tilgungstermine sind die in der Zusicherung festgelegten
Verzugszinsen zu verrechnen. In begriindeten Fallen kdnnen auf Antrag der oder des Zahlungspflichti-
gen die Fristen verlangert werden. In besonders beriicksichtigungswiirdigen Fallen kann fir die Zeit
der Stundung oder Teilzahlung die Vorschreibung von Verzugszinsen entfallen.

In besonders begriindeten Fillen (z.B. wirtschaftliche, gesundheitliche, familidre Griinde) konnen auf
Antrag Verlangerungen der Darlehenslaufzeit gewahrt werden.

Die Bestimmungen des § 17 Bgld. WFG 2018 sind anzuwenden.

§26
Einhebung Verwaltungskostenbeitrage

Im Rahmen der Forderungsabwicklung kénnen Gebiihren und Spesen dem Darlehenskonto angelastet wer-
den (z.B. Portospesen, Mahngebihren, Filligstellungsgebiihren, Rechtsanwalts- und Inkassokosten etc.).
Ebenso werden Kosten und Spesen anderer Banken, die durch das Verschulden der Forderungswerberin oder
des Forderungswerbers verursacht werden dem Darlehenskonto angerechnet.
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VI. Férderungsverfahren

§27
Antragstellung

Ansuchen um Gewahrung einer Forderung sind entsprechend des § 5 Abs. 1 Bgld. WFG 2018 beim Amt
der Burgenlandischen Landesregierung, Abteilung 9 - Hauptreferat Wohnbauférderung, einzubringen
und die aus den Formblattern zu den jeweiligen Forderungsarten ersichtlichen Unterlagen anzuschlie-
Ben. Ansuchen gelten erst dann als eingebracht, wenn jedenfalls alle zur Beurteilung und technischen
Uberpriifung erforderlichen Unterlagen (Abs. 4 und 5) angeschlossen sind. Ansuchen sind auf elektro-
nischem Weg direkt beim Amt der Burgenldndischen Landesregierung in folgender Form zu ibermit-
teln, pro Antrag ein Datentrager ohne Unterorder:

Samtliche Unterlagen auf Datentrager im Format PDF/A-1b

PDF-Dateien entsprechend dem Inhalt bezeichnet (Antrag, Promesse, Baubewilligung, ZEUS-Formblatt
flir Energieausweis, Lageplan, etc.)

Liste Wohnungswerber als Excel-Datei

Erste Seite des Einreichplans mit baubehdrdlicher Bestatigung separat als PDF

Ansuchen um Gewahrung einer Forderung kdnnen bis langstens 24 Monate ab in Rechtskraft erwach-
senen Baubescheides oder einer Bauanzeige eingebracht werden.

Wird ein Bauvorhaben in mehreren Bauabschnitten saniert, ist das Ansuchen um Gewahrung einer
Forderung fir den entsprechenden Bauabschnitt mit Genehmigung der Landesregierung in der gesetz-
lichen Fertigstellungsfrist nach den Bestimmungen des Bgld. Baugesetzes einzubringen.

Dem Foérderansuchen sind alle zur Beurteilung des Forderantrages erforderlichen Unterlagen und
Formblatter anzuschlieRen, insbesondere

e  Baubewilligung, Baufreigabe

e  baubehordlich bewilligter Bauplan und Baubeschreibung

e Nutzflachenaufstellung

e  Kostenzusammenstellung laut ONORM B 1801-1

e ,ZEUS“-Formblatt flir Energieausweis

e  Kostenvoranschlag oder saldierte Rechnung bei Beantragung von Bonusbetragen

Ein nach baurechtlichen Vorschriften erstellter Energieausweis ist in elektronischer Form vollstandig
in die online - Datenbank ZEUS Burgenland (www.bgld.energieausweise.net) fiir Energieausweise zu
Ubermitteln und im Forderantrag die ZEUS-Projektnummer bekannt zu geben. Die Energieausweise
werden stichprobenartig Gberprift. Mogliche Beanstandungen sind zu berichtigen.

§28
Forderabwicklung / Férderpriifung

Die Forderantrdage samt Beilagen werden auf Vollstdandigkeit, Schliissigkeit und Forderungswirdigkeit
gemal den Bestimmungen des Bgld. WFG 2018 und dieser Richtlinie Gberpruift.

Werden vom Amt der Burgenlandischen Landesregierung zusatzliche oder fehlende Unterlagen ange-
fordert und diese nicht binnen der angegebenen Frist (langstens jedoch innerhalb von 12 Monaten ab
Einreichung) nachgereicht, gilt der Forderungsantrag als zuriickgezogen, sofern die Verzogerung im
alleinigen Einflussbereich der Férderungswerberin oder des Férderungswerbers liegt.

Der Forderantrag kann von der Férderungswerberin und/oder dem Férderungswerber schriftlich zu-
rickgezogen werden.
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Im Falle der Nichtgenehmigung des Férderungsdarlehens wird der Férderungswerberin und/oder dem
Forderungswerber eine kurze begriindete schriftliche Abweisung des Ansuchens libermittelt.

Werden von der Férderungswerberin und/oder dem Férderungswerber bei der Antragstellung unrich-
tige Angaben gemacht, wird das Férderansuchen abgewiesen.

§29
Zusicherung und Schuldschein

Im Falle der Erledigung im Sinne des Ansuchens ist der Forderungswerberin oder dem Forderungswer-
ber eine schriftliche Zusicherung gemaR § 5 Abs. 2 des Burgenlandischen Wohnbauférderungsgesetzes
2018 sowie ein Schuldschein (Darlehensvertrag) auszustellen. In der Zusicherung und im Schuldschein
(Darlehensvertrag) knnen Bedingungen und Auflagen vorgesehen werden, die der Sicherung und Ein-
haltung der Bestimmungen dieser Richtlinie und des diesem zugrundeliegenden Férderungszweckes
dienen.

Der in der Zusicherung genannte Darlehensbetrag ist ein vorlaufiger Maximalbetrag. Die Festlegung
der endgiiltigen Férderungshodhe erfolgt auf Basis der Férderungsvoraussetzungen (z.B. tatsadchliche
Bauausfiihrung).

Die Zusicherung hat insbesondere zu enthalten:

Finanzierungsplan;

Fertigstellungstermin des Bauvorhabens

Zinsen, Darlehenslaufzeit und Darlehenskonditionen gemaR § 25

In der Zusicherung sind des Weiteren Bedingungen und Auflagen hinsichtlich der voriibergehenden
Einstellung der Forderungszahlungen festzulegen, wenn die Férderungswerberin oder der Férderungs-
werber ihre bzw. seine in der Zusicherung und im Darlehensvertrag vereinbarten Verpflichtungen
nicht erfillt oder einhalt.

§30
Auszahlungsmodalitdten

Das in einem Gesamtbetrag zugesicherte Forderungsdarlehen wird in Teilbetragen an die Férderungs-
werberin oder den Férderungswerber ausbezahlt. Die Anweisung erfolgt erst nach Vorliegen des Ori-
ginal Schuldscheines und des Gerichtsbeschlusses tiber die grundbticherliche Sicherstellung (§ 22) des
Forderungsdarlehens.

Die Auszahlung der einzelnen Teilbetrdage des bewilligten Forderungsdarlehens kann davon abhangig
gemacht werden, dass das durchgefiihrte Sanierungsvorhaben an Ort und Stelle von einer oder einem
Priforgan (§ 44) Giberpriift und die Ubereinstimmung der Ausfiihrung mit den genehmigten Unterla-
gen festgestellt wird.

Die Auszahlung des zugesicherten Férderungsbetrages erfolgt

a) 30 % bei Vorliegen des Nachweises Uber die grundbiicherliche Sicherstellung des zugesicherten Dar-
lehensbetrages,

b) 55 % bei Fertigstellung der SanierungsmalRnahmen (Erfullung aller behérdlichen Voraussetzungen
flr die Benlitzung aufgrund der Bestimmungen des Bgld. Baugesetzes) und

¢) 15 % bei Vorlage der Endabrechnung
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§31
Endabrechnung

Nach Abschluss der SanierungsmalRnahmen ist ohne Verzug, langstens jedoch innerhalb von zwei Jah-
ren ab Fertigstellung der SanierungsmaBnahmen die Endabrechnung der Burgenlédndischen Landesre-
gierung zur Prifung vorzulegen, widrigenfalls die Gesamtbaukosten durch einen Ziviltechniker ein-
schlagiger Fachrichtung auf Kosten der Forderungswerberin oder des Férderungswerbers ermittelt
und der Endabrechnung zugrunde gelegt werden kénnen. Die Endabrechnung hat die auf die einzelnen
Wohneinheiten entfallenden Baukosten sowie deren Berechnung zu enthalten.

Die Endabrechnung der auf die einzelnen Wohneinheiten entfallenden Baukosten ist wie folgt durch-
zufiihren:

Zunéchst sind die Gesamtsanierungskosten fir alle Nutzflachen des Férderungsobjektes festzustellen;
Von diesem Betrag sind die Gesamtsanierungskosten fiir die im Forderungsobjekt gelegenen nicht ge-
forderten Flachen (z.B. Geschéftslokale, nicht geforderte Wohnungen, Abstellanlagen fiir Kraftfahr-
zeuge) abzuziehen

Der Restbetrag ist sodann auf die Wohnungen im Verhaltnis ihrer forderbaren Nutzflache aufzuteilen.

Die Endabrechnung hat jedenfalls zu enthalten:

Endabrechnung inklusive detaillierter Aufstellung

Chronologische und sortierte Baukontoiibersicht des geférderten Objektes

Vorausschauende Baukontolibersicht

Aufstellung der Wohnungsbeschaffungskosten

Interne Uberweisung der Grund- und Bauvorbereitungskosten

Begriindung von eventuell entstandenen Mehrkosten nach der Endabrechnung gegenilber den
angegebenen Gesamtsanierungskosten bei Antragstellung

Da die Gesamtsanierungskosten einen wesentlichen Bestandteil der gesamten Wohnungsbeschaf-
fungskosten darstellen, ist eine detaillierte Aufstellung der Gesamtsanierungskosten samt Nebenkos-
ten vorzulegen.

Bei einer Abdnderung der errichteten Wohnnutzflache gegentiber der Antragstellung von Plus/Minus
3% der geforderten Nutzflache ist ein Bestandsplan (nach Errichtung des Objektes) und eine detail-
lierte Topographie vorzulegen.

Die Burgenldndische Landesregierung kann die bedungene Bauausfiihrung, die bestimmungsgemalie
Verwendung und ordnungsgemale Erhaltung von geférderten Objekten auf die gesamte Dauer der
Férderung durch stichprobenweise Uberpriifungen iiberwachen. Im Falle einer Uberpriifung hat die
Forderungswerberin oder der Forderungswerber den Organen des Landes Burgenland oder den vom
Land Burgenland Beauftragten zu diesem Zweck den Zutritt in das geférderte Objekt und die Einsicht-
nahme in samtliche, den Bau betreffende Unterlagen zu ermdglichen.

VIl. Ubernahme von Férderungsdarlehen

§32
Ubertragung in das Eigentum

Eine Bauvereinigung kann die geférderten Wohnungen und Reihenhauser nachtraglich in das Eigen-
tum (Wohnungseigentum) Ubertragen, wenn die Baulichkeit vor mehr als zehn Jahren erstmals bezo-
gen worden ist und die Kauferin oder der Kaufer alle Verpflichtungen der Bauvereinigung, wie insbe-
sondere von zur Finanzierung der Herstellung der Baulichkeit oder deren Erhaltung und Verbesserung
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(2)

(3)

gewahrten Darlehen anteilsmaRig Gbernimmt. Die diesbeziiglichen Bestimmungen des WGG und die
darauf basierenden Verordnungen sind einzuhalten.

Die Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen durch natiirliche Personen zum aushaftenden Be-
trag ist mit Zustimmung des Landes moglich, wenn die Nutzungsberechtigte und der Nutzungsberech-
tige das erforderliche Mindesteinkommen gemaR § 8 Abs. 3 dieser Richtlinie erfllen.

Der Hauptwohnsitz im geférderten Objekt ist innerhalb von sechs Monaten ab Zustimmung zur Eigen-
tumsiibertragung von den Ubernehmenden und diesen nahestehenden Personen zu begriinden.

§33
Ubernahme durch Schenkung oder Kauf

Die Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen von natiirlichen Personen zum aushaftenden Betrag ist
gemal § 7 Bgld. WFG 2018 mit Zustimmung des Landes moglich. Unter nachstehenden Bedingungen kann
natlirlichen Personen im Zuge einer Schenkung oder beim Kauf eines geférderten Eigentumsobjektes die Zu-
stimmung ein Wohnbauférderungsdarlehen zu Gibernehmen erteilt werden:

1.

w

(1)

(2)

In die Bestimmungen der Zusicherung und des Darlehensvertrages ist im Falle einer Darlehensiber-
nahme vollinhaltlich einzutreten.

Alle fur die Priifung der Forderwiirdigkeit erforderlichen Unterlagen (z.B. Einkommensnachweise,
Nachweis Uber den dringenden Wohnbedarf, etc.) sind der Férderstelle in einer angemessenen Frist
vorzulegen.

Allenfalls bestehende Zahlungsriickstande miissen vor Vertragsdurchfiihrung beglichen sein.

Die Férderwiirdigkeit der zu Ubernehmenden muss gegeben sein. Die vorgeschriebenen Einkommens-
grenzen dirfen nicht Gber- oder unterschritten werden und es muss der dringende Wohnbedarf ge-
geben sein. Die Bestimmungen der §§ 4 und 8 sind anzuwenden.

Ist bei Schenkungsvertrdagen zwischen nahestehenden Personen ein Wohnrecht der bisherigen Forde-
rungswerbenden vorgesehen, kann auf eine Uberpriifung der Férderwiirdigkeit bis zum Erléschen des
Wohnrechtes verzichtet werden. Die neuen Eigentlimer haben jedoch gegeniiber dem Land eine Ver-
pflichtungserklarung abzugeben.

Auch wenn in den Schenkungsvertragen keine Schuldiibernahme vereinbart ist, hat die grundbiicher-
liche Ubernehmerin und der grundbiicherliche Ubernehmer jedenfalls eine notariell beglaubigte
Schuldbeitrittserklarung zum Forderungsdarlehen abzugeben.

Bei Darlehenslibernahmen bei einer Ehescheidung (§ 98 EheG) verbleibt die oder der die Ehewohnung
verlassende Partnerin oder Partner zumindest Ausfallsbiirgin oder Ausfallsbiirge, sofern nicht einer
ganzlichen Haftungsentlassung seitens des Landes zugestimmt wird.

Der Hauptwohnsitz im geférderten Objekt ist innerhalb von sechs Monaten ab Zustimmung von den
Ubernehmenden und diesen nahestehenden Personen zu begriinden.

§34
Ubernahme durch Erbschaft

Im Falle einer Rechtsnachfolge aufgrund eines Todesfalles ist eine Ubernahme des Férderungsdarle-
hens gemaR den Bestimmungen des § 7 Bgld. WFG 2018 mdoglich. § 35 Zif 1 - 4 sind sinngemal’ anzu-
wenden.

Personen, die im Zuge von Verlassenschaftsverfahren Eigentlimer von gefoérderten Objekten werden
(und bisher nicht in den Darlehensvertrdgen aufgeschienen sind), wird eine Frist von zwei Jahren ab
Vorlage eines rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsbeschlusses eingerdaumt, um entweder bei
Vorliegen der Voraussetzungen das Darlehen zu (ibernehmen, oder das geforderte Objekt an eine be-
glinstigte Person zu verkaufen oder das laufende Wohnbaudarlehen zu tilgen, unabhangig davon ob
fir diese Personen ein laufendes Wohnbaudarlehen besteht.
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(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

Wahrend dieser Frist haben die Darlehensriickzahlungen vertragsgemaR zu erfolgen, diirfen mit dem
geforderten Objekt keine Gewinne erzielt werden und darf das geforderte Objekt nicht vermietet wer-
den. Werden diese Auflagen nicht eingehalten oder nach Ablauf der Frist das geférderte Objekt nicht
verkauft oder das Wohnbaudarlehen nicht getilgt wird, wird das Darlehen gekiindigt.

Bei Ubernahme des Wohnbaudarlehens sind innerhalb von sechs Monaten ab Abschluss des Verlas-
senschaftsverfahrens oder ab Vorliegen einer rechtskraftig vollstreckbaren Einantwortungsurkunde
von den Erben und den mit ihnen im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen alle Unterlagen vor-
zulegen, die fiir die Beurteilung der Forderwirdigkeit erforderlich sind.

Die aufgrund der Erbantrittserklarung grundblicherliche Eigentlimerin oder der grundbicherliche Ei-
gentimer des geforderten Objektes hat eine notariell beglaubigte Schuldbeitrittserklarung zum For-
derungsdarlehen zu ibermitteln, sofern eine Ubernahme des Darlehens gewiinscht ist.

Sind laut Einantwortungsbeschluss mehrere Personen erbberechtigt, jedoch nur ein Erbe tGbernimmt
das Wohnbauférderungsdarlehen, ist ein Schuldbeitritt der restlichen Erben (Liegenschaftseigenti-
mer) nicht erforderlich.

Der Hauptwohnsitz im geférderten Objekt ist innerhalb von sechs Monaten ab Zustimmung zur Darle-
hensiibernahme von den Ubernehmenden und ihnen nahestehenden Personen zu begriinden.

§35
Entlassung aus der Haftung von Wohnbaudarlehen

Haftungsentlassungen im Zuge von Darlehensiibernahmen durch Schenkung oder Kauf sind moglich.
Im Falle der Zustimmung des Landes zur Ubernahme von laufenden Férderungsdarlehen treten die
Ubernehmenden zur Ginze in den laufenden Férderungsvertrag ein und iibernehmen diesen mit allen
Rechten und Pflichten. Die bisherigen Férderungswerbenden gelten als von der Haftung zur Ganze
entlassen.

Wenn im Zuge einer Scheidung nach § 98 EheG der in der Haftung verbleibende Férderungswerbende
weiterhin im geférderten Objekt den Hauptwohnsitz begriindet hat kann die Ausfallsbiirgin oder der
Ausfallsblirge aus der Haftung entlassen werden. Voraussetzung dafir ist, dass der aus der Haftung zu
Entlassende nicht mehr Eigentliimer des geforderten Objektes ist. Weiters diirfen keine Zahlungsriick-
stande bestehen.

Eine Haftungsentlassung kann friihestens zwei Jahre nach Erlassung des Scheidungsbeschlusses bzw.
bei Auflosung der Lebensgemeinschaft nach Vorliegen einer schriftlichen Erklarung beantragt werden.

Bei einer Scheidung nach § 55a EheG ist eine Haftungsentlassung nur dann moglich, wenn eine Ver-
einbarung hinsichtlich der Kreditverbindlichkeiten im Zuge des Aufteilungsverfahrens geschlossen und
der Ausspruch nach § 98 EheG beantragt wurde.

Bei Auflosung der Lebensgemeinschaft und der eingetragenen Partnerschaft sind die Bestimmungen
des Abs. 2 sinngemaR anzuwenden.

Eine sofortige Haftungsentlassung ist nur durch Beibringen eines Birgen moglich.
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(1)

w

10.

11.

12.

13.

14.

(2)

3)

VIIl. Kiindigungsbestimmungen

§36
Kiindigung

Im Darlehensvertrag sind die Bedingungen und Auflagen festzulegen. Unter Einhaltung einer Kiindi-
gungsfrist von mindestens sechs Monaten wird das zugesicherte Férderungsdarlehen gemaR § 6 Bgld.
WFG 2018 gekiindigt, wenn die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner nach schriftlicher
Mahnung trotz Gewadhrung einer angemessenen Frist

ohne Vorliegen wichtiger Griinde seinen Zahlungsverpflichtungen aus den Vertragen tber das Forde-
rungsdarlehen oder Uber sonstige zur Finanzierung des Bauvorhabens aufgenommenen Darlehen
nicht nachkommt, oder

ihre oder seine Verpflichtungen oder Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung oder des Schuldschei-
nes (Darlehensvertrages) nicht erfullt, oder

die Erhaltung des geférderten Wohnraumes unterlasst, oder

ohne Zustimmung des Landes den geforderten Wohnraum zur Génze oder zum Teil in Rdume anderer
Art umwandelt, sonst widmungswidrig verwendet, vereinigt oder trennt, am geférderten Wohnraum
erhebliche wertmindernde Anderungen vornimmt oder zul3sst, oder

bei Einverleibung eines VerauRerungsverbotes zugunsten des Landes das Eigentum am geforderten
Objekt ohne Zustimmung des Landes durch ein Rechtsgeschaft unter Lebenden Gbertragt, oder

die zur Benlitzung durch die Eigentiimerin oder den Eigentliimer bestimmte Wohnung weder von die-
ser oder diesem, noch von ihr oder ihm nahestehenden Personen zur Deckung des stdandigen, dringen-
den Wohnbedarfes verwendet wird, es sei denn, die Wohnungsinhaberin oder Wohnungsinhaber ist
wegen Krankheit, zu Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus zwingenden beruflichen Griinden vo-
riibergehend abwesend, oder

eine geforderte Wohnung ohne Zustimmung des Landes an eine nicht forderungswiirdige Person
weitergibt oder weitervermietet, oder

die Begriindung des Hauptwohnsitzes im geforderten Objekt nicht nachweist. Ebenso ist der Haupt-
wohnsitz von nahestehenden Person zu begriinden, oder

die Ehepartnerin oder der Ehepartner, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner ge-
maR EPG oder die Lebensgefahrtin oder der Lebensgefahrte den geforderten Schuldbeitritt nicht
vorlegt, oder

mehrere geférderte Objekte besitzt, oder

ein gefordertes Eigentumsobjekt zur Ganze oder zum Teil vermietet, oder

nicht innerhalb von sechs Monaten nach Vorliegen aller gesetzlichen und vertraglichen Voraus-
setzungen die zur Einverleibung des Eigentums erforderlichen Antrage stellt und die hiefiir notwendi-
gen Urkunden errichtet, oder

bei Rechtsnachfolge die fiir die Priifung der Moglichkeit der Darlehensiibernahme erforderlichen
Unterlagen nicht vorlegt, oder

den geférderten Wohnraum nicht innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss der Sanierungs-
arbeiten oder nach Raumung durch die Vorbeniitzerin oder den Vorbeniitzer in Beniitzung genommen
hat. Bei Vorliegen wichtiger Griinde ist eine Erstreckung der Frist moglich.

Bei einem gekiindigten Darlehen kann der noch aushaftende Darlehensbetrag tiber gesonderten An-
trag und nach MaRgabe einer abzuschlieBenden Ratenzahlungsvereinbarung zuriickgezahlt werden:

In bis zu 15 Halbjahresraten oder 90 Monatsraten aufgrund darzulegender wirtschaftlicher Notlage
oder

fiir einen darliberhinausgehenden Zeitraum, wenn lberdies gesundheitliche, soziale oder familidre
Grinde geltend gemacht werden.

Eine Kiindigung des Darlehens kann im Todesfall der Férderungswerberin oder des Forderungswerbers
aufgrund des Ansuchens der Erbinnen oder Erben in sozialen Hartefallen unterbleiben, sofern mit dem
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(1)

(2)

frei werdenden Objekt kein Gewinn erzielt wird oder dieses von einer nahen stehenden Person wei-
terhin benutzt wird.

§37
Falligstellung

Das Forderungsdarlehen kann ohne vorangegangene Kiindigung sofort fallig gestellt und riickgefordert
werden, wenn

hinsichtlich der verpfandeten Liegenschaft oder eines Teiles der Liegenschaft die Zwangs-verwaltung
oder die Zwangsversteigerung bewilligt wird, oder

Uber das Vermogen der Darlehensschuldnerin oder des Darlehensschuldners der Konkurs oder das
Ausgleichsverfahren eréffnet wird oder die Darlehensschuldnerin oder der Darlehensschuldner die
Zahlung einstellt und schutzwiirdige Interessen von Wohnungsinhaberinnen bzw. Wohnungsinhabern
oder kiinftigen Wohnungsinhaberinnen bzw. Wohnungsinhabern durch die Falligstellung nicht gefahr-
det werden.

Forderungsdarlehen und Zuschisse sind sofort fallig zu stellen und zuriickzufordern, wenn die Férde-
rung aufgrund unrichtiger Angaben erwirkt oder sonst wie erschlichen wurde.

§38
Widerruf

Vor Zuzdhlung des Darlehensbetrages kann die Zusicherung widerrufen werden, wenn die Férderungswer-
berin oder der Férderungswerber nicht alle fir die Auszahlung vorgesehenen Bedingungen erfullt.

(1)

(2)

(1)

(2)

(3)

IX. Weitere Darlehensbedingungen

§39
Nachweis iiber die Fertigstellung

Das Bauvorhaben ist innerhalb von drei Jahren ab Darlehenszusicherung fertig zu stellen. Eine Uber-
schreitung der Frist ist nur auf Antrag in begriindeten Ausnahmefallen moglich.

Die Fertigstellung der Sanierungsmafnahmen ist gemafl den Bestimmungen des Bgld. Baugesetzes
nachzuweisen.

§40
Eigentumsbeschrankungen

Im Falle der Vergabe von Wohnungen im Wohnungseigentum ist die Anmerkung der vorbehaltenden
Verpfandung gemal § 40 Abs. 2 Wohnungseigentumsgesetz 2002 - WEG 2002 durch Vorlage eines
entsprechenden Grundbuchsauszuges (Grundbuchsabschrift) nachzuweisen.

Wurde eine Forderung zugesichert und grundbiicherlich sichergestellt, so ist auf der Liegenschaft ein
VerauBerungsverbot zugunsten des Landes einzuverleiben.

Ist das VerdauRerungsverbot einverleibt, kann das Eigentum (Baurecht) an der Liegenschaft durch
Rechtsgeschéafte unter Lebenden nur mit schriftlicher Zustimmung des Landes libertragen werden.
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(2)

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(1)

§41
Mietzinsbildung

Der Mietzins oder das Nutzungsentgelt fiir geforderte Wohnungen darf hochstens die Héhe der Be-
rechnung nach den Bestimmungen des WGG erreichen.

Bei der Sonderwohnform Junges Wohnen darf die Nettomiete (ohne Betriebskosten und Mehrwert-
steuer) fiinf Euro je m? férderbarer Nutzfliche, angepasst an den Verbraucherpreisindex, nicht Gberstei-
gen. Diese Wohnungen sind reine Mietwohnungen, eine Ubernahme ins Eigentum ist nicht moglich.

§42
Sonstige Forderungsbedingungen

Die Forderwerberin oder der Férderwerber ist verpflichtet, alle Ereignisse, die eine Abanderung ge-
genlber dem Forderungsantrag oder den vereinbarten Auflagen oder Bedingungen oder eine Riick-
forderung des Forderungsbetrages erfordern wiirden, dem Amt der Burgenlandischen Landesregie-
rung unverziglich bekannt zu geben.

Die Fertigstellung des Bauvorhabens ist unverziglich, langstens jedoch nach 8 Wochen der Forder-
stelle mit allen dafiir erforderlichen Unterlagen bekannt zu geben.

Uber den Anspruch aus der Férderungszusicherung kann weder durch Abtretung, Anweisung oder Ver-
pfandung noch auf irgendeine Weise unter Lebenden verfligt werden. Dieser Anspruch kann auch
nicht von Dritten in Exekution gezogen werden.

Wird ein Antrag von getrenntlebenden Personen eingebracht und eine Scheidung ist nicht beabsich-
tigt, so ist jedenfalls der Nachweis Uber die getrennten Wohnsitze sowie eine Erklarung (Formblatt),
die von beiden Ehepartnern unterzeichnet ist, vorzulegen.

Ist eine Scheidung beabsichtigt, ist vorerst der Nachweis liber die eingereichte Scheidung vorzulegen.
Bei Vorliegen der Scheidungsurkunde (Scheidungsurteil) ist dieses der Forderstelle unverziglich zu
Ubermitteln.

Wird im Zuge einer Uberpriifung festgestellt, dass ein Ehepartner nach Zusicherung des Férderungs-
darlehens den Hauptwohnsitz im geforderten Objekt begriindet hat und die Trennung somit aufgeho-
ben ist (s. Abs. 3), hat dieser dem aufrechten Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Erklarung
beizutreten, ansonsten das Darlehen gekiindigt wird.

Andern sich die im geférderten Objekt lebenden Personen oder die Anzahl der Personen im Vergleich
zur Antragstellung (z.B. durch Heirat) haben diese jedenfalls den Hauptwohnsitz im geférderten Objekt
zu begriinden. Die Ehepartnerin oder der Ehepartner, die eingetragene Partnerin oder der eingetra-
gene Partner gemal EPG sowie die Lebensgefdhrten oder der Lebensgefahrte haben dem aufrechten
Darlehensvertrag durch rechtsverbindliche Erklarung beizutreten, wenn eine Eigentumsiibertragung
erfolgt.

X. Schlussbestimmungen

§43
Sonstige Bestimmungen

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist gemaf dem Bgld. WFG 2018 ermachtigt, alle im Forde-
rungsantrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Forderung sowie bei allfalli-
gen Riickforderungen anfallenden, die Forderungswerbenden betreffenden personenbezogenen Da-
ten zu verarbeiten.
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(2)

(3)

(1)

(2)

(3)

(4)

Das Land Burgenland als Forderungsgeber ist weiters befugt, Daten gemafR § 10 Abs. 1 Bgld. WFG 2018
im notwendigen AusmaR zur Erflillung von Berichtspflichten, fiir Kontrollzwecke oder zur statistischen
Auswertung an Dritte, die zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, zu (ibermitteln.

Das Land Burgenland als Férderungsgeber ist befugt, im Rahmen der Férderungsabwicklung die ermit-
telten Daten an die Transparenzdatenbank im Sinne des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 - TDBG
2012 zu Ubermitteln und Daten, wenn sie zur Gewahrung, Einstellung oder Riickforderung des Darle-
hensbetrages erforderlich sind, aus der Transparenzdatenbank abzufragen.

§44
Duldungs- und Mitwirkungspflichten

Den Organen des Amtes der Landesregierung, im folgenden Priforgane genannt, ist das Betreten des
Grundstiickes, auf dem sich das geférderte Objekt befindet, zu gestatten.

Die Priiforgane sind erméchtigt in Unterlagen, die fiir die Priifung des zu férdernden Objektes als not-
wendig erachtet werden, Einsicht zu nehmen.

Die Priiforgane kénnen die zeitweilige Uberlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen verlangen
und haben in diesem Fall deren Aushandigung der beglinstigten Person(en) zu bestatigen.

Bei der Priifung hat eine geeignete und informierte Person anwesend zu sein, um Auskiinfte zu erteilen
und die erforderliche Unterstitzung zu leisten.

§45
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit 1. Janner 2022 in Kraft.

Die Bestimmungen (iber die Energiekennzahl und Gesamtenergieeffizenz (§ 3Z.25-27,§ 11 und § 14 Abs.2
bis 5 sowie § 19 Abs. 1 und 4 dieser Richtlinie) sind in der vorliegenden Form insoweit anzuwenden, als diese
bereits in den burgenldndischen baurechtlichen Bestimmungen (Bgld. BauVO) in Kraft gesetzt sind. Fiir den
Fall, dass diese Bestimmungen noch nicht in Kraft gesetzt sind gelten in diesen Punkten die Bestimmungen der
Forderrichtlinie 2020 bis zu deren Inkrafttreten fort

Diese Richtlinie wurde in der Fassung 2021 unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie (EU)
2015/1535 des Européischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 Uiber ein Informationsverfah-
ren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften fir die Dienste der Informationsgesell-
schaft notifiziert.

Fir die Landesregierung:
Der Landesrat:
Mag. Dorner
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Anhang 1:

Grundsatze fir die Gewdhrung einer Forderung zur Vermeidung von baulichen Barrieren

Bei der Errichtung von Gebauden ist auf Menschen mit speziellen Bedirfnissen wie altere Menschen und
Menschen mit Behinderung jedenfalls durch folgende MalRnahmen Bedacht zu nehmen:

1.

Der Eingang in das Erdgeschoss muss stufenlos erreichbar sein.
Vor Hauseingangstiiren muss eine Bewegungsflache von mindestens 150 cm Durchmesser bestehen.
Die Hauseingangstiir muss eine nutzbare Durchgangslichte von mehr als 90 cm aufweisen.

Erforderliche Tiiranschlage sowie Niveauunterschiede von Hauseingangstiiren dirfen nicht gréRer als 2
c¢cm und missen gut lberrollbar sein. Bei Tiiren, an die erhéhte Anforderungen hinsichtlich Schall- und
Warmeschutz gestellt werden, darf der Tlranschlag nicht groRer als 3 cm sein.

Horizontale Verbindungswege (Gange, Flure) und Vorrdume missen eine lichte Breite des Bewegungs-
raumes von mindestens 120 cm aufweisen. Die lichte Breite darf durch Einbauten und vorstehende Bau-
teile nicht eingeengt werden. Unberiicksichtigt bleiben stellenweise Einengungen von maximal 10 cm
auf einer Lange von maximal 100 cm (z.B. Pfeiler, Beschlage, Tiren in gedffnetem Zustand). Am Ende
horizontaler Verbindungswege und bei Richtungsdanderungen muss die Bewegungsflache mindestens
150 cm Durchmesser aufweisen. Ist bei Stichgdngen die Ausfiihrung der Bewegungsflache von mindes-
tens 150 cm Durchmesser nicht moglich, so ist zumindest eine Leerverrohrung fiir automatische Turoff-
ner vorzusehen.

Horizontale Verbindungswege und Vorrdume missen grundséatzlich stufenlos ausgefiuihrt werden. Un-
vermeidbare Niveauunterschiede missen durch Rampen oder durch Personenaufziige ausgeglichen
werden.
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A-7000 Eisenstadt, Europaplatz 1. Das Amt der Burgenlandischen Landesregierung ibernimmt keinerlei Haftung fir die Identitat
von Inserenten, die Richtigkeit, und den Inhalt von Inseraten sowie fiir Satz- und Druckfehler.

g [ a |Dieses Dokument wurde amtssigniert.
m Siegelpriifung und Verifikation unter

£

www.burgenland.at/amtssignatur

925

Landesamtsblatt 52. Stlick vom 30. Dezember 2021


mailto:post.amtsblatt@bgld.gv.at

	432. Prüfung zum Nachweis der fachlichen Eignung für das  Güterbeförderungsgewerbe, Prüfungstermin Juni 2022
	433. Burgenländisches Wohnbauförderungsgesetz 2018; Richtlinie 2022  zur Förderung des Ankaufs von Eigenheimen, Wohnungen und Reihenhäusern
	434. Burgenländisches Wohnbauförderungsgesetz 2018;  Richtlinie 2022 zur Förderung der Errichtung  von Gruppenwohnbauten, Reihenhäusern und Wohnungen
	435. Burgenländisches Wohnbauförderungsgesetz 2018;  Richtlinie 2022 zur Förderung der Errichtung von Eigenheimen  für den privaten Wohnbau
	436. Burgenländisches Wohnbauförderungsgesetz 2018;  Richtlinie 2022 für die Gewährung von Wohnbeihilfen
	437. Burgenländisches Wohnbauförderungsgesetz 2018;  Richtlinie 2022 zur Förderung der Sanierung von  Eigenheimen für den privaten Wohnbau
	438. Burgenländisches Wohnbauförderungsgesetz 2018;  Richtlinie 2022 zur Förderung der Sanierung von Gruppenwohnbauten, Reihenhäusern und Wohnungen

